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Balle und den Saalkreis, die Rreiſe Merſeburg Buerfurk, Belikſch- Bikkerfeld,
wikkenberg Schweinik, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkarksberga und die Mansfelder Rreiſe.

Die Kavallerie.
Von Wilh. Blos, M. d. R.

Vor den Wahlen verſprechen alle bürgerlichen Parteien
feierlich, daß ihre Vertreter auf Sparſamkeit im Reichs-
haushalt bedacht ſein würden. Wird aber damit einmal Ernſt
gemacht, namentlich beim Militäretat, ſo erhebt ſich
ſofort in der alldeutſchen und namentlich in der national-
liberalen Preſſe ein fürchterliches Geſchrei, daß ſolche Sparſam-
keit „unangebracht“ ſei, wenn es ſich um die Vervollkommnung
der Kriegsrüſtung des Reiches handle. Zwar iſt eine unmittel-
bar uns bedrohende Kriegsgefahr momentan nicht zu verſpüren,
aber die genannte „patriotiſche“ Preſſe tobt wie toll, weil die
Budgetkommiſſion von den in der Militärvorlage geforderten
neuen Kavallerieregimentern drei geſtrichen hat. Für uns,

die wir die ganze Vorlage ablehnen, bedeutet der Beſchluß nicht
viel auch weiß man nicht, ob ſich im Plenum nicht eine Mehr-
heit findet, welche den Beſchluß der Kommiſſion wieder auf-
hebt. Man weiß, daß die Regierung bei ſolchen Gelegenheiten
mehr zu fordern pflegt, als ſie zu erreichen hofft. Und darum
iſt das Wutgeſchrei der „patriotiſchen“ Preſſe nicht zu ernſt zu
nehmen. Jn manchen Fällen mag ſich das Rüſtungskapital
die Krokodilstränen beſtellt haben, denn bei dieſem heißt es:
Principiis obstal (Man muß der Sache gleich im Anfang
Widerſtand leiſten.)

Namentlich der Vorſchlag, einige feudale Kavallerieregimenter
an die Grenze zu verlegen, hat in gewiſſen Kreiſen „Ent-
rüſtung“ hervorgerufen man ſagt, es ſei „modern“, Abneigung

gegen die Garde zu zeigen. Nun, man kann es ſich erklären,
daß die Garderegimenter, namentlich die Kavallerie, im Volke
nicht beliebt ſind, was weſentlich auf deren junkerliche Offi-
ziere zurückzuführen iſt. Aber dieſe Dinge ſcheinen uns ſehr
nebenſächlich zu ſein. Für uns iſt es weit wichtiger, daß über-
haupt einmal der Verſuch gemacht worden iſt, der Vermeh-
rung der Kavallerie Widerſtand zu leiſten.
Denn dieſe Waffe hat im modernen Kriege längſt die Bedeu-
tung verloren, die ſie in früheren Zeiten beſaß. Die Zeiten

der Seydlitz und Ziethen ſind längſt und für immer
vorüber.

Daran wird nichts geändert durch die in der Armee noch
immer beſtehende Tradition, daß die Kavallerie mit Gering-
ſchätzung auf die Jnfanterie hinabſieht. Ein Parademarſch
von Kavallerie mag weit intereſſanter ſein, als ein ſolcher von
Jnfanterie, aber das kann für die Budgetkommiſſion nicht
maßgebend ſein.

Daß durch die Entwicklung der modernen Feuer-
waffen die Bedeutung der Kavallerie für den Krieg auf
ein Minimum beſchränkt worden, iſt eine Tatſache, die im
Ernſte nicht beſtritten werden kann. Wenn ſie konſtatiert
wird, ſo iſt das auch für niemanden beleidigend, genau ſo,
wie man den berühmten Landsknechtsführer Georg von
Frundsberg nicht herabſetzt, wenn man ſagt, daß ſeine
Mannſchaften mit ihren Spießen, Hellebarden und Hand-
büchſen im heutigen Kriege nicht mehr verwendbar ſeien.
Aber man iſt im Offizierkorps außerordentlich empfindlich,
wenn es angezweifelt wird, daß heute ſo große Kavallerie-
maſſen, wie wir ſie haben gegen hundert Regimenter
für die Landesverteidigung notwendig ſeien. Als dies vor
vielen Jahren einmal der Abgeordnete Eugen Richter im
Reichstage tat, fuhr ihn der damalige Kriegsminiſter von
Kamechke heftig an, die preußiſchen Kavallerieregimenter
hätten ihre Fahnen ſtets in Ehre getragen. Das hatte aber

gar niemand beſtritten. Auch ſpäter wurde von militäriſcher
Seite ſtets die Notwendigkeit einer ſehr ſtarken Kavallerie be
hauptet.

Sieht man ſich in der neueren und neueſten Kriegsgeſchichte
um, ſo wird man die Bedeutung der Kavallerie zu den Zeiten
der Schlachten von Hohenfriedberg, von Roßbach und Zorndorf
ganz gewiß nicht beſtreiten. Aber ſchon in der napoleoniſchen
Zeit war es anders. Bei Marengo und bei Preußiſch-Eylau
tritt die Kavallerie noch entſcheidend auf. Aber ſchon bei
Aſpern mißlingt der große Angriff der ſchweren franzöſiſchen
Kavallerie; desgleichen bei Leipzig und bei Waterloo.

Von da ab geht die Bedeutung der Kabvallerie raſch zurück.
Schon im großen nordamerikaniſchen Bürgerkriege wurde die
Kavallerie im weſentlichen nur zum Aufklärungsdienſt und zu
Streif- und Beutezügen gebraucht. Je mehr ſich die Feuer-
waffen verbeſſerten, deſto mehr beſchränkten ſich die großen
Kämpfe auf Jnfanterie und Artillerie. Mit den Hinterladern
kam das vernichtende Schnellfeuer, deſſen furchtbare Wirkung
ſchon die hannoverſche Kavallerie in der für ſie ſiegreichen
Schlacht von Langenſalza 1866 erfahren mußte.

Jm deutſchfranzöſiſchen Kriege war dementſprechend die
Rolle der Kavallerie, vom Aufklärungsdienſt abgeſehen, eine
im Vergleich zu früheren Zeiten untergeordnete. Der große
Angriff einer franzöſiſchen Kavalleriebrigade in der
Schlacht bei Wörth endete mit deren Vernichtung; ſie kam unter
dem Schnellfeuer der Zündnadelgewehre gar nicht an den Feind
heran. Nicht beſſer erging es der franzöſiſchen Kavallerie bei
ihrem Maſſenangriff bei Floing in der Schlacht von Sedan;
die berühmten alten Regimenter wurden von dem Schnellfeuer
der deutſchen Jnfanterie völlig aufgerieben und die vor der
Front befindlichen Generale fielen ſämrlich bis auf den be-
rüchtigten Gallifet. Der nordamerikaniſche Kavalleriegeneral
Sheridan, der dem zweckloſen Gemetzel zuſah, meinte, das
ſei eine frivole Verſchwendung von Menſchenmaterial. Dies
war wohl der letzte große Kavallerieangriff in einem auf
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europäiſchem Boden geführten Kriege. Der berühmte „Todes-
ritt“ der preußiſchen Kavallerie bei Vionville, den Frei-
lig rath beſungen hat, wurde unternommen, um den Feind
aufzuhalten, bis Verſtärkungen kamen, und er kann zu den
großen Affären, welche eine direkte Entſcheidung bezweckten,
nicht gerechnet werden.

Jm ruſſiſch- türkiſchen Kriege von 1877--78 kam die ruſſiſche
Kavallerie, mit deren Zahl man dem verfaulten Weſten ſo oft
bange zu machen ſucht, nicht entfernt in dem Maße zur Ver-
wendung, wie bei früheren Gelegenheiten. Aehnlich war es
im ruſſiſch- japaniſchen Kriege, bei dem man von beſonderen
Taten der Kavallerie nichts vernommen hat. Jn Japan iſt die
Remontierung ſchwierig geweſen, da man das japaniſche Pferd
nicht zum Heeresdienſt verwenden kann; ob die Verſuche zur
Hebung der Pferdezucht gelungen ſind, iſt uns nicht bekannt.
Jm Burenkrieg hat die Reiterei infolge der dortigen eigen-
artigen Verhältniſſe ihre Bedeutung behalten, doch dürfte dieſe
auf die Reiterei anderer Länder nicht zu übertragen ſein.
Schließlich hat man in dem ſoeben beendigten Balkankriege
auch nicht bemerkt, daß die Kavallerie dort wichtige Entſchei-
dungen herbeigeführt hätte.

Es iſt deutlich genug zu bemerken: die hiſtoriſche Rolle der
Kavallerie iſt längſt zu Ende. Daß es gelingt, ſie zu erneuern,
halten wir für ausgeſchloſſen. Die jetzige deutſche Kavallerie
erſcheint uns mit ihrer dreifachen Bewaffnung Säbel, Lanze
und Karabiner etwas ſchwerfällig. Sie müßte ſich erſt er-
proben. Kavallerie, die als Jnfanterie verwendbar, hat man
auch früher ſchon vielfach gehabt, iſt aber wieder davon abge-
kommen. So bleiben für die Kavallerie nur der Aufklärungs-
dienſt und die Streifzüge übrig, mit denen ſie den feindlichen
Streifzügen zu begegnen hat. Auch der Aufktlärungsdienſt wird
ihr zum Teil durch Automobile und namentlich durch Luftfahr-
zeuge abgenommen.

Die „patriotiſche“ Preſſe erhebt gegen die Parteien, welche
die drei Kavallerieregimenter geſtrichen haben, den Vorwurf,
ſie achteten keine Traditionen und ließen ſich von dem „Traum“
einer Abrüſtung leiten. Was uns betrifft, ſo haben wir für
überflüſſige und koſtſpielige Traditionen nichts übrig, und
wenn uns militäriſche Fachleute von der hohen Bedeutung der
Kavallerie heute noch erzählen, ſo wiſſen wir, daß dies im
Jntereſſe von Lieblingswünſchen einflußreicher Perſönlichkeiten
geſchieht. Wenn aber irgendwo Sparſamkeit angebracht iſt,
dann hier.

Das Spießbürgertum aber, dem die Vermehrung der
Kavallerie ſo vielen Kummer macht, kommt uns vor, wie gewiſſe
weibliche Elemente, für welche das „zweierlei Tuch“ ein Gegen-
ſtand der Andacht, wo nicht Anbetung iſt.

Der Friedensſchacher.
Wie das Reuterſche Bureau erfährt, hat Sir Edward Grehy

allen Delegierten eine gleichlautende Erklärung abgegeben, die
außer der Mitteilung der Entſcheidung der Botſchafter noch
ſeine perſönliche Anſchauung enthielt, die er als Vertreter des
von den Delegierten für die Unterhandlungen erwählten
Landes äußerte. Es ſei den Delegierten nicht nur zu verſtehen
gegeben worden, daß diejenigen, die den Vorfrieden zu unter-
zeichnen geneigt ſeien, es tun ſollten, ſondern auch, daß es
offenbar zwecklos wäre, wenn die andern in England ver-
blieben. (1) Weiter erfährt das Reuterſche Bureau, daß die
Entſcheidung der Botſchafter viel mehr in den Verzögerungen
begründet iſt, die die gewünſchten Abänderungen verurſachen,
als in der Natur dieſer Abänderungen ſelbſt. Ueberdies er-
ſchienen dieſe Abänderungsvorſchläge, als Vorbehalte betrach-
tet, zwecklos, da ſie ja die Entſcheidungen der Mächte über die-
jenigen Fragen, die ihnen zur Löſung überlaſſen ſind, in
keiner Weiſe beeinfluſſen könnten.

Verſöhnung der feindlichen Brüder?
Wien, 27. Mai. Jn informierten Kreiſen hält man es trotz

der drohenden Nachrichten aus Belgrad und Sofig noch immer
für wahrſcheinlich, daß ein Ausgleich zwiſchen Ser-
bien und Bulgarien auf der Grundlage zuſtande
kommt, daß Bulgarien wohl einer Reviſion des Vertrags prin-
zipiell zuſtimmt, Serbien aber zugibt, daß Bulgarien die alba-
niſche Grenze erreicht und ſich zwiſchen Griechenland und Ser-
bien einſchiebt. Monaſtir und Ochrida dürften alſo bulgariſch
bleiben. Freilich gibt man zu, daß alle Vorausſagen in der
Luft ſchweben, da die Ereigniſſe ſtärker ſein können als der
Wille der Diplomaten.

Jmmerhin ſollen aber Anzeichen dafür beſtehen, daß das
Kabinett in Sofiag das weitgehendſte Entgegenkommen zeigen
werde in dem Beſtreben, das Bundesverhältnis nicht zu ge
fährden. Jnzwiſchen ſetze aber die Heeresverwaltung die mili-
täriſchen Vorbereitungen mit aller Beſchleunigung fort, um
für alle Fälle gerüſtet zu ſein.

Sofiag, 28. Mai. Wie an zuſtändiger Stelle verſichert wird,
haben die Griechen eingewilligt, Verhandlungen über
die Teilung der beſetzten Gebiete ohne Zuſtimmung von ſer-
biſchen Delegierten einzugehen. Als bulgariſcher Delegierter
wurde Sarafow nach Athen geſchickt. Es verlautet, daß
Miniſterpräſident Paſitſch nach Sofig kommen wird, um über
die Teilung der ſtrittigen Gebiete mit dem Miniſterpräſidenten
Geſchow perſönlich zu verhandeln.

Deutſch-türkiſche Verhandlungen.
Konſtantinopel, 27. Mai. Der deutſche Botſchafter

hatte geſtern wiederum eine längere Konferenz mit dem Groß-

weſir. Man will wiſſen, daß es ſich um eine Entſchäd'-
gung an Deutſchland wegen des Ausſchluſſes Deutſch-
lands am perſiſchen Golf und der Bagdadbahn handelt. Es
verlautet, daß Deutſchland die Konzeſſion zum Baue
zweier Eiſenbahnlinien erhalten wird, und zwar
eine Abzweiglinie von Angora nach Siva und eine andere Linie
von Harpout nach Diarbekar. Dieſe beiden Eiſenbahnlinien
würden wertvolle Landesgebiete erſchließen, und „man glaubt“,
daß dieſem Projekt von keiner Seite irgendwelche Schwierig-
keiten bereitet werden dürften.

Politiſche Ueberſicht.
Halle (Saale), den 28. Mai 1913.

Der Wiederzuſammentritt des Reichstags.
Der Reichstag iſt am Dienstag wieder zuſammengetreten,

und Herr Kaempf eröffnete die Sommertagung gleich wieder
mit einer Betonung der militariſtiſchen Bewilli-
gungsfreudigkeit, die er wohl als die oberſte Pflicht
der deutſchen Volksvertretung betrachtet. Der Präſident des
Reichstags hielt es für angemeſſen, der Budgetkommiſſion für
die „kräftige Förderung“ der Wehrvorlage zu danken, als ob
er ein Kommiſſar des Kriegsminiſters wäre. Jedenfalls aber
iſt er echt freiſinnig. Eine Anfrage des Vorſitzenden der
Polniſchen Berufsvereinigung, des Abg. Soſinski, über die
Haltung der oberſchleſiſchen Polizei beim Bergarbeiterſtreik
wurde von dem Vertreter des Staatsſekretärs Delbrück ſelbſt
verſtändlich dahin beantwortet, daß der Polizei in Ober-
ſchleſien nichts ferner läge, als das Reichsvereinsgeſetz oder
ſonſt irgendein Geſetz zu verletzen. Wo wird ſie denn!l Dann
beriet der Reichstag Petitionen. Eine umfangreichere
Debatte entſpann ſich zunächſt über Petitionen, die die Ein-
ſetzung eines Reichseinigungsamtes oder wenigſtens einer
Zentralſtelle zur Förderung des Abſchluſſes von Tarifver-
trägen verlangten. Unſere Genoſſen König und Brey
ſprachen ſich natürlich für eine ſolche Jnſtitution aus, erklärten
aber, daß ihre Vorbedingung ein wirklich freies Koalitions-
recht der deutſchen Arbeiter ſein müſſe, denn natürlich kann
ein Einigungsamt niemals ein Erſatz für die Organiſation
der Arbeiter ſein, ſondern es könnte nur in manchen Fällen
verhindern, daß Differenzen zwiſchen den Organiſationen der
Arbeiter und der Unternehmer durch den Kampf ausgetragen
werden. Der Generalſekretär der chriſtlichen Gewerkſchaften,
Herr Behrens, fand dieſe Haltung „eigenartig“, aber ſein
eigener Standpunkt erſchien gleich darauf um ſo eigenartiger,
als unſere Genoſſen nachwieſen, daß der chriſtliche Gewerk
ſchaftskongreß ſelbſt ſich auf den gleichen Standpunkt wie die
freien Gewerkſchaften geſtellt hat! Man überwies dieſe
Petitionen zur Berückſichtigung und beriet dann Petitionen,
die eine Erhöhung des als unpfändbar geltenden Exiſtenz-
minimums der Arbeiter und Angeſtellten forderten. Hier kam
es zu einer Auseinanderſetzung zwiſchen den Jntereſſen der
Arbeiter und Angeſtellten, die durch unverſchuldete Notlage der
Möglichkeit beraubt werden, ihre Schulden zu bezahlen und den
Intereſſen der Gewerbetreibenden, die hierdurch geſchädigt
werden. Jn der Mehrzahl der ſchwereren Fälle von ſolchen
Schädigungen dürfte es ſich aber eher um Leute handeln, die
ihre Schulden nicht bezahlen wollen. Für dieſe Leute ſich ein-
zuſetzen, fiel unſeren Genoſſen Giebel und Hoch natürlich nicht
ein, wohl aber traten ſie energiſch dagegen auf, daß Arbeitern
und Angeſtellten, die in Not geraten, auch noch ihr Lohn weg-
genommen werden könne. Die Sozialdemokratie blieb mit
dieſer Stellungnahme ziemlich allein. Die Parteien des
ſchwarzblauen Blocks taten ſich nach der Reichsfinanzreform,
den Wucherzöllen und den Rüſtungsbewilligungen als die einzig
wahren Mittelſtandsfreunde auf, während die Nationallibe-
ralen ihren Angeſtelltenführer Marquardt im Stich ließen.
Unſer Antrag auf Ueberweiſung der Petitionen zur Berück-
ſichtigung wurde abgelehnt und nur „Material“ beſchloſſen.
Endlich beſchäftigte man ſich noch mit der Frage der Unter
ſtellung der Gärtnerei unter die Gewerbeordnung, kam aber
hier zu keinem Beſchluß. Am Mittwoch ſollen die elſaß-
lothringiſchen Ausnahmegeſetze infolge unſerer
Interpellation beſprochen und dann das Staatsangehörigkeits-
geſetz beraten werden.

Eine weitere Meldung beſagt, daß die Verhandlungen über
die Ausnahmegeſetze bis Ende dieſer Woche verſchoben
werden würden. Es dürfte darauf zurückzuführen ſein, daß
der Reichskanzler warten wolle, bis der Bundesrat die Vorlage
genehmigt habe.

Verletzung des Budgetrechts des Reichstags.
Die Budgetkommiſſion hat am Montag dem Kriegsminiſter

die Ermächtigung erteilt, mit den von der Kommiſſion be
willigten Bauten ſofort zu beginnen. Der Referent hatte be-
tont, daß damit eine Erſparnis zu erzielen ſei, weil verhütet
werde, daß die neu aufzuſtellenden Truppenteile erſt in provi-
ſoriſche Unterkunftsräume verlegt werden müßten, vielmehr
ſofort ihre Kaſernen beziehen könnten. Beim Kriegsminiſter
kam mit dem Eſſen der Appetit, denn er ſprach nunmehr den
Wunſch aus, daß man ihm auch geſtatten möge, ſofort die
Lieferung von Waffen und Munition in Auftrag zu geben.
Die einzige Partei, die dagegen Einſpruch erhob, war die
Sozialdemokratie, deren Vertreter es direkt als den ſchlimmſten
Unfug bezeichneten, Ausgaben zu machen, die der Reichstag
noch nicht bewilligt hat. Zudem handelte es ſich dabei um viele
Millionen Mark. Die vom Kriegsminiſter erbetene Ermächti



gung, ſoweit es ſich um die Beſchaffung von Waffen und
Munition handelte, wurde nicht erteilt. Der ſozialdemokratiſche
Widerſpruch war völlig berechtigt, denn es hieße, das Budget-
recht des Reichstags beſeitigen, wenn es der Regierung ge-
ſtattet würde, Gelder auszugeben auf Grund von Kommiſſions-
beſchlüſſen, die erſt noch eine zweite Leſung in der Kommiſſion
zu paſſieren haben, alſo noch weit davon entfernt ſind, vom
Plenum des Reichstags verabſchiedet zu werden.

Der Kampf um die Reichsvermögensſtener.
Es hat den Anſchein, als ob ſich unter den bürgerlichen Par

teien im Reichstage eine Mehrheit für eine Reichsvermögens-
ſteuer finden läßt. Fraglich iſt aber, ob im Bundesrate eine
Mehrheit für eine ſolche Steuer vorhanden iſt, nachdem der
Reichskanzler die Steuer bereits als „unannehmbar“ bezeichnet
hat. Die Bemerkung des Reichskanzlers würde an ſich nicht
viel bedeuten, denn er hat wiederholt gezeigt, daß er auch
anders kann, aber die einzelnen Bundesſtaaten, beſonders
Bayern und Sachſen, halten an ihrem Widerſpruch feſt, weil
ſie fürchten, daß ihnen eine Steuerquelle abgegraben würde.
Für eine Erbſchaftsſteuer ſind aber weder Zentrum noch Kon-
ſervative zu haben, die ſogar entſchloſſen ſind, unter dieſen
Umſtänden die Militärvorlage abzulehnen. Von der Ent-
ſcheidung, die am Mittwoch zu Beginn der Sitzung der Budget-
kommiſſion fällt, wird ſehr viel abhängen, und der Unterſtaats-
ſekretär der Reichskanzlei, Geheimrat Wahnſchaffe, ſo wird
aus dem Reichstage gemeldet, rannte auch am Dienstag wieder
von einem Parteiführer zum andern, um einer Verſtändigung
die Wege zu ebnen. Bis jetzt war der Erfolg anſcheinend nicht
auf ſeiner Seite.

Weiter wird berichtet: Am Montag haben zwiſchen Ver-
tretern der Regierung und einigen Mitgliedern des Reichstags
Beſprechungen über die Geſtaltung der Wehrvorlage in der
zweiten Leſung der Budgetkommiſſion ſtattgefunden, in denen
verſucht worden iſt, einige Streichungen an der Vorlage
in der zweiten Leſung wieder rückgängig zu machen. Die
Vemühungen der Heeresverwaltung haben in einzelnen
Punkten Erfolg gehabt, der Wiederherſtellung der drei ge-
ſtrichenen Kavallerie-Regimenter ſteht vorläufig das Zentrum
noch ablehnend gegenüber. Die Heeresverwaltung hat ihrer-
ſeits Zugeſtändniſſe gemacht in der Richtung, den verſchiedenen
in Entſchließungen niedergelegten Wünſchen tunlichſt nachzu-
kommen, ſo in der Uniformfrage und der Neuordnung des
Strafz- und Uebungsweſens.

Das neue Spionagegeſetz.

Die Kaſernierung Deutſchlands macht Fort
ſchritt t e.

Der dem Reichstag zugegangene Geſetzentwurf gegen den
Verrat militäriſcher Geheimniſſe entpuppt ſich als ein Geſetz,
das die Aufgabe hat, die Preſſe zu knebeln und insbeſondere
zu verhindern, daß Dinge an die Oeffentlichkeit kommen, die
den militäriſchen Machthabern unangenehm ſind. Auf den Ver-
rat militäriſcher Geheimniſſe werden ſtrenge Strafen geſetzt.
Unter Umſtänden kann auf lebenslanges Zuchthaus erkannt
werden. Zu den militäriſchen Geheimniſſen werden nach dem
neuen Geſetz nicht nur Schriften, Zeichnungen und Gegenſtände,
deren Geheimhaltung im Jntereſſe der Landesverteidigung er-
ſorderlich iſt, gerechnet, ſondern auch Nach richten, deren
Geheimhaltung den militäriſchen Behörden notwendig erſcheint.
Wer ſolche Geheimniſſe, alſo auch Nachrichten, auch ohne den
Vorſatz, die Sicherheit des Reiches zu gefährden, an einen
anderen gelangen läßt, wird mit Gefängnis oder mit Feſtungs-
haft bis zu fünf Jahren beſtraft. Auch der Verſuch iſt ſtrafbar.
Wie ſich aus der Begründung des Geſetzes ergibt, ſoll verhütet
werden, daß künftig militäriſche Maßnahmen an die Oeffent-
lichkeit gebracht werden können. Eine Nachricht über die Ein-
führung neuer Patronen z. B. würde zweifellos unter das
Geſetz fallen und könnte den Redafteur, der ſie bringt, bis zu
fünf Jahren Gefängnis koſten. Die Preſſe würde durch dieſes
Geſetz auf das allerſchwerſte gefährdet, denn kein Redakteur

kann wiſſen, ob irgendeine Nachricht, die ihm zugegangen iſt,
unter den Begriff „Militäriſche Geheimniſſe“ fällt. Dieſe
neuen geſetzlichen Beſtimmungen ſind derart dehnbar, daß mit
leichter Mühe Vorkommniſſe, durch welche Offiziere kompro-
mittiert werden, unter Umſtänden ſelbſt Soldatenmißhand-
lungen, ſehr wohl als Nachrichten geſtempelt werden können,
deren Veröffentlichung beſtraft wird.

Auch der W 8 enthält eine ganz ungeheuerliche Beſtimmung.
Er führt nämlich aus, daß mit Gefängnis oder Feſtungshaft
bis zu einem Jahre oder Geldſtrafe bis zu 1000 Mk. beſtraft
werden kann, wer in einer Feſtung, einem Reichskriegshafen
oder einer anderen militäriſchen Anlage einem Beamten oder
einer Militärperſon eine unrichtige Angabe über ſeinen Namen,
ſeinen Stand, ſein Gewerbe, ſeinen Wohnort oder ſeine Staats-
angehörigkeit macht, wenn nicht nach den Umſtänden die An-
nahme ausgeſchloſſen iſt, daß der Aufenthalt an dem Ort mit
landesverräteriſchen Zwecken zuſammenhängt. Dann wird
beſtimmt:

Einer Feſtung, einem Reichskriegshafen oder einer anderen
militäriſchen Anlage ſteht gleich der amtlich bekannt gemachte
Sicherungsbereich ſowie Plätze, wo Gegenſtände für die Be-
dürfniſſe der militäriſchen Kriegsmacht hergeſtellt, ausge-
beſſert oder aufbewahrt werden.

Jn die Praxis überſetzt, würde das bedeuten, daß ganz
Deutſchland einem einzigen Feſtungsrayon gleich geachtet wird
denn dieſe Vorſchrift würde auch auf Orte zutreffen, in denen
ſich eine Scheune befindet, in der Fourage für die Heeresver-
waltung aufbewahrt wird. Die Faſſung dieſer Beſtimmung
iſt derart kautſchukartig, daß wohl nur wenige Orte in Deutſch-
land nicht unter dieſe Vorſchriften fallen würden. Man denke
nur daran, daß einer Feſtung auch Plätze gleichſtehen, wo
Gegenſtände für die inländiſche Kriegsmacht ausgebeſſert
werden!

Eine weitere Beſtimmung, die ſich gegen die Preſſe richtet,
findet ſich in dem 12, der Freiheitsſtrafen bis zu einem Jahr
oder Geldſtrafen bis zu 1000 Mk. androht für den Fall, daß
über ſchwebende amtliche Ermittlungen wegen eines Ver-
brechens oder Vergehens gegen dieſes Geſetz ohne Erlaubnis
der die Ermittlungen leitenden Behörde Mitteilungen in die
Oeffentlichkeit gelangen. Unter Umſtänden könnte ſchon die
Meldung der Tatſache, daß ein Spion verhaftet worden ſei,
etwa weil er photographiert habe, nach S 12 dieſes Geſetzes mit
ſtrenger Strafe geahndet werden.

Der Heeresverwaltung war die Kritik an ihren Einrichtungen
ſeit langer Zeit unbequem, und nachdem in der letzten Zeit eine
Menge Spionagefälle vorgekommen ſind, ſo daß die Erhöhung
und Verſchärfung der Strafen ſcheinbar gerechtfertigt iſt,
glaubt man offenbar, dieſe Gelegenheit benützen zu ſollen, auch
der Preſſe einen Maulkorb anzulegen, um zu verhüten, daß
Dinge an die Oeffentlichkeit kommen, die der Militärverwal-
tung unangenehm ſind. Der Reichstag wird dieſes Geſetz
genau zu prüfen haben und dafür ſorgen müſſen, daß dieſe
kautſchukartigen Beſtimmungen unter allen Umſtänden ent
fernt werden.

Deutſches Reich.
Der kaiſerliche Schwiegerſohn bekommt den Braun

ſchweiger Thron. Wilhelm II. deutete ſchon in ſeiner Tafel-
rede bei der Hochzeitsfeier an, daß der Schwiegerſohn bald die
„Sorgen“ des Herrſcherberufs werde auf ſich nehmen müſſen.
Die B. Z. am Mittag berichtet nun, daß der Bundesrat in
ſeiner letzten Sitzung die Frage geregelt und daß der junge
Cumberländer die braunſchweigiſche Regierung am 1. Novem-
ber antreten werde.

Als dieſe Verheiratung des braunſchweiger Volkes von einem
Regenten zum andern zuerſt gemeldet wurde, hat man ſie be-
ſtritten. Jetzt gibt man zu, daß den braunſchweigiſchen Unter-
tanen ein neuer Herr durch Heirat zugeſchoben wird. Jhr
Patriotismus muß ſich wieder anders einſtellen.

Die Schande der polizeilichen Lockſpitzelei. Der Landrat
des Kreiſes Liegnitz erläßt im dortigen Kreisblatt eine Ver-
fügung, in der die Polizeibehörden angewieſen werden, bei der
Aufdeckung von Vergehen und Verbrechen ſich nur zulä ſ-

ſiger Mittel zu bedienen und jede Beeinfluſſung zu unter-
laſſen. „Die Polizeibeamten“, ſo heißt u. a. in der Bekannt-
machung, „ſind darauf hingewieſen, daß es unter allen Um-
ſtänden unzuläſſig iſt, entweder ſelbſt oder durch dritte ſei
es gegen Entgelt oder ohne Entgelt Perſonen zur Begehung
ſtrafbarer Handlungen zu veranlaſſen oder zu ver-
anlaſſen ſuchen, um dadurch einen beſtehenden Verdacht gegen
jemanden beſtätigt zu erhalten. Beamte, die gegen dieſe An-
ordnung verſtoßen, ſind in jedem Falle ſtreng zu beſtrafen und
im Wiederholungsfalle aus dem Amte zu entlaſſen.“

Daß eine ſolche Verordnung 1913 noch erlaſſen werden muß,
iſt kennzeichnend für preußiſche Polizeizuſtände.

Noch mehr Schutz den Arbeitswilligen? Erſt vor ganz
kurzer Zeit vertrat in einer öffentlichen Strafkammerverhand-
lung ein Breslauer Landgerichtsdirektor den Standpunkt, daß
der von den Konſervativen geforderte erhöhte Schutz der
Arbeitswilligen nicht notwendig iſt. Die beſtehenden Geſetze genügen vollauf, wenn ſie der Richter immer
nur richtig anwendet. Wie recht dieſer Landgerichtsdirektor
hatte, beweiſt wieder einmal ein neuer Terroriſtenprozeß vor
der Breslauer Strafkammer gegen zwei ſtreikende
Schiffer, die einen Arbeitswilligen körperlich mißhandelt haben
ſollen. Beide Angeklagte hatten einen Arbeitswilligen in höf-
licher Weiſe zur Niederlegung der Arbeit bewegen wollen und
wurden dabei von dieſem in ſchwerer Weiſe provo-
ziert. Es entſpann ſich daraus ein Wortwechſel, der ſchließ-
lich in Tätlichkeiten ausartete, wobei der Arbeitswillige
mit einer dünnen Weidenrute einige Schläge
über den Rücken erhielt.

Dieſe gewiß nicht entſchuldbare, aber mit Rückſicht auf die
Begleitumſtände begreifliche Tat ahndeten die Breslauer
Richter mit ſechs und vier Monaten Gefängnis. Von
der reichlich ſechs Wochen dauernden Unterſuchungshaft wurde
auch nicht eine Sekundein Anrechnung gebracht.
Viel härter werden gemeingefährliche Raufbolde oder Meſſer-
ſtecher auch nicht beſtraft.

Die Beſoldungsreform in Elſaß-Lothringen drohte mehr-
mals zu ſcheitern. Die zweite Kammer ſtimmte einer Er-
höhung der Gehälter der unteren und mittleren Beamten zu,
während an den Gehältern der höchſten Beamten Abſtriche ge-
macht wurden. Dem widderſetzte ſich die Regierung und die'
erſte Kammer. Jn der Dienstagsſitzung unterbreitete die
Budgetkommiſſion nun dem Plenum einen Kompromißantrag,
dem alle Parteien mit Ausnahme der Lothringer zuſtimmten.
Danach erhalten die Unterbeamten eine Erhöhung ihrer Ge-
hälter, während an den höheren Gehältern einige Abſtriche ge-
macht werden. Unſer Redner, Genoſſe Peirotes, erklärte die
Zuſtimmung ſeiner Fraktion, die die unteren Beamten nicht
wegen der Halsſtarrigkeit der Regierung und der erſten
Kammer weiter Not leiden laſſen wolle. Rein aus ſozialen
Gründen ſtimmen die Sozialdemokraten für das Geſetz. Jn
der namentlichen Abſtimmung wurde die Beſoldungsreform,
die dem Volke im Gegenſatz zu Reformen in anderen Staaten
keine Mehrbelaſtung bringt, mit 34 Stimmen bei 15 Enthal-
tungen angenommen.

England.
Den Zarenſchergen ausgeliefert! Man ſchreibt uns aus

London vom 26. Mai: Die Schandtat ſcheint bereits voll
bracht zu ſein. Nach aus Kairo kommenden Berichten iſt der
Genoſſe Arles, der Führer der ruſſiſchen Seeleute, bereits
insgeheimvon Alexandrien nach Odeſſatrans-
portiert worden, wo er jetzt die Entſcheidung über ſein
weiteres Schickſal erwartet. Die ruſſiſchen Schergen und ihre
Büttel, der große Lord Kitchener, begriffen, daß ſie es
eilig hatten. Der Gewaltſtreich mußte vollendete Tatſache
ſein, ehe ſich die Proteſtbewegung der engliſchen Arbeiter voll
entfalten konnte und ehe ſie einen Wiederhall in dem morgen
zuſammentretenden Parlament finden konnte.

Jn zwiſchen hat auch ſchon Sir Edward Grey den erwarte-
ten lahmen und heuchleriſchen Entſchuldigungsverſuch unter-
nommen. Dem Genoſſen Middleton, dem Sekretär der
Arbeiterpartei, der ebenfalls einen ſchriftlichen Proteſt erhob,
ließ er die folgende Antwort zugehen:

„Mit Bezug auf den Jhnen von dieſem (dem Auswärtigen)
Amt am 16. Mai zugegangenen Brief bin ich vom Staats-
ſekretär Sir E. Grey beauftragt, Jhnen mitzuteilen, daß er
von dem Agenten und Generalkonſul S. Maj. in Kairo einen
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III.
Ein Familieneſſen gab es bei Sanchez Morueta aus Anlaß

ſeines Namensfeſtes. Es nahmen keine anderen Damen, als die
Gemahlin und die Tochter des Millionärs daran teil. Sämt-
liche Eingeladenen waren Angehörige des Hauſes, entweder
Angeſtellte wie der Kapitän Jriondo, der Sekretär Goicoechea
und Fernando Sanabre, der Hochofendirektor, oder Verwandte,
wie Doktor Areſti und Fermin Urquiola.

Dieſer Urquiola verkehrte häufig im Hauſe und war ein
entfernter Neffe der Hausfrau, dem gegenüber aber Sanchez
Morueta keine ſonderliche Sympathie bekundete. Er hatte in
Deuſto ſtudiert, und nachdem er die Univerſität verlaſſen, fuhr
er fort, unter der Bevormundung der Patres zu ſtehen. Die
jeunesse dorée von Bilbao bewunderte ihn wegen ſeiner
Muskelkraft und ſeiner Begeiſterung für die gute Sache, wie
die Jeſuiten ſie definierten. Er war der Organiſierer und der
raſtlos tätige Werber aller frommen Vereine. Sein Jdeal
gipfelte in dem Gedanken, die liberalen Heißſporne im Zaum
zu halten und den Eindringlingen aus Maketanien die Bruſt
entgegenzuſtemmen. Er galt für einen der eleganteſten Salon-
löwen, wenn aber Wahlen bevorſtanden, ſo ſah man ihn mit
einer Mütze überm Ohr und einem wuchtigen Knüttel in der
Fauſt an der Spitze von nach Miſt ſtinkenden Bauernſcharen
die Umgebung der Wahlkollegien unſicher machen. Sein krauſer
und ſchwarzer Bart, ſeine ſtarke gebogene Naſe und ſeine
dunklen Zigeuneraugen ließ ihn einen großen Einfluß auf dem
Lande ausüben, weil ſeine Züge denen ihres Abgotts glichen.

Don Carlos, unſer König, und Don Fermin ſehen ſich zum
Verwechſeln ähnlich ſagten die Bauersleute mit ſtiller Be-
wunderung.

Und ihm ſchmeichelte es, daß ſeine Parteigänger im Ueber-
eifer ſeine Geburt mit der flatterhaft erotiſchen Veranlagung
des flüchtigen Königs der Berge in Zuſammenhang brachten.
Seine durch den Bürgerkrieg ruinierte Familie hatte ihm nur
ein geringes Einkommen hinterlaſſen, kaum genügend, um
ſeine Bedürfniſſe zu decken, und Urquiola verſchaffte ſich Neben-
einkünfte dadurch, daß er die Protektion der begütertſten Fami-
lien Bilbaos nachſuchte, die in ihm den vollkommenen, in den
geſunden Anſchauungen der Jeſuiten- Univerſität von Deuſto
erzogenen Muſterjüngling ſahen. Jn den politiſchen Hämpfen
war ſeine Handfeſtigkeit von großem Nutzen für die gute
Sache. Nachts trieb er ſich in gewiſſen Häuſern des San
Francisco-Viertels- herum, wo er den unglücklichen Venus-
prieſterinnen wegen ſeiner Muskelkraft und der Legende ſeiner
Geburt, die ihn beinahe zum Prinzen ſtempelte, imponierte.
Seine Zukunft ſchien geſichert. Die Jeſuiten in Deuſto prote-
gierten ihn und lächelten wohlwollend und nachſichtig über ſeine
ſogenannten Jugendſtreiche. „Heberſchäumende Lebenskraft“

ſagten die guten Patres „wir müſſen ihn gut verheiraten,
um aus ihm einen muſterhaften chriſtlichen Cavallero zu
machen.“

Sanchez Morueta ſah ihn ungern in ſeinem Hauſe verkehren,

aber er wagte es nicht, es allzu offen kundzugeben, aus Furcht,
ſeine Gemahlin zu verdrießen, die ſehr ſtolz auf ihren Neffen
zu ſein ſchien.

Dieſer Lümmel kommt ganz beſtimmt wegen Pepita ſagte
ſich Areſti, der in Urquiola den vollkommenſten Vertreter des
brutalen und egoiſtiſchen Strebertums ſah. Und er richtete
ſeine Aufmerkſamkeit auf ſeine Nichte, die, trotz der fortwähren-
den Einflüſterungen ihrer Mutter zugunſten Urquiolas eine
größere Neigung zu Sanabre, dem Jngenieur der Hochöfen
bekundete, als zu jenem Verwandten, deſſen Schneid und
Draufgängerei ſie einzuſchüchtern ſchienen. Sie liebte es, ſich
von ihm alles, was ihre Freundinnen ärgern konnte, erzählen
zu laſſen. Durch ihn erfuhr ſie ſtets lange im voraus von den
feſtlichen Veranſtaltungen, die die Patres der Geſellſchaft aus
dachten, um die begüterten beſchäftigungsloſen Klaſſen zu zer-
ſtreuen und unter ihrer Botmäßigkeit zu behalten. Waren
aber dieſe Themata erſchöpft, ſo wandte ſich das Mädchen von
ihm ab, wie mit inſtinktivem Widerwillen. Areſti erkannte
in ſeiner Nichte den bodenſtändigen Typus des reichen Mäd-
chens von Biskayen. zuerſt von Nonnen erzogen und ſodann
vom Beichtvater bis in die kleinſten Einzelheiten des täglichen
Lebens am Gängelband geführt; ausgeſtattet mit einem ge-
zügelten, eingeſchläferten Willen, und jede auch noch ſo unbe-
deutende Regung perſönlicher Jnitiative als Sünde betrach-
tend.

Der Doktor mußte ſich eingeſtehen, daß Pepita auch als Weib
nicht den erſten Rang beanſpruchen konnte. Sie war ſchlank
und hoch gewachſen, beſaß die blonden Haare und den zarten
Teint der Mutter, und in ihren Augen blitzten Jugendluſt und
Geſundheit, aber auch die wuchtigen und eckigen Linien des
Vaters traten in ihrem Knochenbau auf. Die knotigen, für die
zarten Arme zu langen und breiten Hände trugen den Stempel
Sanchez Morueta's. Es war die erſte Evolution des Stamms
zur Veredelung der Formen, der Frucht des Nichtstuns und
des Wohlſtands.

Protzenhaft trug ſie ſtets eine Ueberfülle von koſtbaren
Juwelen. Die Hände verſchwanden förmlich unter funkelnden
Ningen und ArmkAndern. Man muß doch zeigen, daß man es
hat, wenn auch die anderen vor Neid berſten! Die Tochter
Sanchez Morueta's erregte die Bewunderung in demſelben
Maße wie ihr Vater, wenn ſie nach Bilbao zur Meſſe der
Jeſuitenkirche ging, oder Nachmittags den Konferenzen bei den
Töchtern Marias beiwohnte. Die früheren Schüler aus Deuſto
nahmen den Mund voll, wenn ſie von Pepita und den Mil-
lionen des Papas ſprachen. „Ein fetter Biſſen, der Tauſend!“
Und jeder in ſeinem Jnnern hegte die kühne Hoffnung, in der
Ehelotterie dieſes große Los zu gewinnen, kein Wunder in
einem Lande, wo faſt niemand aus Liebe heiratet, und wo die
Ehen der Vornehmen lediglich geſchäftliche Kombinagationen
ſind, zwiſchen den betreffenden Familien vereinbart, wobei
irgend ein Jeſuitenpater die Rolle eines Beraters und Ver-
mittlers ſpielt.

Das Mahl verlief ganz gemütlich. Jeder fühlte ſich wohl in
jenem Speiſeſaal, dem die Möbel und Täfelwerke aus ge-
ſchnittem Eichenholz und die dunklen Ledertapeten der Wände
einen behaglichen und zugleich vornehmen Charakter verliehen.
Sämtliches Tafelgeſchirr war von gediegenem kunſtvoll ge-
triebenem Silber. Die grünen Baumkronen wiegten ſich im
Winde vor den Fenſterſcheiben. Junge, feſche Zofen mit

J ſchneeweißen Schürzen ſervierten bei Tiſch. Jhre rotwangigen,
geſundheitſtrotzenden Geſichter ſchienen nach Frühling zu duf-
ten wie die Blumen, die den Tiſch ſchmückten.
Areſti ſaß neben ſeiner Couſine. Schon ſeit langem hatte
ſie ihn nicht mehr ſo liebenswürdig geſehen. Sie geſtattete ſich
nicht die leiſeſte Anſpielung auf die Lizamendis, ſie ließ keine
Klage vernehmen über ſeine Gottloſigkeit. Offenbar hatte ſie
der Beſuch, den er vormittags in Begona gemacht, dankbar ge
ſtimmt. Der Doktor nahm an ihr, als er ſie genauer ins Auge
faßte, etwas Nonnenhaftes wahr, obſchon ſie aus Anlaß des
Tages ſich ganz mit Juwelen bedeckt hatte. Sie trug ein ele
gantes ſchwarzes Kleid, aber in ihrem ganzen Weſen verriet
ſich ein Sichgehenlaſſen, eine Vernachläſſigung, die dem Doktor
auffiel. Deutlich traten in ihr die Spuren der Zeit hervor,
überall ſetzte ſie Fettpolſter an, die ihre ſchlanke Schönheit von
ehemals zurückzudrängen begannen.

Die ergibt ſich, dachte Areſti. Sie fängt an, nach Weihrauch
zu riechen.
Der Arzt zog die Blicke und Geſpräche aller auf ſich. Er war

ein Original, der das Jntereſſe erregte, ſchon allein wegen
ſeiner einſamen Lebensweiſe im Bergwerke, unter den Arbei-
tern, von denen man in jenem eleganten Jnterieur mit einer
gewiſſen Scheu ſprach. Sie ſahen Areſti an wie einen Forſcher,
der aus weiten Landen kommt, wo er mit tauſend Fährniſſen
gekämpft. Für viele der Anweſenden waren die Minen eine
entlegene Gegend, die gut dazu war, die Mächtigen von Bilbao
noch weiter zu bereichern, ſonſt aber wenig Verlockendes an ſich
hatte. Wenn ſie an die dumpfen Baracken und die armſeligen
Mahlzeiten der Bergleute dachten, überkam ſie die Wolluſt des
Egoismus. Der Speiſeſaal kam ihnen noch ſchöner vor, und
ſtillvergnügt lächelten ſie der zahlloſen Reihenfolge der aus-
erleſenen Gerichte und den hochfeinen Weinen zu, die in
ſpiegelnden Gläſern funkelten. Urquiola ſprach zum Doktor
mit derſelben Dreiſtigkeit, mit der er ſich im Café oder im
Sankt Ludwig von Gonzaga-Verein vor ſeinen Kommilitonen
auszudrücken pflegte. Er ſei kein Feind des Volkes, die Kirche
ſtehe immer apf ſeiten der Schwachen und Bedrückten, und der
heilige Vater ſchreibe eine Enzyklika nach der anderen zu
gunſten der Arbeiter. Aber unter Volk verſtehe er die Ein
wohner der Dörfer, die ſchlichten braven Bauersleute, die
Reſpekt vor den Geiſtlichen und den beſitzenden Klaſſen hätten
und die Träger der altehrwürdigen Ueberlieferungen ſeien
Jhm gefielen dieſe biederen, frommgeſinnten Leute die kein
anderes Laſter hatten, als mal ab und zu bei Wallfahrten
etwas über den Durſt zu trinken. Dieſe Leute ſeien glücklich
und zufrieden in ihren beſcheidenen Verhältniſſen, ohne von
utopiſtiſchen Gleichberechtigungen und Revolutionen zu träu-
men. Jm Gegenteil ſeien ſie vielmehr bereit, ihr Blut für
Gott und die gute Sache zu vergießen. Von dem Geſindel der
Bergwerke, ſittlich verrotteten und gottloſen Leuten ſpreche man
ihm nicht. Das ſei der Abſchaum Spanien, aus allen Pro-
vinzen zuſammengeſtrömt, der auch nur geeignet ſei die Sitten
reinheit des einheimiſchen Volkselements zu trüben Dieſe
Kanaille ſei ſtets unzufrieden und unruhig, drohe jeden Augen-
blick mit Ausſtänden lechze nach dem Blute der Reichen nd
vergleiche das eigene Elend mit dem Wohlſtand der Vornehmen
ein geradezu lächerliches Beginnen, denn ſelbſt im Himmel gebe
es Rangunterſchiede.

WWortſetzung folgt)
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Bericht erhalten hat über
Adampwitz (Arles) in Alexandrien, und
gründlich erwogen hat.

Wäre Aegypten (wie ein anderer Brieſſchreiber irr-
tümlich behauptet hat) ein britiſches Protek-
torat, dann wäre die Verhaftung von Untertanen fremder
Mächte innerhalb der Kompetenz der britiſchen
Regierung, aber das Beſtehen der Kapitulationen
in Aeghpten macht es unmöglich, in Fällen, wie dem gegen-
wärtigen, uns in die Konſulargerichtsbarkeit der Vertreter der
Kapitulationsmächte über ihre eigenen Staats angehörigen ein-
zumiſchen. Jn Aegypten wird die Gerichtsbarkeit über fremde
Staatsangehörige von den Konſuln der betreffenden fremden
Mächte ausgeübt unter Bedingungen, die die ägyptiſche Regie
rung beobachten muß und für die ſie keine weitere Ver
antwortung trägt.“

Sir Edward Grey wäſcht demnach ſeine Hände in Unſchuld,
indem er den engliſchen Arbeitern völkerrechtliche Diſſertationen
macht. Nach dieſer famoſen Doktrin iſt Aegypten ein Land, in
dem jeder fremde Konſul ein abſolutes Verfügungsrecht über
Leib und Leben aller „ſeiner“ Staatsangehörigen hat. Der
Zufall will es, daß gerade heute der letzte Bericht Lord
Kitcheners über ſeine Herrſchaft in Aegypten veröffentlicht
wird. Darin merkt man nichts von dieſer beſcheidenen Selbſt
entſagung, ſondern Kitchener gibt ſich ganz unverhüllt als der
abſolute Herrſcher des Landes und ſetzt u. a. auseinander, wie
erfolgreich er mit den ägyptiſchen nationaliſtiſchen „Verſchwö-
rern“ fertig geworden ſei. Und das erklärt auch den Schand-
ſtreich beſſer als alle juriſtiſchen Haarſpaltereien Sir Edward
Greys. Jſt es verwunderlich, daß Zar Kitchener den Wünſchen
des Zaren Nikolaus das beſte Verſtändnis entgegenbringt?
Man wird wohl im Parlament noch von der Sache hören!

Frankreich.
Auf der Suche nach den „Urhebern“ der Soldatendemon-

ſtrationen. Die Regierung ſetzt ihre „Unterſuchungen“ der
„Urſachen“ der Soldatenmanifeſtationen mit ungeſchwächtem
Eifer fort, ohne mehr erreichen zu wollen, als einen billigen
Vorwand zum Vorgehen gegen die Arbeiterbewegung. Jn
Vordeaurx iſt eine Unterſuchung eingeleitet wegen einer
Petition, welche man in den Cafés in der Nähe der Kaſernen
den Soldaten zur Unterzeichnung vorlegte. Jn Hazebronche
wurde ein Grenzbeamter vom Dienſte ſuspendiert, der Plakate
gegen die dreijährige Dienſtzeit am Stadthauſe angeſchlagen
hatte. Jn Verſailles kam es während einer Proteſtver-
ſammlung zu einer Schlägerei. Ein Mann wurde lebens-
gefährlich verletzt und mußte in das Hoſpital gebracht werden.
Jn Belfort hat die Polizei bei einem Schullehrer, der „anti-
militariſtiſcher Propaganda“ beſchuldigt wird, eine Haus-
ſuchung abgehalten.

Die Regierung will glauben machen, daß die fortdauernden
Soldatenmanifeſtationen „das Werk geheimer Organiſationen“
ſind. Und weil die Gewerkſchaften ſeit zehn Jahren ſogenannte
„Sou du Soldat“, Kaſſen, aus denen die beim Militär ſtehenden
Mitglieder unterſtützt werden, unterhalten, will man in ihnen
die Organiſation der Soldatenmanifeſtationen ſehen. Wie

ſchlecht die Polizei von ihren Spitzeln bedient wird, beweiſen
die heute früh ausgeführten Einbrüche und Hausſuchungen.
Denn die Polizei hat gewöhnlich da gehausſucht oder iſt einfach
eingebrochen, wo nichts zu finden iſt. Denn die Unterſtützungen
werden nicht von der Konföderation oder den Gewerkfſchafts-
leitungen verſchickt, ſondern von den Syndikaten und Zahl-
ſtellen. Was beſchlagnahmt wurde, waren Flugſchriften, die
ſich an Mitglieder und Unorganiſierte richten, oder ſolche, wie
man ſie in jeder Buchhandlung kaufen kann. Daß auch nicht
der Anfang eines Beweiſes vorliegt, zeigt die Tatſache, daß
nicht eine einzige Verhaftung vorgenommen wurde. Dieſe
Beſchlagnahme von Druckſchriften wird die Agitation gegen
die dreijährige Dienſtzeit ebenſo wenig behindern, wie die
Strafen die Manifeſtationen der Soldaten nicht verhindern
werden. Wenn die Polizei Verantwortliche für die Soldaten-
manifeſtationen finden will, dann mag ſie im Kriegsmini-
ſterium ſuchen.

Die Regierung ſtellt ſich angeſichts der Soldatenmani-
feſtationen ſo, als ob ſie den Charakter der franzöſiſchen Sol-
daten und des Kaſernenlebens völlig ignorierte. Das franzö-
ſiſche Kaſernenleben hat ſeinen eigenen Jargon und ſeine
eigenen Sitten. Dieſe Sitten beruhen in der Hauptſache auf
eine lärmfrohe Offenheit und auf die freiwillige Unterordnung
unter die Jntelligenz. Jeder Chargierte, ſelbſt der Gefreite,
hat in der franzöſiſchen Armee das Recht, Arreſtſtrafen zu ver
hängen. Trotzdem wird ein Unteroffizier ſich nur Gehorſam
erzwingen, wenn er die Soldaten von der Notwendigkeit des
gegebenen Befehls zu überzeugen vermag. Natürlich würden
Soldaten, wenn ſie wegen Gehorſamsverweigerung zur Anzeige
gebracht wären, ſchwer beſtraft werden. Aber zu einer ſolchen
Anzeige wird ein Unteroffizier nur in den äußerſten Fällen
greifen und eher ſelbſt eine Strafe wegen Nichtausführung
eines erhaltenen Befehls auf ſich nehmen. Denn der
Denunziant iſt in der franzöſiſchen Kaſerne der einzige,
der Prügel bekommt. Prügeln von Untergebenen oder
Brutaliſierung der „jungen“ durch die „alte“ Mannſchaft, wie
das noch in der deutſchen Armee vorkommt, gibt es in der
franzöſiſchen Armee nicht. Es würde ſich auch kein
Soldat prügeln laſſen. Dagegen iſt der franzöſiſche
Soldat mit ebenſo viel Hingebung wie Ausdauer bei wirklich
kriegsmäßigen Manövern, wobei das in ihm ausgeprägte
Solidaritätsgefühl ein mächtiger Hebel iſt. Der franzöſiſche
Soldat weiß ſehr wohl, daß er im zweiten Dienſtjahr nur
wiederholt, was er im erſten getan hat und daß ein drittes
Dienſtjahr nur nutzloſe Zeitvergeundung iſt. Und dieſer Ueber-
zeugung Ausdruck zu geben, daran werden ihn weder Gefäng-
nisſtrafen hindern, noch gar Hausſuchungen und Einbrüche in
den Gewerkſchaftsbureaus. Und die „antimilitariſtiſche“ Agi-
tation der Gewerkſchaften, die mit der dreijährigen Dienſtzeit
nichts zu tun hat, wird ſolange dauern, ſolange man Militär
zur „Aufrechterhaltung der Ordnung“ und zum Streikbruch
verwenden wird.

Die Heereskredite bewilligt. Die Kammer beriet am Diens-
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hötigten Kredite, welche ſich auf 450 Millionen Frank
belaufen. Die Debatte zog ſich in die Länge und war äußerſt
konfus. Ein Zwiſchenfall trat ein, als der fortſchrittliche Ab-
geordnete Bruſſe ein Fehlen jeder Methode in der Heeresver-
waltung bemängelte. Er erinnerte daran, daß man vor
einiger Zeit die Patronenhülſen mit dem doppelten Preis ihres
Wertes bezahlte. Der ſozialiſtiſche Abgeordnete Rouanet
rief dazwiſchen: Etienne hat ſie fabriziert. Darauf ſprang
der Kriegsminiſter auf und rief: Das iſt eine „Unverſchämt-
heit“. Der Abgeordnete Thomas, Mitglied der Partei der
geeinigten Sozialiſten, ſagte, durch die Bewilligung der Kredite
laufe die Kammer Gefahr, die dreijährige Dienſtzeit zu be-
ſtätigen oder unnütze Ausgaben zu veranlaſſen. Thomas warf
dem Kriegsminiſter vor, er habe die Kammern vor die Zwangs-
lage ſtellen wollen, Kredite zu bewilligen, ohne ſie vorher ihrer
Prüfung zu unterwerfen.

Bei der Abſtimmung wurde der für 1913 erforderliche
Kredit von 234 Millionen Frank für die Zurück
behaltung des dritten Jahrgangs bei den Fahnen mit 386 gegen
165 Stimmen bewilligt.

Paris, 27. Mai. Der Finanzminiſter hat in der heutigen
Kammerſitzung einen Geſetzentwurf eingebracht, durch welchen
eine progreſſive Steuer auf Einkommen über
10 000 Frank eingeführt wird. Die Beſteuerung ſoll über
70 Millionen jährlich etnbringen, durch welche die Annuitäten
der für die nationale Verteidigung beſtimmten Anleihe von
einer Milliarde Frank gedeckt werden ſollen. Die Steuer ſoll
1 Prozent auf Einkommen bis zu 50000 Frank, 2 Prozent auf
Einkommen bis zu 100000 Frank und 3 Prozent auf Ein-
kommen über 100000 Frank betragen.

OeſterreichUngarn.
Eine ſcharfe Abrechnung mit der Balkanpolitik der Regie-

rung hielt in der Dienstags-Sitzung des öſterreichiſchen Abge-
ordnetenhauſes der Genoſſe Leuthner. Er machte dem
Grafen Berchtold den Vorwurf, daß er den Fehler begangen
habe, die Politik der Nichteinmiſchung nicht gleich von vorn-
herein durchzuführen. Angeſichts der Mobiliſierung und der
Kriegshetze habe Europa nicht an die friedliche Politik der
Monarchie glauben können. Der Redner beſtritt die Notwen-
digkeit der Mobiliſierung im Süden des Reiches und ſtellte die
geringfügigen Erfolge gegenüber dem großen militäriſchen
Aufgebot feſt. Auf das ſchärfſte verurteilte er die Tätigkeit
des Chefs im Literariſchen Bureau des Auswärtigen Amtes
von Kanya, deſſen einziges Ziel es ſei, nach unten wie nach
oben künſtlich Kriegsſtimmung hervorzurufen.
Er wandte ſich dann mit ſcharfen Worten gegen die Politik
der Deutſchen, der Tſchechen und der Südſlawen, wie überhaupt
aller bürgerlichen Parteien.

Lukacs Panamaprozeß in zweiter Auflage. Jn Budapeſt
wurde Dienstag die Verhandlung in dem Verleumdungsprozeß
eröffnet, welchen Miniſterpräſident Lukacs gegen den Abgeord-
neten Zoltan Deſy angeſtrengt hat, weil dieſer ihn den größ-
ten Panamiſten Europas genannt hatte. Jn der erſten Ver-
handlung dieſes Prozeſſes war Deſy zu einem Monat Gefäng-
nis und 400 Kronen Geldſtrafe verurteilt worden. Auf ſeine
Berufung war das erſte Urteil aufgehoben und neuerliche Ver
handlung unter vollſtändiger Zulaſſung des
Wahrheitsbeweiſes angeordnet worden. Zur
Verhandlung iſt eine große Anzahl Zeugen vorgeladen,
darunter Miniſterpräſident Lukacs als der Beleidigte und meh-
rere Staatsſekretäre.

Schumeiers Nachfolger. Für das Reichsratsmandat des er-
mordeten Wiener Abgeordneten Genoſſen Schumeier iſt Ge-
noſſe Mathias Elderſch als Kandidat auffgeſtellt, der
bereits von 1901 bis 1911 dem Parlament angehört hat, aber
bei den letzten allgemeinen Wahlen in ſeinem ſchleſiſchen Wahl-
kreiſe den nationalen Wahlſchwindeleien und dem Unter-
nehmerterrorismus erlegen iſt. Für das Landtagsmandat
des Genoſſen Schumeier wurde Genoſſe Georg Emmer-
ling, der leitende Verwaltungsbeamte der Wiener Arbeiter-
Zeitung, aufgeſtellt.

Aus der Partei.
Ein Ruf nach Verſchärfung des Kampfes.

Die Kreisgeneralverſammlung für den Reichstagswahlkreis
Stuttgart beſchloß am Sonntage einſtimmig folgende
Reſolution:

Die Generalverſammlung des 1. württembergiſchen Reichs-
tagswahlkreiſes ſpricht ihr Be dauern darüber aus, daß
der Kampf gegen die Militärvorlage im Parla-
ment nicht energiſcher geführt wird. Sie iſt der
Meinung, daß dieſem brutalen Beutezug des Rüſtungs-
kapitals mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln entgegen-
getreten werden ſollte. Die Kreisgeneralverſammlung er-
wartet daher von der ſozialdemokratiſchen Fraktion des
Reichstags, daß bei den Verhandlungen im Plenum der
Kampf in ſchärfſter Form einſetzt, wenn nötig durch
Obſtruktion. Die Verſammlung hält aber auch den ſeit-
herigen, außerhalb des Parlaments geführten Kampf für
ungenügend:; ſie verlangt von dem Parteivorſtand, daß
er eine die ganze arbeitende Bevölkerung erfaſſende Aktion
eventuell den Maſſenſtreik in die Wege leiten ſoll.

Die Generalverſammlung war nicht eine allgemeine Mit-
glieder-, ſondern eine Delegierten die ſich
aus den führenden Parteigenoſſen (150) der Stadt Stuttgart
und der zum Wahlkreiſe gehörigen Orte (25 Ortsvereine) zu-

Die Reſolution wurde nach reiflicher Beratung,
Genoſſe

Verſammlung

ſammenſetzte.
an der auch der Reichstagsabgeordnete für Stuttgart
Hildenbrand, teilnahm, gefaßt. Jnſofern wohnt ihr eine
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mitteln zu rufen. Ob freilich die Maſſen ſelber mit der
gleichen Kraft überall im gleichen Sinne vorwärts drängen
werden das hat ſich erſt zu zeigen. Das bleibt aber bei
ſolchen Aktionen das Entſcheidende! Die gewählten
Führer und berufenen Jnſtanzen haben freilich die Lage
daraufhin gewiſſenhaft zu prüfen, daß ſie nicht etwa die Zeit
für ein notwendiges Aufrufen zu geſteigerten Aktionen ver

paſſen.

Die Kreisgeneralverſammlung faßte weiter folgenden Be
ſchluß: Bei Wahlen zu den geſetzlichen Körperſchaften (Reichs-
und Landtag) ſind Doppelmandate im erſten Reichstagswahl-
kreis unzuläſſig. Bei der Landesverſammlung iſt zu be-
antragen: Zur Landesproporzwahl für den Landtag kann ein
Genoſſe, der bereits ein Reichstagsmandat beſitzt, nicht als
Kandidat aufgeſtellt werden.

(Genoſſe Hildenbrand iſt bekanntlich Reichs- und Landtags-
abgeordneter. Nach dieſen Beſchlüſſen iſt eine Doppeltandida-
tur in Zukunft nicht mehr möglich.)

Die Generalverſammlung erklärte ſich ſchließlich mit der
Haltung der Preßkommiſſion einverſtanden, die den Be-
ſchlüſſen des Landesvorſtandes in bezug auf die Reſſortver-
teilung in der Redaktion entgegengeſetzt lauteten. Die Preß-
kommiſſion wurde wiedergewählt, wobei die Genoſſin Zetkin
und der Genoſſe Weſtmeyer die meiſten Stimmen erhielten.

Gewerkſchaftliches.
Zum Krefelder Seidenfärberſtreik.

Der Krefelder Seidenfärberſtreik zieht immer weitere Kreiſe.
Zu den 2000 Streikenden von Baſel und Umgegend ſind noch
490 in Zü rich hinzugekommen. Die Seidenfärberei der
Schweiz liegt faſt vollſtändig ſtill. Wie die Krefelder Färber
verlangen auch die der Schweiz erhöhte Löhne. Die Schweizer
Unternehmer ſind ganz beſtürzt, ſie können nicht begreifen,
wie es möglich iſt, daß ihre bisher ſo ſklaviſch ergebenen Farb-
geſellen plötzlich einmütig von dem Recht der Arbeitsverweige-
rung Gebrauch machen können. Die Verſuche des ſtaatlichen
Einigungsamtes, die Differenzen beizulegen, ſind geſcheitert.
Die Unternehmer wünſchen zunächſt die Wiederaufnahme der
Arbeit. Die Arbeiter lehnen das beſtimmt ab. Jn öffentlichen
Erklärungen behaupten die Unternehmer, die Unzufriedenheit
der Arbeiter ſei durch „ausländiſche Hetzer“ ohne jeden in den
Arbeitsverhältniſſen der Schweiz begründeten Anlaß erzeugt
worden.

Jn Krefeld hat am Sonnabend eine überfüllte Verſammlung
der ſtreikenden Färber den Züricher Brüdern Dank und An-
erkennung ausgeſprochen. Jn einer Reſolution brand-
markten ſie die ſchofle Kampfesweiſe der Schweizer Unter-
nehmer wie folgt:

Nach einem Bericht des Baſeler Vorwärts vom 22. Mai
1913 hat die Färbereifirma Lindenmecyer in Baſel ihrer Ar
beiterſchaft gegenüber erklärt, daß der Deutſche Textil-
arbeiterverband verlumpt ſei und kein Geld mehr beſitze und
in Krefeld nur noch ein paar Krakeeler ſtreiken. Gegen dieſe
nichtswürdige und infame Bezeichnung als Krakeeler erheben
die Krefelder Streikenden, die heute noch ſo einig und feſt,
mehr als 2000 Mann, zuſammenſtehen, als beim Beginn des
Kampfes, den nachdrücklichſten Proteſt. Auch hat der deutſche
Textilarbeiterverband durch Erhöhung der Streikunter-
ſtützung bewieſen, daß die Firma Lindenmeyer die Unwahr-
heit ſagt, wenn ſie behauptet, daß der Deutſche Textil-
arbeiterverband kein Geld mehr habe.

An die Elberfelder Färber richtet die Verſammlung fol-
gende Aufforderung: Von den Berufskollegen in Barmen-
Elberfeld erwarten die kämpfenden Krefelder Färber ſtrik-
ieſte Solidarität, ſo daß dort nicht ein Faden für Krefeld ge-
färbt wird. Der Sieg der Krefelder wird allen Färbern zu-
gute kommen.

Die chriſtlichen Färber bemühen ſich krampfhaft, ihren
Verrat zu verdecken. Jn einem neuen Flugblatt, das bezeich-
nenderweiſe nicht im Streitgebiet verteilt wurde, wird in Fett-
druck behauptet, daß erſt nach ſtattgefundener Verſammlung
und Beſchlußfaſſung der ſtreikenden chriſtlichen Färber die Be-
endigung des Streiks dem Oberbürgermeiſter mitgeteilt wor-
den ſei. Dieſer Behauptung ſteht die Tatſache entgegen, daß
der Oberbürgermeiſter von Krefeld bereits am 1. April in
einem Schreiben an den Deutſchen Textilarbeiterverband er-
klärte, die chriſtlichen Färbereiarbeiter hätten beſchloſſen, die
Arbeit wieder aufzunehmen. Die Verſammlung der ſtreiken-
den chriſtlichen Färber fand aber erſt am 2. April ſtatt. Es iſt
nicht anzunehmen, daß der Oberbürgermeiſter ſich die Angabe
aus den Fingern geſogen hat, er hat ſie von den chriſtlichen
Färbern. Die chriſtlichen Führer beendeten den Streik, ohne
die Streikenden ſelbſt zu befragen. Der Stand des Kampfes

in Ende iſt noch nicht abzuſehen.iſt n unter1 i i

Ver antwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberficht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton
und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales und Provinzielles Wil
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tage die durch die Zurückbehaltung der Jahresklaſſe 1910 be- läßt und daß es natürlich erſcheint, nach ſchärferen Kampfes-

*683 x

Nur mit Wasser anrühren und auf-
Kochen fertig ist eine pikante Sauce!

Kein Missraten! Kein Zeitverlust!
Ueberall erhältlich!

Il

mmKochherd stehen, wissen, wie sehr eine gute Sauce die Lust l

am Essen steigert, wie umständlich aber bisher die richtige Zubereitung einer
solchen war. Jetzt geht es sehr rasch und bequem mit den neu erfundenen

Sardellen-, Kapern-, Zwiebel-, Senf
Meerrettich-, Goulasch-, Tomaten-,

Madeira-, Pilz-, Braten-Sauce!

i i neinige Erfinder und Hersteller: Houssedy Schwarz, Rotti-Gesellschaft m. b. H., München
auch älteste Fabrik der echten, anerkannt ersten Rotti-Bouillon-Wärfel, -Suppen u. -Würze.

WNimm
Rotti- Saucen

10 erlei Würſel à 10 Pfg,



h da e Sdeh

5

c

h e e ce e e

e

a S

t

e S

e

e a

c

T

v v iat Apaenieads Woche: talue.
er follsteviatedeiw 3ediagor rin G nttalusser- u Hrie r rmdem: Neu! „Marinefieher“ Letzate 3 rete

T n rie. Senator ntprer71291 Die Tyvmians sind glänzender als je zuvor.

Keine Koſten habe ich geNur 3 I e ſcheut, den Dramenſchlage

kuropäleen. SKladeneden
(erinnert an die Weilsse Sie vin)

1288

Souder-Angebot

ice Täncſehchrzen4 PASSAGE TREATER Tändelschürzen mit Tregern
Wirischaftsschürzen

Blusenschürzen

Helle (Saale) liohtspielhaus
Ah Nittwoch, den 28. Mai 1913:

PROGRAMM-WVECHSEL
enthaltend:

Die grossartige tiefergreifende dramatische Hanälung

Wie die Blätter fielen
sowie das sonstige hochinteressante reguläre Programm.

Bekanntmachung Die Direktion
Unserem geschätezten Publikum zur getl. Kenuntnisnahm-,

dass wir ab 31. ds. Mts. die mit grossem Beifall aufge
nommenen drei Abteilungen des

Fillmms von der Königin Luise

Leiprigersdr. 88

Reformschürzen

Kleiderschürzen

Kinderschürzen

Donnerstag
und folgende Tage

Schürzen

Weisse Trägerschürzen Sp.
Weisse Tändelschürzen m Tregern 90 p.

ExWraPreisen

o

O o
7S o
o

O
*0

4

lich, mit „Husnahme am Sonntag, den 1. Juni er. nach-
ab 2 Uhr zur Vorführung gelangen lassen. Es er-strecken sich diese Vorführungen voraussichtlich bis zum

o rn

Man sehe die Schürzen-Ausloge.
10. Juni er., und ist somit ausreichend Gelegenheit geboten,dieses Kunstwerk im Zusammenhange bew undern zu können.
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o 90
Ehe Sie ein Rad kaufen, beſichtigen Sie mein großes

Lager von nene und gebrauchten

O Fuhrvrüdern. O
Müäntel, Schlänche z Erſatzteile

zu den Dpp billigſten Preiſen. Da
Leipzigerstrasse 94.

Schneider
590 Robott.

1292Otto MHämisoh. Turmstr. 156.
806 Kein Laden. Eigene Reparaturwerhkſtatt.

e n c e W S D S W
Frauen

brauchen bei Störung. u. Unregel
mäßigkeit. ſow. Weißfluß nurSecheidig's Salſnerol. Garant.
unſchädlich. Pulver 4 M., Tropfen6.00, 8-1 ſow. ſämil. ygie

Bedarfsartikel biz br comad Schelcle,
Halle (Saale), Graſeweg 3a. p. j.Damenbedienung. Rückvorto.

Meere h

e

inoleum-KReste
große Poſten, bis zur Hälfte des regulären Preiſes.

Iinoleum-Iaden, Königtrasse 18.

Fernſprecher 8114. 1275 Fernſprecher 8114.
Er kennung v. Krankheiten!
Man sende p. Post d. Früh-Urin a. d.Anfſichts- Poſtkarten Die Labatorium Timmler, Altenburg S.-A.

Huth. -Ratanrertun Santa

S I. Bezirk
S

Sonntag, den 1. und Montag, den 2. Juni
in r Ramsin

Bezirksfest
Die Vereine wollen pünktlich eintreffen.

i 3 Uhr: Korsofahrt, nachdem Preisschieben,
Kegeln, Tombola, Blumenverlosung; an beid.
Tagen V. 3 Uhr ab: Ball auf dem Festplatz.

Abends 6* u. 9: Gr. Tanzreigen.
Von 9 Uhr ab:

Feenhafte Beleuchtung des Festplatzes
Zahlreichen Besuch erwartet 685

Ortsgruppe Bamsin.
Karl Schneider, E. Lützner,

Gastwirt. Vors

c

J

Otto Wiewatd,
Bezirksleiter.

Uns ern
neuesten

Döbel
Katalog 1913

senden wir lhnen auf Verlangen

umsonssk.
Wir verkaufen Döbel, Beften,
Wäsche, Herren- und Damen-
Garderobe etc. auf bequeme
Teilzahlung und richten die

2ahlungsweise ganz nach
Wunsch der Käufer ein.

Cichmann a Co
Gr. Hlrickstr. SI,

X
w

eingeang Schulstrasse

flaſle a. S.

Kanunfe 70Papier, Bücher, Lumpen, Eisen,
Gummi, Metalle und Fee.

h iebiweueh,Königsberg 5. Tel. 2409.

Lumpen, Kus en71 Male rn kauft
Avert bode j. a 22.

in chen Grössen

bis 2 Meter lang

e eecc=

freesen am
Hebseten mein

Universalfutter.
Tuglich frisch gemischt.

Mohlwüörmor, Schock 10 P.

Drogerle 0. Kramer.
Mittelwache 9 u. 10 1281

gegenüber d. Glanchaer Kirche

kär DFahrräder v er
kauft stets zu soliden Preisen u.
nimmt in Zahlung 1289H. Schindler Kl. Vlrichstr. 35.

ſufmn
ereiuint Tüclemeite,

Kl. c.empftehlt ihre kate zu
feſten und ſoliden Preiſen.

1 beseitigtKopfläuse u
„Haarelement“, entternt d. lästiwen
Schappen, befördert vortretti. den
Haarwuchs, à FI. 50 Pf. *46

Engros: Otto Bachmann, Ludw.
Wuchererstr. 7, und in den Dro-
gerien von Carl Bahr, Gr. Brunnen-
strasse 2, Max Beyer, Olearius-
strasse 8, Rich. Bittner, Ludwig
Wuchererstr. 60, F. A. Hildebert
Fritre, Südstrasse 52 u. Beesener-
str. 10c, Paul Fritzsehe, Delitzscher-
strasse 74, A. Frömmert, Ecke
Zwinger- und Jakobstr., Wilhelm
Höfer, Geiststr. 59/60, Max Hol-
länder. Alter Markt 4. Hugo Jödieke,
Schmeerstr. 13, 6. Krütgen, König-
strasse 24, Max Ott, Steinweg 26,
Otto Saatz Herrenstr. 25, Herm.
Stitz Nacohf., Gr. Steinstr. 33, in
der Schwanen-Drogerie, Leipziger-
strasse, Ecke Poststr., n. Wiesner,
Willy Weise Nachtf., Lindenstr. 55,
sowie in allen anderen Drogerien.

Krätze
en Hautausſchlag, beKitigt unter Garantie in drei
gen ganz unauffällig die
ech er r Puraga, einePortion 1.90 für dreierſonen 5.00 Mk., s

mein Stee, Paket 1.00fein e durchV genies elſen
nirdhes Verſ. d. Nachn.

d.
Er Sonaaris-fanrru Q
Näb- u. Sprachmaschinen, Schalfplatten 4

Teilzahlung
aru orteile s i 11.J. Honorored ACo, Charſottenderg 172

d V
SchoKolade-u. Tuokerwaren
kauft man sehr gut u. unerreicht
preiswert in unseren Verkaufs-
stellen. Machen Sie einen Versuch
und Sie sind dauernder Kunde!
Thüring. Sehokoladenhaus,

Merseburg, Kleine Rittergasse I.
Eilenburg. Leipzigerstrasse 25.
Torgan, zuckerstrasse 16.
Bitterfeld, Halleschestr. 17. *621

r Frauen!
törung u. Unregelmäßig-

keit wenden ſich vertrauensvoll an
rau P. Brune, OberhauſenFriedenſtr. 14.
D Auskunft koſtenlos. i

Donnerstag 69e Schlachtefeſt.
Olga Wentrke,

t olfſtraße 20.
äumfuhren feder Art bef. bill.
Alb. Ackermann. Mühlb. 10. 72

Eleg. Herrenfahrrad m. Frlf. zuverk. Singer geh 49, I. I. [1290

Parteischriften von

Geleqenheitskauf.
Moderne

Künstler- Decken
Zeichnungen und Entwörfe von ersten Künstlern

33
Brummer Benjamin

Grosse Ulrichstrasse 22 24.

An4Täglich e s 18 Uhr:

in Ken Auf

Susamme:
d

reſiknSie speisen qut, appetitflich
und preiswert im eigenen Heim

der folfeschen Arbeiterscheft.
Reichholfiger, kräftiger und 7

wohlschmeckender, quter

Mittagstische

222223

7 von 22 Pf. on.
23333222232::farzniuh-

Routenkarte
der Wanderwege, Fahrstrassen-,Fisenbahn- u. Kraftwagen- Linien

nebst Fahrplänen im HRarrz,
Sommer 1913.

Preis 25 Pf.
Zu beziehen durch die

Volkshuchhandlung Halle S.
Harz 42/43.

Amslorf. Meer
Stedten Bettwä weg efunden wor
den. Der Verlierer k. dieſelbe Wall-
ſtr. 2 abhol. Karl Reifenstein. [*684

Arbeitsmarkt
Wer übernimmt leichte 686

Schrei igett
Hauſe reeller Reben-

n r HansScehrauder, München 2

Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Stüd (Steinweg 2), 27. Mai.
Aufgeboten: MWaſchinenwärter

Rübe u. Auguſte Hammer (Frei-
imfelderſtraße 35). Poſtbote Lang-rock und J Adolph (Halle und
Aſchersleben). Telegraph.- Aſſiſt.

9Lomnißger u. Elfriede Weiß (Halle
und Eichenau.

Eheſrhließung: Wächter Zilon-
kowski und Florentine Slotta
(Große Schloßgaſſe 14).

Geboren: Arbeiter Damm aus
Dölau S. (Klinik). Arbeiter Will
Tocht. Gordorferſtr. 7). Zimmer
mann Knittel S. (Alte Leipziger
Chauſſee 18). Arbeiter Pelz T.
Kl. F Jlohgaſſe 9). Geſchirrführ.

emling S. Freiimfelderſtr. 16).
Mag.-BüroAſſiſtent Apel Tocht.
(Torſtr. 47). Bäcker Sündermann
Tocht. (Mittelwache 1).

Geſtorben; Steinſetzers Fried-
rich Tcht., 3 Mon. Ritterſtr. 13).Arbeſters Koch S., 9 Mon. (Tor
ſtraße 5 Arbeiters Frenzel aus
Papitz Ehefrau, S geborene
Stephan, 69 J. (Klinik). Zigar-renfortierer Schneider, 76 Jabre
h 10). Aufſeher Grimm
aus Froſe, 51 J Berg manns-troſt). Jnvalide läbe, 7 Jahre
(Kröüwitzerſtr. 28).

HallsRord (Gr. Brunnenſtr.
27 MatAufgeboten Verlagsbuchhändler

Hirt Reger und Gertrud Elze
(Leipzig und Hermannſtra e D.

Geboren: Kaufmann Weißt T
(Geiſtſtraße 68).

eſtorben Kaufmanns PoleyT. J. (Mühlweg 7). Stifts
dame Luiſe von Seelhorſi, 64 J.
(Rathausſtraße 15).
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Das belgiſche Experiment.
Von Roſa Luxemburg.

III.
Der Hauptgedanke der belgiſchen Genoſſen bei der Vor-

bereitung des Aprilſtreiks war ihm jeden „ſtürmiſchen“
Charakter zu nehmen, ihn von der revolutionären Situation
gänzlich zu trennen, ihm den methodiſchen und ſtreng um-
zirkelten Charakter eines gewöhnlichen Gewertkſchaftsſtreiks
zu geben. Nicht darin, daß keine „Ungeſetzlichkeiten“ verübt
worden ſind, liegt das beſondere Merkmal dieſer Bewegung,

auch in den 90er Jahren haben die ſtreikenden Arbeiter,
wie geſagt, genau ſo wenig „Ungeſetzlichkeiten“ verübt wie
diesmal; es waren in Belgien wie anderwärts ſtets nur „Hüter
der Ordnung“, die Exzeſſe verübten und Exzeſſe provo-
zierten. Der Unterſchied liegt darin, daß die Maſſenſtreiks
der er Jahre ſpontane Bewegungen waren, geboren aus
einer revolutionären Situation aus der Zuſpitzung des
Kampfes und aus der aufs höchſte geſpannten Energie der
Arbeitermaſſen. Spontan nicht in dem Sinne etwa, daß ſie
chaotiſch, planlos, zügellos und führerols waren. Jm. Gegen-
teil war gerade in jenen beiden Streiks die Parteiführerſchaft
mit der Maſſe völlig eins, ſie marſchierte an der Spitze, leitete
und beherrſchte vollkommen die Bewegung, gerade weil ſie
völlig mit dem Pulsſchlag der Maſſe in Kontakt war, ſich ihm
anpaßte, nichts als Mundſtück, als bewußter Ausdruck für
die Gefühle und die Beſtrebungen der Maſſe war. Spontan
waren jene Streiks darin, daß ſie unmittelbar auf eine poli-
tiſche Situation reagierten, Schlag auf Schlag den Kampf
beantworteten, und daß ſie mit frei entfeſſelter Energie, auf
alle Konſequenzen und Eventualitäten des Kampfes gefaßt, die
ganze Wucht der Maſſenaktion in die Wagſchale warfen.

Daß in ſo gearteten Maſſenſtreiks ein ſtarker revolutionärer
Funke zittert, daß ſie bei entſprechender leicht entzündbarer
Situation, auf einer gewiſſen Höhe der Spannung der Gegen-
ſäße, unter allen Umſtänden zu offenen Zuſammenſtößen mit
der herrſchenden Gewalt führen können, iſt außer Zweifel.
Aber nicht minder ſicher iſt es, daß gerade der Druck ſo ge-
arteter Streiks am raſcheſten ſeine Wirkung ausübt und die
herrſchenden Klaſſen in der Regel zum Zurückweichen zwingt,
bevor ſich noch die äußeren Konſequenzen, bevor ein allge-
meiner Zuſammenſtoß mit der Staatsmacht ſich aus der
Situation ergibt. Der Verlauf der belgiſchen Streiks von
1891 und 1893 beſtätigt dies vollkommen. Genau ſo genügte
im Jahre 1905 die ſpontane Bewegung des öſterreichiſchen
Proletariats unter dem anſteckenden Beiſpiel der ruſſiſchen
Revolutionskämpfer, um die Machthaber zum Zurückweichen zu
zwingen, bevor noch eine gewaltſame Auseinanderſetzung mit
ihnen nötig wurde. Dasſelbe beweiſen zahlreiche adere Fälle
aus der Praxis des internationalen Proletarjats in den
letzten fünfzehn Jahren: nicht die Anwendung der phhyſiſchen
Gewalt, wohl aber die revolutionäre Entſchloſſenheit der
Maſſen, in ihrer Streikaktion nötigenfalls vor den äußer-
ſten Konſequenzen der Kampfſituation nicht zurückzuſchrecken
und alle Opfer zu bringen, verleiht dieſer Aktion an ſich eine
ſo unwiderſtehliche Gewalt, daß ſie häufig den Kampf in kurzer
Friſt zu namhaften Siegen zu führen vermag.

Dem Aprilſtreik in Belgien lag gerade umgekehrt der Ge-
danke zugrunde, jede revolutionäre Situation zu vermeiden,
jede Unberechenbarkeit, jede unvorhergeſene Wendung des
des Kampfes auszuſchalten, mit einem Wort, jedes Riſiko und
jede Gefahr von vornherein auszuſchließen und den ganzen
Feldzug faſt ein Jahr vorher in allen Einzelheiten feſtzulegen.
Aber gerade damit haben die belgiſchen Genoſſen ihrem
Generalſtreik die eigentliche Stoßkraft genommen. Die
revolutionäre Energie der Maſſen läßt ſich nicht auf Flaſchen
ziehen und ein großer Volkskampf läßt ſich nicht wie eine
Militärparade führen. Hier heißt es: entweder oder.
Entweder führt man einen politiſchen Sturm der Maſſen
herbei, richtiger da ein ſolcher ſich nicht künſtlich herbei-
führen läßt entweder läßt man die erregten Maſſen im
Sturm ausziehen, dann muß alles getan werden, was dieſen
Sturm unwiderſtehlicher, gewaltiger, konzentrierter macht,
dann darf man den Sturm nicht, juſt wenn er losbricht, auf
neun Monate vertagen, um ihm inzwiſchen eine Marſchroute
vorzubereiten. Oder man will keinen Maſſenſturm dann
iſt ein Maſſenſtreik aber im voraus ein verlorenes Spiel.
Sollte im April, wie die Führer auf dem Parteitag verſicher-
ten, nur die Diſziplin und der einige Wille der Arbeiterklaſſe
demonſtriert werden, dann war für eine Demonſtration die
zehntägige Dauer jedenfalls überflüſſig und die neunmonatige
Vorbereitung ein viel zu hoher Preis. Die belgiſchen Prole-
tarier waren zu einer ſolchen Demonſtration ſchon viel
früher und mehrmals bereit. Sollte es aber ein Kampfſtreik
ſein, dann war die Art und Weiſe ſeiner Ausführung wenig
geeignet, ihn ſiegreich zu machen.
Es iſt vor allem klar und durch die Geſchichte der bisherigen
Maſſenſtreiks in verſchiedenen Ländern beſtätigt, daß je raſcher,
jje unvorbereiteter ein politiſcher Streik den herrſchenden
Klaſſen über den Kopf kommt, deſto ſtärker die Wirkung und
die Ausſichten auf den Sieg. Kündigt die Arbeiterpartei
dreiviertel Jahre im voraus die Abſicht an, einen politiſchen
Streik zu inſzenieren, ſo gewinnt nicht nur ſie, ſondern doch
auch die Bourgeoiſie und der Staat vollauf Zeit, ſich mate-
riell und pſychologiſch auf das Ereignis vorzubereiten. Uebri-
gens hatte die lange emſige Spartätigkeit der belgiſchen
Proletarier, die an ſich ſo bewundernswert in ihrem Jdealis-
mus war, die unbequeme materielle Seite, daß ſie die ökono-
miſchen Jntereſſen des Kleinbürgertums, der Krämer und
Händler, die ganze Zeit über ſchwer traf, der Schicht, deren
Sympathien der Arbeiterſchaft am eheſten gehören, während
die Großbourgeoiſie bei der langen Vorbereitung gerade in
hohem Maße dem Schlag entgehen konnte, mit dem ſie jeder
ſpontane Maſſenſtreik in erſter Linie trifft.

Sodann gehört zur Wirkſamkeit jedes politiſchen Kampf-
ſtreiks die Mitwirkung der Beſchäftigten in öffentlichen
Dienſten Wollten die belgiſchen Genoſſen was ſich aus
ihrer Abſicht eines langen, friedlichen Streiks ergibt auf
das Stillegen der öffentlichen Dienſte verzichten, dann nahmen
ſie ihrem Streik freilich jeden „ungeſetzlichen Charakter“, aber
auch im voraus die raſche zwingende Gewalt und den Schrecken
für die Oeffentlichkeit und den Staat.

Mit einem Worte: gerade alle die Eigenſchaften des April-
ſtreiks, die ihm nach der Abſicht der belgiſchen Partei den
methodiſchen Charakter einer Gewerkſchaftsaktior. verleihen

Halle (Saale), Donnerstag 29. Mai 1913 24. Jaheg.

ſollten, haben ihm die Wirkſamkeit als politiſcher Streik in
hohem Grade benommen.

Aber noch mehr: wir haben aus der Geſchichte des Wahl
rechtskampfes in Belgien geſehen, daß die Parteiführer den
Maſſenſtreik eigentlich ſeit etwa fünfzehn Jahren verpönen,
ihn ſtets abzuſchieben, zu verhindern ſuchen. Jm Schluß-

„reſultat hat jedoch dieſe Taktik merkwürdigerweiſe das gerade
Gegenteil bewirkt: der im Moment des ſtürmiſchen Los-
brechens immer wieder gebannte Maſſenſtreik iſt nun zum
ſtändigen Damoklesſchwert nicht bloß der Reaktion, ſondern
auch der Partei geworden. Schon ſeit neun Monaten war das
Leben der belgiſchen Partei durch die Vorbereitungen zum
Maſſenſtreik völlig im Bann gehalten. Nachdem im April der
Streik auf einen erſten Schatten eine Konzeſſion hin abge-
brochen wurde, hat die Partei ihn ſchon auf dem Parteitag
vom 24. April ſelbſtverſtändlich für die weiteren Schritte in
Ausſicht ſtellen müſſen. Dieſelbe Taktik, die jedes ſtürmiſche
Treffen der Maſſe mit der Reaktion verpönte, hat die Maſſen
ſtreikdrohung zum chroniſchen Zuſtand gemacht.

Daß damit in der Maſſe übertriebene Jlluſionen in bezug
auf die Wirkſamkeit des politiſchen Maſſenſtreiks unwillkür-
lich genährt werden, ſcheint unvermeidlich zu ſein. Auf dieſe
Jlluſionen kann aber unter den gegebenen Umſtänden ſehr leicht
Enttäuſchung folgen. Der politiſche Maſſenſtreik iſt eben
nicht an ſich, abſtrakt genommen, ein wundertätiges Mittel.
Er iſt wirkſam nur im Zuſammenhang mit einer revolutio-
nären Situation, als Aeußerung einer hohen konzentrierten
revolutionären Energie der Maſſen und einer hohen Zu-
ſpitzung der Gegenſätze. Losgeſchält von dieſer Energie, ge-
trennt von dieſer Situation, verwandelt in ein von langer
Hand beſchloſſenes, pedantiſch nach dem Taktſtock ausgeführtes
ſtrategiſches Manöver, muß der Maſſenſtreik in neun Fällen
gegen zehn verſagen.

Niemand wird in dieſem Augenblick mit Sicherheit voraus-
ſagen können, welches die nächſten Schickſale der Wahlreform
in Belgien ſein werden. Vielleicht werden die belgiſchen
Klerikalen, wie die Tories in England, klug genug ſein, ſich den
erregten Zuſtand der Volksmaſſen zur Lehre zu nehmen und
ſich auf den weiten Weg des Kompromiſſes begeben. Freilich
verrät ihre bisherige Haltung wenig Zugänglichkeit für die
großzügige Politik. Sollten ſie aber bei ihrer reaktionären
Brutalität nach dem Muſter der oſtelbiſchen Junker verharren,
dann dürfte nur ein Maſſenſturm des Proletariats dieſe
Halsſtarrigkeit zu brechen geeignet ſein, wie er ſich ſchon 1891
und 1893 gebrochen hat. Dann aber dürfte es ſich unſeres
Erachtens auch für unſere belgiſche Bruderpartei als eine
Lehre aus ihrem jüngſten Experiment ergeben: nur die Rück-
kehr zur Taktik der ſtürmiſchen, von jeder Rückſicht auf die
liberale Bundesgenoſſenſchaft freien Maſſenbewegung, nur die
Entfeſſelung der vollen revolutionären Energie des Prole-
tariats kann dieſe Zwingburg in Trümmern legen. Auf
keinen Fall läßt ſich das Aprilexperiment für die belgiſche
Partei oder für die Jnternationale als eine empfehlenswerte
Neuerung in der Handhabung des politiſchen Maſſenſtreiks
empfehlen.

Doch mag man das Vorgehen der belgiſchen Genoſſen kriti-
ſieren und beurteilen wie man will, eine beſchämende Lehre
und ein Beiſpiel haben ſie vor allem uns in Deutſchland ge-
geben Die belgiſche Partei experimentiert mit dem Maſſen-
ſtreik, aber ſie verſucht unter Aufbietung aller Kraft alle
Mittel der Maſſenaktion. Jn Preußen hingegen iſt auf die
aufrüttelnden Worte des preußiſchen Parteitags Weihnachten
1909, auf die denkwürdigen anfeuernden Worte Singers erſt
im Frühjahr 1910 eine kurze Demonſtrationskampagne ge-
foglt, die jedoch, nachdem ſie den ſchönſten Anlauf genommen
hatte, von der Partei einfach an den Nagel gehängt wurde.
Seitdem werden wir von Landtagswahlen guf Reichstags-
wahlen und von Reichstagswahlen auf neue Landtagswahlen
vertröſtet. Das belgiſche Beiſpiel ſollte jedoch für unſere
Partei weniger ein Anlaß zu einer kritikloſen „Bewunderung“
und mehr ein praktiſcher Anſtoß ſein, auch der oſtelbiſchen
Reaktion gegenüber einmal das Wort zu beherzigen: Hier hilft
kein Mundſpitzen, hier muß gepfiffen werden!

Lohnpfündung und Gehaltsverträge.

Nach dem Lohnbeſchlagnahmegeſetz kann der Gläubiger fürſeine Zprderungen dem Arbeiter auch den Lohn pfänden laſſen,

aber nur inſoweit, als der Geſamtbetrag der Vergütung die
Summe von 1500 Mk. jährlich überſteigt. Seit einigen Jahren
gehen nun die Gerichte in der Weiſe vielfach vor, als ſie dem
Angeſtellten das pfänden, was er über 125 Mk. monatlich ver-
dient und dem Arbeiter der 28,85 Mk. wöchentlich überſteigende
Betrag. Hiernach kann es vorkommen, daß der Angeſtellte und
Arbeiter bei etwa eintretender Arbeitsloſigkeit, längerer
Krankheit uſw. im Falle der Lohnpfändung ſehr leicht unter
1500 Mk. bleiben kann. Angenommen, der Verdienſt hat in den
letzten Jahren nur 1500 Mk. oder weniger betragen, er würde
aber zu Beginn des neuen Jahres entſprechend den Monats-
oder Wochenbezügen 1500 Mk. überſteigen, wann iſt dann die
Lohnpfändung berechtigt? Darüber gibt die folgende Ent-
ſcheidung des Landgerichts Hamburg Aufſchluß. Der Be-
ſchwerdeführer konnte nachweiſen, daß er in den beiden letzten
Jahren weniger wie 1500 Mk. verdient hatte. Auch in den
erſten zwei Monaten dieſes Jahres war er unter 28,85 Mk. ge-
blieben. Als ihm dann im März, wo der Lohn vereinzelt den
Betrag von 28,85 Mk. überſtieg, dieſer überſchießende Betrag
gepfändet wurde, wies das Amtsgericht eigentümlicherweiſe die
dagegen eingereichte Beſchwerde zurück. Auf weitere Beſchwerde
hob dann das Landgericht unterm 2. April 1913 den Pfändungs-
beſchluß mit folgender Begründung auf: „Nach dem Lohnbeſchlagnahmegeſetz iſt der Lohn des Schuldners nur inſoweit

pfändbar, als er die Summe von 1500 Mk. für das Jahr über
ſteigt. Schwankt der Lohn, ſo iſt er nach ſeinem Durchſchnitt
auf ein Jahr zu berechnen. Ueberſteigt der ſo zu berechnende
Lohn die Summe von 1500 Mk. für das Jahr, ſo iſt von jeder
Lohnzahlung ſoviel pfändbar, als von dem die Summe von
1500 Mk. überſteigenden Betrage auf die einzelne Lohnperiode
entfällt. Beträgt der Lohn nicht mehr als 1500 Mk. für das
Jahr, ſo iſt er in vollem Umfange der Beſchlagnahme entzogen
und zwar ohne Rückſicht darauf, wie er ſich auf die einzelnen
Lohnperioden verteilt und ob er, von der einen oder der anderen
Periode auf das ganze Jahr übertragen, mehr als 1500 Mk.
ausmachen würde. Denn dem höheren Lohne ſteht in Fällen

dieſer Art für andere Perioden ein niedrigerer Lohn gegenüber
und dem Schuldner würde, wenn trotzdem die Pfändung eines
Teiles des jeweiligen höheren Lohnes zugelaſſen würde, nicht
ſein voller Verdienſt verbleiben, obwohl 57 die Summe von
1500 Mk. für das Jahr nicht überſteigt. (cf. Beſchluß des O.L.
G. Dresden in den Annalen dieſes Gerichts 21. 32 S. 251, 252.)
Nach dieſen Grundſätzen hätte das Amtsgericht den Jahres-
arbeitsverdienſt prüfen müſſen. (cf. Beſchluß des O.-L.-G.
Dresden in Seufferts Archiv 68, Nr. 27.) Der Schuldner hat
nun glaubhaft gemacht, daß er in den Jahren 1911 und 1912
in feſter Stellung unter 1500 Mk. verdient hat und auch im
Jahre 1913 nicht 1500 Mk. verdienen wird. Dann konnte aber
ein Pfändungsbeſchluß überhaupt nicht erlaſſen werden.“ Hier
nach kann dem betr. Arbeiter in dieſem Jahre auch dann nichts
vom Lohne gepfändet werden, wenn er wirklich an einzelnen
Lohntagen mehr wie 28,25 Mk. ausbezahlt erhält. Dieſe Ent-
ſcheidung iſt nicht allein für Arbeiter im Bauberufe, die
meiſtens alljährlich mit längerer Arbeitsloſigkeit zu rechnen
haben, ſondern auch für die übrigen Arbeiter, deren Lohn
ſtändig Schwankungen unterworfen iſt, äußerſt wichtig.

Da der Reichstag ſich bisher noch nicht dazu hat aufſchwingen
können, die pfandfreie Summe von 1500 Mk. entſprechend den
heutigen Teuerungsverhältniſſen zu erhöhen, fo darf es nicht
wundernehmen, wenn der Schuldner ſich auf andere Weiſe zu
helfen ſucht. Das Landgericht Hamburg hat dann auch ſchon
eine Vereinbarung mit dem Arbeiter, wonach dieſer ohne
Kündigung arbeite und abends jedesmal den
Lohn auf dem nächſten Tag im voraus erhielt,
für gültig und als nicht gegen die guten Sitten verſtoßend er-
klärt. Das Landgericht erklärte, der Einwand des Unter-
nehmers, der durch die Vereinbarung einen guten Arbeiter
halten wolle, wäre nicht zu widerlegen. Er hatte nur ſein
Intereſſe zu wahren, das Jntereſſe des Gläubigers des Ar-
beiters ginge ihm nichts an. Hätte der Unternehmer nicht die
Vereinbarung, dem Arbeiter den Lohn im voraus zu zahlen,
angenommen, ſo hätte der Arbeiter die Arbeit niedergelegt und
dadurch die Lohnpfändung illuſoriſch gemacht. Wenn man auch
vom moraliſchen Standpunkte aus dafür einzutreten hat, daß
jeder Menſch ſeine Gläubiger befriedigen ſoll, ſo können doch

namentlich bei den Arbeitern Fälle eintreten, wo ihnen
dies abſolut nicht möglich iſt. Dann mögen ihnen Verträge,
wie der vorſtehende, ſowie auch der nachfolgende, entſprechende
Fingerzeige geben.

Das Reichsgericht hat ſich in mehreren Entſcheidungen dahin
ausgeſprochen, daß die Abtretung von Lohn oder Ge-
halt, ſoweit dieſer den pfändbaren Betrag von 1500 Mk. über
ſteigt, einem dadurch benachteiligten Gläubiger kein Recht auf
Anfechtung gibt und daß ein Vertrag, durch den ſich ein Unter
nehmer zur Zahlung eines über 1500 Mk. hinausgehenden
Lohnbetrages für die Dienſte des Angeſtellten oder Arbeiters
an deſſen Ehefrau oder ein anderes Familienmit-
glied verpflichtet, nicht gegen die guten Sitten verſtößt. Dieſe
Verträge ſind vielfach als „Schiebung“ bezeichnet worden. Trotz
dem hat das Reichsgericht in letzter Zeit wiederholt entſchieden,
daß davon keine Rede ſein könne, derartige Verträge auch nicht
gegen die guten Sitten verſtoßen. Jn der Juriſtiſchen Wochen
ſchrift nahmen in den letzten Monaten mehrfach Juriſten zu
den vorſtehend angeführten Gehaltsverträgen, ſoweit der
1500 Mk. überſteigende Lohnbetrag an die Ehefrau oder ſonſtige
Familienmitgileder abgetreten wird, Stellung. Juſtizrat
Striemer- Königsberg bezeichnet die Einwendungen, daß der
artige Verträge gegen die guten Sitten verſtoßen, für verfehlt.
Kein Gebots und Verbotsgeſetz beſchäftige ſich mit Vermögens
werten, die der Schuldner zwar nicht erwirbt, aber erwerben
könnte, es gibt keinen Rechtsſatz, der dem Schuldner gebietet,
im Jntereſſe ſeiner Gläubiger Vermögenswerte zu erwerben,
und kein Geſetz, das ihm verbietet, einen ihm möglichen Erwerb
zum Schaden ſeiner Gläubiger zu unterlaſſen. Juſtizrat Dr.
Harmer- Kaſſel pflichtet den Ausführungen von Striemer bei
und Rechtsanwalt Dr. Leſſer-Poſen macht darauf aufmerkſam,
daß der Erfinder der 1500 Mk.-Verträge mit großem Geſchick
vorgegangen ſei. Der Schuldner muß alſo mit dem Unter-
nehmer vereinbaren, daß er ihm 1500 Mk. beläßt und daß ihm
dieſer Betrag zu zahlen iſt, daß gleichzeitig ſeine Ehefrau den
1500 Mk. überſteigenden Lohnbetrag zur Verwendung des
Unterhalts des Ehemannes und etwa vorhandener unter
haltungsberechtigter Kinder erhält und verwendet.

Zum Schluß ſei nun noch darauf verwieſen, daß nach dem
Lohnbeſchlagnahmegeſetz vom 21. Juni 1869 der 1200 Mk. über
ſteigende Betrag bereits gepfändet werden konnte. Schon nachch Jahren 1877 wurde der Betrag bis zu 1500 Mk. für

unpfändbar erklärt. Seitdem ſind bereits 35 Jahre verſtrichen
und trotz der heutigen Teuerung uſw. ſcheint man die Reform-
bedürftigkeit der alten Vorſchrift noch nicht erkannt zu haben.
Unter dieſen Umſtänden braucht man ſich dann aber auch nicht
zu wundern, wenn Verträge, wie die angeführten, erfunden
werden; denn ein Recht, nicht allein notdürftig, ſondern auch
ſtandesgemäß zu leben, hat ebenfalls der Schuldner mit ſeinen

G.Angehörigen.

Gewerkſchaftliches.
Streiks in der Steininduſtrie.

Jn München ſtellten am 25. Mai 200 Steinmetzen die Ar-
beit ein, weil die Unternehmer die allgemeinen Lohnzulagen,
die ſie vor dem Gewerbegericht bewilligt hatten, nicht bezahlen
wollten. Die Herren wollten nur den ſchlechteſt entlohnten
Steinmetzen eine kleine Lohnzulage gewähren. Die Münchener
Steinmetzmeiſter ſind ſchon immer etwas hartnäckig geweſen,
mußten doch die Gehilfen, um eine kleine Lohnaufbeſſerung zu
erringen, 24 Wochen ſtreiken. Die Pflaſterſteinmacher in
Altenhain-Ammelshain Bezirk Leipzig) legten ebeh-
falls am 25. Mai die Arbeit nieder. Die Firma Ebert u. Urban
lehnte jedes finanzielle Zugeſtändnis ab. Jn der Umgebung
der Streikorte konnte der Steinarbeiterverband bisher Tarife
abſchließen, aber die genannte Firma will unter allen Um-
ſtänden am wilden Akkordſyſtem feſthalten. Es iſt unglaublich,
daß Firmen, die nur für die Baubehörden liefern, einen ſo
rückſtändigen Standpunkt einnehmen können. Jm Pflaſter-
ſteinbezirk von Wurzen und Umgebung gärt es ebenfalls.
Die Firmen Buſſe und Zachmann wollen die Tarifverhand-
lungen verſchleppen, es mußte im Vorjahr ſchon ein Streik
von ſechswöchiger Dauer geführt werden, der damals reſultat-
los verlief. Dieſe Streikbruchbeſitzer kommen in der Scharf
macherei gleich hinter den Bergwerksbeſitzern.
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Deutſcher Reichstag.
beiter.152. Sitzung. Dienstag, den 27. Mai, nachmittags 2 Uhr.

Am Bundesratstiſch: Kommiſſare.
Präſident Kaempf begrüßt die Abgeordneten nach der Pfingſtpauſe und dankt der Kommiſſion für die Förderung der Fr

vorloge
uf der Tagesordnung ſteht zunächſt folgende Anfrage des

Abg. Soſinski (Pole) vom 24. April:
Jſt dem Reichskanzler bekannt, daß in dem wirtſchaftlichen

Kampfe, der zurzeit im oberſchleſiſchen Kohlenbezirk
ſchwebt, die Polizeibehörden in geſetzwidriger Weiſe gegen die
Bergarbeiter Partei nehmen; insbeſondere unter Verletzung
reichsgeſetzlicher Vorſchriften Verſammlungen der Arbeiter
grundſätzlich verbieten oder auflöſen

Direktor im Reichsamt des Jnnern Lehmann: Eine Verletzung
reichsgeſetzlicher Vorſchriften durch die Polizei würde der Reichs
leitung erſt dann Gelegenheit zum Eingreifen geben können, wenn
Zentralbehörde des betreffenden Bundesſtaates zu den Vorgängen
Stellung genommen und in ihrem Entſcheid eine mit den Grund
ſätzen des Reichsvereinsgeſetzes nicht zu vereinbarende Stellung
vertreten hätte. Nach der Auskunft der preußiſchen Regierung liegt
dieſer Fall nicht vor. Es iſt überhaupt nur in ganz vereinzelten
Fällen Beſchwerde erhoben worden. Jm übrigen haben die
preußiſchen Behörden niemals angeordnet, daß die Polizei Ver
ſammlungen irgendwie behindern ſolle. Nur ganz wenige Ver-
ſammlungen ſind nicht genehmigt worden. Jn zwei Fällen, wo
die Genehmigung verſagt war, hat der Regierungspräſident das
Verbot ſelbſt aufgehoben.

Petitionen.
Eine Petition von penſionierten und als Beamte wieder ange

ſtellten Offizieren bittet um eine Aenderung des Offizierpenſions-
geſetzes, und zwar um Aenderung der Sätze, bis zu deren Höhe die
Militärpenſion neben dem Zirvildienſteinkommen bezogen
werden kann.

Abg. Erzberger (Z.) befürchtet die finanziellen Konſequenzen
und wünſcht Vorberatung durch die Budgetkommiſſion.

Abg. v. Graefe (k.) beantragt Ueberweiſung zur Erwägung.
Abg. Noske (Soz.):

Wenn durch vorzeitige Penſionierung Offiziere in Not geraten,
o darf das kein Grund ſein, das Volk durch eine Umgeſtaltung des
enſionsgeſetzes noch mehr zu belaſten. Man penſioniere einfach

nicht ſo vorzeitig. Wir lehnen alle dieſe Anträge ab.
Die Petition wird als Material überwieſen.
Die HirſchDunckerſchen Gewerkvereine und das Gewerbegericht

Bremen bitten um Einſetzung eines Reichseinigungsamtes oder
einer Zentralſtelle zur Förderung der Tarifverträge im Reichsamt
des Jnnern.

Die Kommiſſion beantragt Ueberweiſung als Material.
Abg. König (Soz.)

hebt die große Entwickelung der Tarifverträge hervor, die wohl
eine Zentralſtelle erfordern würde. Aber von dem jetzt in der
Reichsregierung herrſchenden „ſozialpolitiſchen“ Geiſt, wie er ſich
bei allen großen Streiks und auch ſonſt gezeigt hat, ſind ſozial-
politiſche Fortſchritte nicht zu erwarten. Die Regierung ſteht
eben unter dem Einfluß der Unternehmer. Wie dieſe jeden Fort-
ſchritt bekämpfen, hat wieder die Frühjahrsverſammlung der Eiſen
hüttenleute bewieſen, wo man ſehr ſcharf gegen den jetzigen Staats

ekretär
er Arbeiter zu gewinnen“. Wie wenig die jetzige Zeit für ſozial

redet hat, dem es doch nicht gelingen werde, „die Seelen

politiſche Maßnahmen günſtig iſt, hat ja die Reichsverſicherungs
ordnung bewieſen. Verlangt man doch heute umgekehrt Aus
nahmegeſetze aller Art gegen die um ihre Freiheit ringenden Ar

Ein Reichseinigungsamt hätte nach unſerer Auffaſſung
erſt einen Zweck, wenn als Vorbedingung Reichsarbeitsämter ge
ſchaffen werden. (Bravo! bei den Soz.).

Abg. Schwarz (Z.): Die bürgerlichen Parteien haben ſich
wiederholt für ein Reichseinigungsamt ausgeſprochen, das zur Ver-
n ns großer Streiks und Ausſperrungen ſegensreich wirken
önnte.

Abg. Hähnle (Vp.) tritt für den Antrag der Kommiſſion ein.
Abg. Behrens (Wirtſch. Vgg.): Ein ſolches Amt liegt im

Intereſſe des ſozialen Friedens. Es iſt doch Sache des Reichstags,
antiſozialen Einflüſſen auf die e nicht nachzugeben.
Darum verſtehe ich nicht den Standpunkt der Sozialdemokraten.

Abg. Brey (Soz.):
Sind Herrn Behrens die Beſtrebungen nicht bekannt, die das

Koalitionsrecht verſchlechtern und die Strafbeſtimmungen ver-
ſchärfen wollen? Hinter dieſen Abſichten ſtehen einflußreiche Per-
ſönlichkeiten. Natürlich fürchten wir ſolche Beſtrebungen im Reichs
tag nicht. Sie ſind zwar da drüben (nach rechts) auch vorhanden,
aber es iſt ja dafür geſorgt, daß dieſe Bäume zunächſt nicht in den
Himmel wachſen. (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten Wei
denn Herr Behrens nicht, daß auch der Chriſtliche Gewerkſchafts-
kongreß gefordert hat: erſt Koalitionsfreiheit, dann Reichseinigungs-
amt! Auch wir wollen, daß zuerſt die Vorfrage gelöſt wird. o
aber haben wir die Anerkennung der Koalition durch den Staat,
in den Staatsbetrieben und ſonſt überhaupt in Deutſchland? (Sehr
wahr! bei den Sozialdemokraten Daß die Gewerkſchaften durch
aus nicht alle Differenzen durch den Streik, ſondern möglichſt viele
in gütlichem Einvernehmen zu löſen beſtrebt ſind, iſt bekannt undauch durch die amtliche Statiſtik nachgewieſen. Die Unternehmer,

namentlich die großen, aber haben keineswegs den Willen, ſich
Einigungsbeſtrebungen zu fügen. Wir ſtimmen für die Ueber-
weiſung zur Berückſichtigung, fordern aber als Vorbedingung die
volle Koalitionsfreiheit. (Bravo! bei den Sozialdemokraten.

Die Ueberweiſung zur Berückfichtigung wird beſchloſſen.
Mehrere Petitionen verlangen: 1. Erhöhung der Pfändbarkeits-

grenze des Dienſteinkommens von Privatangeſtellten, 2. Herbei-
führung einer geſetzlichen Beſtimmung, daß bei den Pribvatange-
ſtellten und Arbeitern ebenfalls wie bei Beamten nur ein Teil des
1500 M. überſteigenden Jahreseinkommens der Pfändung unter-
worfen ſei.

Die Kommiſſion beantragt Uebergang zur Tagesordnung.

Abg. Giebel (Soz.)
beantragt Ueberweiſung der Petitionen zur Berückſichtigung, ſoweit
ſie darum erſuchen, für Arbeiter, Privatangeſtellte und Beamte die
pfandfreie Summe der Löhne und Gehälter zu erhöhen. Ange-
ſichts der durch unſere verkehrte Wirtſchaftspolitik herbeigeführten
allgeneinen Verteuerung der Lebenshaltung iſt dies Verlangen
nur zu berechtigt. Auch das Verlangen, die über 1500 M. hinaus-
gehenden Bezüge von Arbeitern und Angeſtellten nur zum Teil
pfändbar zu machen, iſt durchaus berechtigt, um ſo mehr, als die
Angeſtellten mit höheren Gehältern in der Lage ſind, ihr ganzes
Einkommen dadurch pfandfrei zu machen, daß ſie den über 1500 M.
hinausgehenden Betrag vertraglich ihrer Frau ſichern. Jch bitte
Sie daher, unſerem Antrage zuzuſtimmen. (Bravo! bei den Sozial-
demokraten.)

Abg. Chryſant (Z.) verlangt Schutz des Dleingewerbes gegen
Schuldenmacherei von Beamten.

Abg. Marquardt (ntl.) wünſcht Erhöhung der Pfändbarkeits-
grenze.

Abg. Dr. Haas (Vpt.) ſpri r einen volksparteilichen Awong die Privata We Fun ſo behandelt werden ſollen w

die Beamten, alſo ein Teil des über 1500 M. hinausgehenden
Einkommens pfandfrei bleiben ſoll.

Abg. Hoch (Soz.):
Bezeichnend iſt, daß das Zentrum nicht ein Wort für die Nok

lage hat, in die die Arbeiter durch die jetzigen Beſtimmungen
kommen und daß Abg. Marquardt für unſeren Antrag ſprach, ob
leich raktion einen nicht ſo weit gehendenhat. err Marquardt wird offenbar als Paradepferd den Wählern

vorgeführt. Das Exiſtenzminimum von 1500 M. muß infolge der
allgemeinen Teuerung bedeutend erhöht werden. Der Arbeiter mußvor dem Verkauf ſchier Arbeitskraft an den Schuldner geſchützt
werden. Es iſt höchſte Jeit, das Lohnbeſchlagnahmegeſetz zu ändern.
Der Reichstag hat die Pflicht, die Regierung, die ſich nach der Be
willigung des Gehalts des Staatsſekretärs um die Sozialpolitik
nicht mehr kümmert, zur Einbringung eines e rer bei der
Schutz der Arbeiter und Angeſtellten zu zwingen. (Bravo! bei den
Sozialdemokraten.

Abg. Strack (ntl.) tritt im Gegenſatz zum Abg. Marquardt für
einen ſtärkeren Schutz der Gläubiger ein.

Abg. Haas (Vpt.) polemiſiert gegen den Abg. Hoch; bei dem
ß jetzigen Rechtszuſtand ſeien die Gläubiger oft die armen Teufel,

während die Schuldner manchmal wie die Millionäre leben können.

Abg. Hoch (Soz.):
Wir treten nicht für die Leute ein, die ihre Schulden nicht be

zahlen wollen, ſondern für die, die das nicht können. Wenn ein
in Schulden geratener Arbeiter oder Angeſtellter einen Unfall er
leidet, oder ſonſt in Not gerät, wird ihm einfach der Lohn beſchlag-
nahmt. Die Rechtsſprechung in Pfändungsſachen ſchützt den
Gläubiger ſchon davor, daß der Schuldner einen Luxus treiben
könnte. Merkwürdig iſt, daß die Rechte und das Zentrum hier
plötzlich ſo für den Mittelſtand eintreten, während ſie ihn doch bei
der Schutzzollgeſetzgebung, der Reichsfinanzreform, den Militär-
vorlagen uſw. auf das ſchwerſte geſchädigt haben. (Sehr wahr!
bei den Sozialdemokraten, Unruhe rechts und im Zentrum.)

Die Anträge der Fortſchrittler und Sozialdemokraten werden
abgelehnt und die Petitionen als Material überwieſen.

Eine Petition auf Unterſtellung der Arbeiter in Gärtnerei-
und Gartenbaubetrieben unter die Gewerbeordnung beantragt die
Kommiſſion als Material zu überweiſen.

Abg. Stolle (Soz.)
ſpricht für Ueberweiſung zur Berückſichtigung. Die Rechtſprechung
rechnet die Gärtnereiarbeiter heute teils zur Landwirtſchaft, teils
um Gewerbe. Das iſt auf die Dauer unhaltbar, um ſo mehr, als
ie verſchiedenen Geſindeordnungen noch ganz vorſintflutliche Be

ſtimmungen enthalten und mitunter ſogar körperliche Züchtigung
geſtatten. (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.)

Abg. Behrens (wirtſch. Vg.) beantragt Zurückverweiſung der
Petition an die Kommiſſion, damit die Regierung über die bereits
1906 in Ausſicht geſtellten Erhebungen in dieſer Angelegenheit
Auskunft gebe.

Abg. Stadthagen (Soz.):
Die Sache iſt ſpruchreif, durch Ueberweiſung zur Berückſichti

gung fordern wir die Regierung zur Vorlage eines Geſetzes auf.
Der Rückverweiſungsantrag wird angenommen.
Nächſte Sitzung: Mittwoch 26 Uhr (Jnterpellation Albrecht

(Soz.) betr. die Ausnahmegeſetze für ElſaßLothringen Staats
angehörigkeitsgeſetz).

Schluß 52 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), der 28. Mai 1918.

Die Jubelfeier der Sozialdemokratie.
Zu einer ernſten Abendfeier verſammelten ſich geſtern die

treuen Anhänger der Partei im großen Volksparkſaal, um in
würdiger Weiſe das Andenken der Gründung der ſozialdemo-
kratiſchen Partei zu begehen.

Genoſſe Kleeis eröffnete als Vorſitzender des Bildungs-
ausſchuſſes die gut beſuchte Feſtverſammlung. Er wies darauf
hin, daß in dieſer jubiläumsfrohen Zeit, in der die unſinnigſten
Gedenktage gefeiert werden, das Proletariat allen Anlaß habe,
wenigſtens einen Tag zu feiern in Erinnerung an das Jns-
lebentreten der größten Kulturbewegung, die die Welt geſehen
habe. Wenn Jacoby geſagt habe, die Gründung des kleinſten
Arbeitervereins ſei wichtiger als die Schlacht bei Sadowa, dann
ſei die Gründung der Arbeiterbewegung überhaupt viel
wichtiger als alle Schlachten zuſammen. Und ſo ſei es auch
tatſächlich. Noch keine Bewegung habe ſo wie die ſozialiſtiſche
Lehre in wenigen Jahrzehnten die Welt zu erobern vermocht.
Aus einem Häuflein von Pionieren ſei ein Heerlager geworden,
das Millionen von Kämpfern zählt. Jn dieſem Sinne könnten
wir auch dem Wort des Königs von Sachſen zuſtimmen, daß
es eine Luſt iſt, in dieſer Zeit zu leben. Man könne ſich herz
lichſt freuen, ein Anhänger dieſer Bewegung zu ſein. Dieſe
Feſtesfreude wolle der Bildungsausſchuß in der ſchlichten Feier
zum Ausdruck kommen laſſen.

Der allzeit bereite Arbeiter-Sängerchor leitete das
Programm durch den wirkungsvollen Vortrag einiger der
Stimmung des Tages angepaßter Lieder ein, die wie immer
ſtarken Beifall fanden. Es folgte der Vortrag des von dem
Hamburger Genoſſen Guſtav Mengele gedichteten Feſt-
prologs: Zur Gedenkfeier der Gründung des Allgemeinen
deutſchen Arbeitervereins.

Den Höhepunkt der Feier bildete die glanzvolle Feſtrede
des Reichstagsab geordneten Genoſſen Blos, der aus Er-
fahrung ſprach, da er Verfolgungen, Stürme und die Freuden-
tage in der Partei miterlebt hat. Unſer Genoſſe, ſtürmiſch
begrüßt, dankt für den Empfang, der nicht ſeiner Perſon, ſon
dern der Sache gelten möge. Wir könnten mit Genugtuung
auf unſere Bewegung zurückblicken. Die bürgerliche Welt
ſtellte ſich früher zum Sozialismus ſo, als ſei er nicht ernſt zu
nehmen. Jetzt, wo ſie das Errungene überſchaut, wird ſie zu
einer anderen Anſicht gekommen ſein. Sagte doch ſpäter ein
bekannter Staatsmann, daß man alle geſetzlichen Maßnahmen,
die man im Staat ergreife, mit ſeiner Wirkung auf die Sozial-
demokratie prüfe. Gewiß gehörte eine prinzipielle Feſtigkeit
dazu, auszuhalten als Sozialdemokrat und zu erfüllen, was
verlangt wurde. Wenn wir auf die abgelaufenen 50 Jahre
zurückblicken, ſo können wir ohne Uebertreibung ſagen, der
Sozialismus hat dieſer Zeit den Stempel aufgeprägt. Hier in
Halle auf dem erſten Parteitage nach dem Fall des Sozialiſten-
geſetzes ſagte ein bekannter Parteigenoſſe (Liebknecht) vor
23 Jahren: „Wir wachſen in den Sozialismus hinein.“ Wir
befinden uns aber ſchon im Sozialismus. Die erſten Anfänge
des Sozialismus, in dem ein gewiſſes Klaſſenbewußtſein ſteckte,
datieren in der Zeit des Jahres 1848. Redner beſprach dann
die kommuniſtiſchen Vereinigungen, gedachte des erſten Auf-
tretens von Karl Marx und ſtreifte die 48er Revolution,
den Kommuniſtenprozeß und die Vorgänge im Frankfurter
Parlament. Dann beſprach er die Anfänge der Bismarckſchen
Gewalt- und Eroberungspolitik und kam dann auf den Held.
der Zeit vor 50 Jahren, Ferdinand Laſſalle, zu ſprechen.
Er, der erſte Präſident des damaligen Allgemeinen Arbeiter
vereins, war ein Genie, das es verſtand, die damalige Zeit im
Intereſſe der Arbeiterſchaft auszunützen. Jhm gelang es mit
ſeinem Kampfe gegen die Richtung Schulze Delitzſch die Ar

beiterſchaft von der bürgerlichen Bewegung loszureißen und
die Arbeiterbewegung auf eigene Füße zu ſtellen. Allerdings,
vieles von dem, was Laſſalle damals forderte, kann heute nicht
mehr aufrecht erhalten werden. Mit dem ſog. ehernen Lohn-
geſetz haben wir heute nichts mehr zu tun und Laſſalles große
Hoffnungen, die er auf die Produktivgenoſſenſchaften ſetzte,
haben ſich auch nicht erfüllt. Das damalige Spiel mit dem
ſozialen Königstum, mit dem wir nichts zu tun haben, war auch
mehr auf die Bismarckſchen Manöver zurückzuführen. Laſſalles
Theorien, die er in Leipzig auf dem Kongreß aufſtellte, ſeien
zum Teil preisgegeben worden. Das hat aber im Grunde ge-
nommen mit unſerer prinzipiellen Haltung und mit unſeren
jetzigen Forderungen nichts zu tun. Wenn ſich in der Welt
revolutionäre Umwälzungen auf dem Gebiet der Jnduſtrie
uſw. vollziehen, dann iſt es kein Wunder, wenn die Menſchen
ihre Anſchauungen ändern. Die Sozialdemokratie, die auf
der Wiſſenſchaft baſiert, mußte mit den falſch erkannten Grund
ſätzen brechen. Aber das Klaſſenbewußtſein war erwacht und
Kampfesorganiſationen der Arbeiter waren entſtanden als
Laſſalles Werk. Der geniale Laſſalle tauchte auf, wie ein
Meteor und es war ein Verluſt für die Bewegung, daß er ſo
plötzlich aus dem Wege geräumt wurde. Zu ſeinem Nachfolger
beſtimmte er Bernhard Becker mit dem Wunſche, er möge in
ſeinen Bahnen weiter wandeln. Becker war eine Profeſſoren-
natur, die trotz alles Wiſſens und Mutes nicht zum Nachfolger
des genialen Führers Laſſalle geeignet war. Er erlag den Ein
flüſſen der Gräfin Hatzfeld, der temperamentvollen Freundin
Laſſalles. Dieſe zwieſpältige Leitung wurde der Partei zum
Verhängnis. Es kam die Spaltung in die ſogenannte männ-
liche und weibliche Richtung. Die männliche Richtung unter
der Leitung von Schweitzers trat durch die preußenfreundliche
Politik in Widerſpruch mit der in London gegründeten Jnter-
nationalen Arbeiteraſſoziation, deren Anhänger in Deutſchland
die Eiſenacher waren. Dieſe Zeit der Zerſplitterung ſei die
böſeſte aller Erinnerungen, die ihm, Redner, die Ueberzeugung
beigebracht habe, daß das Schlimmſte, was der Partei paſſieren
könnte, eine Spaltung ſein würde. Nur die Einheit habe uns
groß gemacht; Spaltungen würden uns wicder klein machen.
Der Allgemeine Arbeiterverein machte dann allmählich eine
Geſundung durch. Er ſchuf ſich unter ſchweren Auseinander
ſetzungen eine demokratiſche Organiſation. Aber Schweitzer
blieb als ihr Führer und als Reichstagsabgeordneter immer
noch Preußenfreund, der ſogar für den Krieg gegen Frankreich
ſtimmte. Nach dem Kriege war der Fraktionshader noch
ſchlimmer als vorher. Jn allen Orten gab es zwiſchen
Laſſalleanern und Eiſenachern ſchlimme Zuſammenſtöße. Als
er, Redner, hier in Halle damals in einer Verſammlung den
Laſſalleanern entgegentreten wollte, fand er vor dem Verſamm-
lungslokal einen Schmied mit aufgekrempelten Hemdsärmeln
ſtehen, der ihn durchprügeln wollte. So ſtark war der Haß
und die Verbitterung. Jn den Jahren bis 1875 wirtſchaftete
aber von Schweitzer ab und es konnte allmählich zu der Eini-
gung kommen, die dann der Gothaer Kongreß beſiegelte. Trotz
alledem blieb der Einfluß der Laſſalleſchen Agitation alles be-
herrſchend. Laſſalles populäre Schriften waren die Grundlage
aller Werbearbeit. Mit ſeinen Theorien ſind die meiſten An
hänger für die Anfänge des Sozialismus geworben. Obwohl
die Anerkennung der theoretiſchen Unrichtigkeiten in das
Gothaer Programm aufgenommen werden mußte, hat dieſes
Programm ſich trefflich als Sammelpunkt des Proletariats
bewährt. Die Nöte des Sozialiſtengeſetzes ſind nur deshalb
ſo gut überſtanden, weil die Sozialdemokratie eine feſte demo-
kratiſche Organiſation und ein einigendes eindrucksvolles Pro-
gramm hatte. Das beides waren auch die Hemmniſſe, die die
Schergen des Herkules des Jahrhunderts ihr Werk der Ver-
hetzung der Arbeiter nicht durchführen ließen. Bismarck hätte
gar zu gern die Arbeiter zu den Waffen greifen ſehen, um ſie
dann durch die preußiſchen Soldaten blutig zu Paaren zu

treiben. Jm Gegenteil, aus den kleinen Gruppen, die von dem
Schandgeſetz getroffen wurden, iſt friedlich, aber in gewaltigen
Schritten die größte Partei Deutſchlands erſtanden. Wir ſind
jetzt ſo mit dem Volke verwachſen, daß keine Macht der Erde
mehr dies Band zerreißen kann, wenn uns eigene Streitigkeiten
nicht ſpalten. Unſere Bewegung muß ſiegen, das Wie iſt nicht
vorauszuſehen. Aber verbreiten wir unabläſſig die Gedanken
unſerer Vorkämpfer, ſtärken wir die von ihnen geſchaffenen
Organiſationen, erfüllen wir ſie mit opferfreudigem, kampfes-
frohem Geiſt, dann iſt der Sieg um ſo raſcher unſer!

Stürmiſcher, herzlicher Beifall folgte den Ausführungen des
greiſen Feſtredners, der ſo manchem, die ſchweren Tage der
Gründungszeit menſchlich näher gebracht und Verſtändnis für
das Denken und Fühlen der genialen Vorkämpfer geſchaffen
hat.

Einige wuchtige Kampfeslieder des Arbeiter-Sängerchors
GWloſſen die würdige Feier.

Zum Krankenkaſſen- und Aerzteſtreit.
Jn dem verlorenen Prozeß des Magiſtrats, der bekanntlich

mit Zwangsmitteln in den Streit zwiſchen Aerzten und
Krankenkaſſen eingriff, liegt jetzt das ſchriftliche Urteil des
Bezirksausſchuſſes vor, aus dem wir nachſtehend einige Sätze
mitteilen:

Jn dem Verwaltungsſtreite der Ortskrankenkaſſen zu Halle
gegen den Magiſtrat zu Halle hat der Bezirksausſchuß zu
Merſeburg für Recht erkannt:

Die Verfügung des beklagten Magiſtrats vom 25. November
1910 wird aufgehoben. Die Koſten des Verfahrens fallen
dem Beklagten zur Laſt.

Jn der Begründung wird ausgeführt: Der Mitglieder
beſtand der in dem Krankenkaſſenverband zu Halle vereinigten
Kaſſen betrug im November 1910 einſchließlich Kaſſenmit-
glieder und deren Angehörige 30 200 Köpſe. „Die Geſundheits
kommiſſion in Halle, beſtehend aus 12 wiſſenſchaftlich medi
ziniſchen Mitgliedern, gab unter dem 4. November 1910 ihr
Gutachten dahin ab, daß nach den Verhältniſſen der Stadt Halle
eine ausreichende ärztliche Verſorgung der dem Krankenkaſſen
verbande in Halle angegliederten Krankenkaſſen nur dann ge
geben ſei, wenn auf je 1500 Mitglieder ein in jeder
Beziehung leiſtungsfähiger Arzt komme.

Jnfolge dieſes Gutachtens forderte der Magiſtrat als Auf
ſichtsbehörde den Kaſſenvorſtand auf, bis zum 25. November
den Nachweis zu erbringen, daß der Kaſſe für je 1500 ihrer
Mitglieder und deren kurberechtigter Angehörigen mindeſtens
ein in jeder Beziehung leiſtungsfähiger praktiſcher Arzt,
Spezialiſten ungerechnet, zur Verfügung ſteht. Sollte der Vor
ſtand die Erfüllung dieſer Auflage nicht bis zum 25. d. M. nach
weiſen, ſo würde der Magiſtrat gemäß S 45 Abſ. 5 des
Krankenverſicherungsgeſetzes die Befugniſſe und Obliegen
heiten der Kaſſenorgane ſelbſt auf Koſten der Kaſſe wahr
nehmen.

Die hiermit angedrohte Zwangsverwaltung wurde durch eine
weitere Verfügung zur Wirklichkeit und dagegen klagten jetzt
die Kaſſen. Klägeriſcherſeits wurde daran feſtgehalten, daß
die von den Kaſſen geſtellten Aerzte bei den geſundheitlichen
Verhältniſſen Halles zugänglich geweſen ſeien, was im ein
zelnen begründet wird und u. a. daraus folgen ſoll, daß die
Kaſſenmitglieder durchaus befriedigt geweſen ſeien, wie ſogar
auf eine Beſchwerde eines Kaſſenmitglieds von einem Vertreter
des Magiſtrats ausdrücklich anerkannt worden ſei. Der Be
klagte habe im übrigen nie verboten, auswärtige Aerzte heran
zuziehen. Die Kaſſen beriefen ſich weiter noch auf das Zeug
nis des Oberbergamts und ein früheres Gutachten der Medi
zinalabteilung des Kultusminiſteriums dafür, daß ein Arzt
2500 Perſonen gut verſorgen könne. Die Entſcheidungsgründe
des Ausſchuſſes lauten nun wörtlich:



Die klagenden Ortstrankenkaſſen ſind mit den anderen Orts
krankenkaſſen des Stadtbezirks Halle zu einem Kaſſenverband
vereinigt, der gemäß S 2 des Statuts u. a. den Zweck der Ab
ſchließung gemeinſamer Verträge mit Aerzten verfolgt. Der
Bezirksausſchuß ſchließt hieraus und aus der Beſtimmung des
S 46 des Hrankenverſicherungsgeſetzes, der die Bildung der-
artiger Krankenkaſſenverbände vorſieht, daß, nachdem die
Klägerin die Anſtellung von Aerzten dem Krankenkaſſenver-
band übertragen hat, letztere, wie auch 8 16 des Verbands
ſtatuts beſagt, nur noch verpflichtet iſt, behufs Deckung der
Ausgaben des Verbandes Beiträge zu leiſten. Die öffentlich-
rechtliche Verpflichtung, die Kaſſenmitglieder mit Aerzten zu
verſorgen, iſt aber nunmehr auf den Kaſſenverband
als ſelbſtändige juriſtiſche Perſön-bichkeit

ſübergegangen, ſo daß der klagenden Kaſſe keinerlei Ob-
liegenheit im Sinne des S 45, 5 des Geſetzes mehr zufällt, die
Mitglieder mit Aerzten zu verſorgen. Stellten ſie ſelbſtändig
noch eigene Aerzte an, ſo iſt dies ihr gutes Recht, aber keinerlei
Pflicht bezw. Obliegenheit, deren Erfüllung die Auſſichts-
behörde verlangen bezw. ſelbſtändig erſetzen kann. Hat der be
klagte Magiſtrat aber, wie tatſächlich geſchehen, den klagenden
Kaſſen trotzdem eine die ärztliche Verſorgung betreffende Auf-
lage gemacht, ſo iſt dies zu Unrecht geſchehen. Die An-
ordnung des Beklagten mußte daher, wie geſchehen, aufge
hoben werden.

Die Koſten des Verfahrens trägt der Magiſtrat.

Die Ausländerfrage auf den deutſchen Univerſitäten, die
ſeit dem Klinikerſtreikin Halle wieder in ein aktuelles
Stadium getreten iſt, hat im großen und ganzen noch keine be-
friedigende Löſung gefunden. Und doch handelt es ſich hier um
ein Problem von großer Wichtigkeit. Sind doch beinahe zehn
Prozent aller Studierenden an den deutſchen Hochſchulen
und Univerſitäten Ausländer. Die amtliche Statiſtik zählte an
den preußiſchen Univerſitäten im Jahre 1911 12 1979 Aus-
länder und 24 218 Reichsdeutſche. Jn den letzten fünf Jahren
verteilten ſich die männlichen Studierenden der preußiſchen
Univerſitäten ihrer Staatsangehörigkeit nach wie folgt:

Preußen Andre Deutſche Ausländer

1907/08 178682 2449 15331908/09 16543 2570 16341909/10 19819 2679 1723191011 20550 2841 18721911/12 21 326 2890 1979
Außerdem waren im Jahre 1911-12 an den preußiſchen Uni-

verſitäten noch 1896 Studentinnen immatrikuliert, und zwar
1512 Preußen, 174 andere Deutſche und 210 Ausländerinnen.

Gefährdung der Vögel durch Starkſtromleitung. Die Forſt-
abteilung der Halleſchen Landwirtſchaftskammer unterſucht
gegenwärtig die in letzter Zeit laut gewordenen Klagen, daß
durch Starkſtromleitungen nützliche Vögel in großer
Zahl getötet werden. So bedauerlich dieſe Schäden auch
ſind, ſo meint doch die Forſtabteilung, daß aus ihnen kein
Grund gegen die Einführung der Ueberlandzentralen ge-
funden werden könne, denn ihre Bedeutung für die Landwirt-
ſchaft fa mindeſtens ebenſo groß, wie diejenige der Vögel. Es
könne ſich darum für ſie nicht um die Frage handeln: Entweder
Vogelſchutz oder Starkſtromleitungen, ſondern es gelte, die
widerſtreitenden Jntereſſen dadurch auszugleichen, daß die
für die Vögel gefahrbringenden Einrichtungen bei den Stark-ſtromleitungen nach Moglichteit abgeändert würden. Um
nun wirkliche Unterlagen über die Tötung von Vögeln durchStarkſtromleitungen zu gewinnen, erſucht die Forſtabteilung

alle Naturfreunde, folgende Fragen zu beantworten: 1. Wo
werden tote Vögel gefunden? Unter den freihängenden
Drähten, bei Leitungsmaſten, an ſolchen Stellen, wo Netze oder
Eiſenbügel zur Vermeidung des Herabfallens der Drähte an-
gebracht ſind, an Transformatorhäuschen? 2. Wieviel tote
Vögel waren in einem nicht zu langen Zeitabſchnitt zu finden
3. Welche Vogelarten waren hauptſächlich vertreten

Neue Sprechſtunden der Nervenklinik. Jn der Univer-
ſitäts-pſychiatriſchen und Nervenklinik, Julinus-Kühn-Straße 7,
erhalten Unbemittelte, die an Lähmungen, Krämpfen, Nerven-
ſchmerzen, an Gemütsverſtimmung und dergleichen leiden, un-
entgeltlich ärztliche Hilfe, und zwar Frauen: Montags, Mitt-
wochs und Freitags; Männer: Dienstags, Donnerstags und
Sonnabends von 11 bis 12 Uhr vormittags.

Von der Fleiſchpreis Notierungskommiſſion am ſtädtiſchen
Schlacht- und Viehhofe wurden am Montag, den 26. Mai
1913, folgende Fleiſchpreiſe feſtgeſtellt: Es wurden bezahlt
für 50 kg Fleiſchgewicht für Ochſen: Höchſter Preis 73,
niedrigſter Preis 67, häufigſter Preis 71 Mk. für Bullen: Höchſter
Preis 73, niedrigſter Preis 67, häufigſter Preis 71 Mk. für Kühe:
Höchſter Preis 71, niedrigſter Preis 54 Mk. für Saugkälber:
Höchſter Preis 90, niedrigſter Preis 82, häufigſter Preis 87 Mk.
für Maſtkälber: Höchſter Preis niedrigſter häufigſter Mk.
für Lämmer und Maſthammel: Höchſter Preis 82 Mk. für Schafe:
Höchſter Preis 77, niedrigſter Preis 71, häufigſter Preis 73 Mk.
für Schweine: Höchſter Preis 71, niedrigſter Preis 65, häufigſter
Preis 69 Mk. Bei den Schweinen verſteht ſich der Preis auf
50 kg Schlachtgewicht. (Gewogen und bezahlt werden nur diebeiden Körverhalſten einſchließlich des Schmeres unter unent-

Zugabe des ſogenannten Krames: Geſchlinge, Magen,
arm, Mittel und Blut.)

Das Ober-Erſatzgeſchäft findet in der Stadt Halle vom
6. bis 17. Juni d. J. im Auguſtinerbräu, Mittelſtraße 14-15,
ſtatt. Zur Vorſtellung kommen diejenigen Militärpflichtigen,
die beim diesjährigen Erſatzgeſchäft als dauernd untauglich,
zum Landſturm, zur Erſatz-Reſerve oder als tauglich zur Ein-
ſtellung vorgemuſtert ſind; ferner die von den Truppenteilen
vor beendeter Dienſtzeit entlaſſenen Mannſchaften und die
nicht einſtellungsfähig abgewieſenen Einjährig-Freiwilligen,
ſowie die nachträglich zur Stammrolle angemeldeten Militär-
pflichtigen. Es werden beſondere Geſtellungsbefehle ausgehän-
digt, und haben die Militärpflichtigen, denen wegen Woh
nungswechſels ein ſolcher nicht zugeſtellt werden konnte, ſich
ſpäteſtens bis zum 3. Juni im Bureau für Militärangelegen-
heiten Dreyhauptſtraße 6, II Zimmer 67 bis 69 zu
melden. Die Erörterung der Reklamationen, wozu auch die-
jenigen Familienglieder, deren körperlicher Zuſtand bei der
Beurteilung der Anträge in Betracht kommt, erſcheinen müſſen,
findet am Dienstag, den 17. Juni, ſtatt.

Militärpflichtige, die beim Ober-Erſatzgeſchäft ohne Entſchul-
digung fehlen, oder nicht rechtzeitig erſcheinen, können beſtraft
werden.

Selbſtmord eines Mädchens. Geſtern mittag ſtürzte ſich
ein junges, gut gekleidetes Mädchen von dem Geländer der
Gimritzer Gutsbrücke aus in die Saale. Sie ſuchte im Waſſer
anſcheinend ſich noch ſchwimmend über Waſſer zu halten, ver-
ſank aber trotz der Rettungsverſuche von Paſſanten ſehr bald.
Am Ufer hatte ſie einen Zettel liegen laſſen mit der Aufſchrift:
Jch wohne Beeſener Straße 25.

Straßenunfälle. Jn der vergangenen Nacht fuhr eine
Kraftdroſchke vor Leipziger Straße 43 gegen einen zweiräd-
rigen Karren, wobei der Karren erheblich beſchädigt wurde.
Vor Gr. Brauhausſtraße 29 wurde ein neunjähriges Mädchen
von einem Radfahrer umgefahren. Auch der Radfahrer kam
dabei zu Fall. Beide haben jedoch keinerlei Verletzung davon-
getragen. Ein ſiebenjähriger Knabe lief in der Neuen Prome-
nade einem Poſtboten in ſein Fahrrad. Beide fielen zur Erde,
trugen aber nur unbedeutende Verletzungen davon.

Fahrraddiebſtahl. Heute morgen 9354 Uhr wurde ein vor
der Hauptpoſt ſtehendes Dürrkopp-Fahrrad, Modell Diang 9
Nr. 465 764, trotzdem es angeſchloſſen war, geſtohlen. Vor An-
tauf wird gewarnt. Das Fahrrad gehört dem Wolffſchen Tele-
graphen-Bureau, Leipziger Straße 61-62.

Mißgeſchick des Zoplogiſchen Gartens. Die beiden ſungen
EisbärenBaſtarde, die durch ihre Ringkämpfe ſo manchem Be-
ſucher Freude machten, ſind heute nacht auf unerklärliche Weiſe
aus ihrem Käfig entkommen. Sie ſind dann in den Eisbär-
käfig geraten und dort von den Eisbären aufgefreſſen worden.

Jm Apollotheater findet ab Sonntag, den 1. Juni, ein
allerdings nur auf wenige Tage berechnetes, eigenartiges
Gaſtſpiel ſtatt. Es wird aufgefüährt der vielbeſprochene große
Monopolſilm „Qu o vadis?“ Der von der italieniſchen
Cines Aktien- Geſellſchaft mit einem Aufwand von über 1 Mil-
lion Lire unter Mitwirkung erſter römiſcher Schauſpieler und
über 1000 Statiſten hergeſtellt, ſeit mehreren Monaten in
Berlin mit andauerndem Erfolge täglich mehrmals zur Vor-
führung gelangt. Das zirka 2 Stunden in Anſpruch nehmende
gewaltige Filmdrama, das nach dem berühmten, in hundert-
tauſenden von Exemplaren verbreiteten Roman „Quo vadis?“
von Sienkiewicz bearbeitet iſt, behandelt eine der intereſſante-
ſten Epochen der Weltgeſchichte, nämlich den Zuſammenbruch
de römiſchen Kaiſertums unter Nero, die Schreckensherrſchaft
dieſes blutdürſtigen Cäſaren und die Verfolgung der erſten
Chriſten, die in dem Sumpf der Entartung und Verderbnis
urit kaiſerlichen Roms den Beginn einer neuen Kultur dar-
tellen.

Für die Radrennen iſt die Nachfrage nach Billetts in den
Vorverkaufsſtellen ſchon jetzt ſehr rege. Nach dem uns vor-
liegendem Programm werden die Freunde des Dauerrennens
diesmal auf die Koſten kommen. Jn ſechs Dauerrennen werden
ſechs Jn- und Ausländer in zuſammen zirka 200 Kilometer
um den Sieg kämpfen. Es wird ſehr intereſſante Kämpfe
geben. Sämtliche Dauerrennen werden hinter Rieſenmotoren
gefahren, von denen acht an der Zahl zur Stelle ſind, die von
beſten Motorführern geführt werden. Jn den Dauerrennnen
über eine Stunde, das große goldene Rad und im kleinen gol-
denen Rad über 30 Kilometer winken den Siegern 2500 Mt. in
bar. Belgien wird vertreten durch Jwan Goor-Lüttich,
Meiſterſchaftsfahrer von Belgien, Sieger des goldenen Rad
Halle 1908, die Schweiz vertritt Fritz Ryſer, Weltmeiſterſchafts-
fahrer und Sieger des goldenen Rad 1908, Oeſterreich wird
vertreten durch Rudi Nowack-Wien, Meiſterſchaftsfahrer von
Oeſterreich, Frankreich entſendet F. Le Dos-Paris, erfolgreicher
franzöſiſcher Dauerfahrer, Deutſchland ſtellt folgende Fahrer:
Arens-Köln, Amateur- Weltmeiſter 1911 und Sieger des gol-
denen Rad Halle 1909. Ferner Guſt. Brunnert-Magdeburg,
zweiter Sieger vom Preis von Magdeburg, 20. April d. J., und
Paul Altwein, Meiſterfahrer von Thüringen.

Nietleben. Gemeinderatsſitzung. Die Anträge auf
Legung von Waſſerleitung in der Eisleber- und Heideſtraße
konnten wegen der noch ſchwebenden Waſſerklage mit dem
Bruckdorf-Nietleber Bergbauverein nicht berückſichtigt werden.
Zum Antrag des Geſamtarmenverbandes auf Beſchaffung von
Unterkunftsräumen für Ortsarme wird beſchloſſen, noch ein
Haus anzukaufen. Zur Beratung der Vorlage des neuen Orts-
ſtatuts, betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen
und Plätzen, wird beſchloſſen im Laufe dieſer Woche eine
Sonderſitzung abzuhalten. Zu der Gartenſtadtangelegenheit,
dem Ausbau der Villenkolonie auf Prats Aecker, gibt Ge-
meindevorſteher Hammelsbeck ſeine hierzu getroffenen Maß-
regeln bekannt. Regierungsbaumeiſter Kallmeyer (Halle) hielt
ein ausführliches Referat über den zweckmäßigſten und prak-
tiſchen Ausbau der Gartenſtadt. Nach Einſicht in die vorge-
legten Bebauungspläne wurden zur weiteren Verfolgung der
Gartenſtadtangelegenheit 200 Mk. bewilligt. Beſchloſſen wurde
noch, dieſen Herbſt mit dem Ausbau der Hauptſtraße in der
Villenkolonie zu beginnen. Zur Prüfung des Rechnungs-
abſchluſſes der Gemeindekaſſe werden Genoſſe Waldheim und
Börner gewählt. Beſchloſſen wurde, der Frau Ebeling aus
Halle das Ausbeſſern von Zementſäcken im Nietlebener Armen-
haus zu unterſagen. Ein Antrag Waldheim, um die Arbeiter
vor Zeit- und Geldverluſten zu ſchützen, die Regelung der
Steuerreklamationen im Laufe dieſer Woche an
einem beſtimmten Tage von abends 68 Uhr vorzunehmen,
wurde abgelehnt, weil die meiſten Reklamationen ſchon erledigt
ſind. Zu erledigen waren 230 Reklamationen. Unter Be-
rufung auf S 104 B. G.-O. beſchwert ſich Genoſſe Waldheim
über zu ſpäte Zuſtellung der Vorladung zur Gemeinderats-
ſitzung. Der Gemeindevorſteher erwidert, daß er die Sitzung
noch rechtzeitig ausklingeln laſſen habe. Ueber die Behand-
lung des Antrages auf Bewilligung von 90 Mk. Koſten, ent-
ſtanden durch die Hundertjahrfeier am 10. März d. J.,
berichten wir morgen noch ausführlich.

Aus der Provinz.
11. Verbandstag mitteldeutſcher Konſun e Vereine.
Unter recht reger Beteiligung der Verbandsvereine wurde

am Sonntag in Blankenburg a. H. die Generalver-
ſammlung genannten Verbandes vom Verbandsdirektor Aß
mann Braunſchweig mit herzlichen Begrüßungsworten im
Reſtaurant Vorwärts eröffnet. Er hofft, daß die bevorſtehende
ernſte Arbeit reiche Früchte tragen möge. Unſer Beſtreben
muß ſein: Aufklärung in unſere Reihen zu bringen und tüch-
tige Kämpfer für die Genoſſenſchaftsbewegung heranzuziehen
Auf der Tagung ſind 232 Delegierte anweſend, die 90 Vereine
vertreten. Ferner ſind als Gäſte erſchienen: Lorenz und
Dr. Müller vom Zentralverband deutſcher Konſumvereine
Kluge von der Großeinkaufsgeſellſchaft und die Reiſever-
treter der Großeinkaufsgeſellſchaft Wicklein- Halle und
Piſtorius-Magdeburg. Die Gäſte danken für die Ein-
ladung und wünſchen dem Verbandstag den beſten Erſolg zum
Nutzen und Segen der geſamten Genoſſenſchaftsbewegung.

Der Vorſitzende erſtattet nunmehr den Bericht vom letz-
ten Geſchäftsjahr. Er weiſt auf den vorliegenden ge-
druckten Bericht den das Volksblatt ſchon in der Freitagnummer
beſprochen, hin, und fügt noch mündlich einige Ergänzungen
über die Entwicklung des Verbandes ſeit ſeinem zehnjährigen
Beſtehen und über die Arbeit im letzten Jahre hinzu. Trotz-
dem der Erfolg ein nennenswerter und befriedigender iſt, ſind
boch noch iehr viele Verente in unſerem Bezirt fur uns zu ge
winnen. Redner ſchilder die Beſtrebungen des Verhandes, die
darauf zielen, die Jntereſſen der Mindeſtbemittelten zu vertreten und
weiſt die Angriffe der Gegner zurück. Der Vorſtand war immer
beſtrebt, klardenkende Genoſſenſchaftler heranzubilden. Die Genoſſen
ſchaftsliteratur für deren Verbreitung jeder ſorgen muß, hat hierbe
ihre Dienſte getan Jn den verſchiedenſten Vorſtandsſitzungen
beſchäftigte man ſich ausgiebig mit den Abwehrmaßregeln gegen
die Gegner und mit den Vorarbeiten zum Proteſt gegen die Extra
oveſtewerung der Konſumvereine. Jn weiteren Ausführunge'
erſucht Redner die Delegierten, dafür zu ſorgen, daß die Vereine
die Vorſchläge der Verbandsleitung ſtets annehmen. Das ſei
nötig, um Krifen vorzubeugen. Die verleſene Abrechnung
vom Berichtsjahre ſchließt in Einnahme und Ausgabe be
einem Saldovortrag von 3496,53 Mk., mit 21 179,97 Mk. ab
Den Sekretariatsbericht gibt Pflug-Bernburg. Aus
den Zahlen des Geſchäftsberichts iſt erſichtlich, daß die Genoſſen
ſchaftsbewegung auch in den letzten Jahren weitere Fortſchritte
gemacht hat Der Umſatz in den Vereinen iſt geſtiegen, die Rück
lagen haben ſich erhöht, nur ſind die Zahlen über die Außenſtände
nicht erfreulich Das Sekretariat habe bei allen vorkommenden
Fragen unterſtütz Referate wurden gehalten und die V
ſchmelzungsfrage forciert. Genoſſe Pflug läßt ſich über die eigen
artigen Maßnahmen der Steuerbehörde im Regierungshezirf
Merſeburg aus und beſpricht anſchließend die Genoſſenſchafts-
bewegung im Mansfelder Bezirk Reviſionen wurden 57 vorge

nommen. Auch hierbei hat es ſich gezeigt, daß ſich die Verhält-
niſſe in den Vereinen gebeſſert haben. Redner empfiehlt die
Einführung der einheitlichen Muſterſtatuten und weiſt noch auf
Pflichten der Geſamtverwaltung der Konſumvereine hin. Er
hofft, daß die gefundenen Mängel in Zukunft verſchwinden und
jeder ſein Beſtes für die Bewegung beiträgt. Der beantragten
Entlaſtung des Vorſtandes wird zugeſtimmt.

Den Bericht über die Gründung und Organiſation der
Volksfürſorge gibt Dr. Auguſt Müller. Er betonte
zuerſt, daß es unwahr ſei, daß das Aufſichtsamt für private Ver
ſicherungen die Genehmigung der Volksfürſorge verſchleppt habe.
Das Amt habe ſchnell gearbeitet und habe dem Unternehmen
ſympathiſch gegenüber geſtanden. Das ſei erſt anders geworden,
als die Verſicherungspreſſe und ein Teil der bürgerlichen Preſſe
die Gründung der Volksfürſorge fälſchlich als ſozialdemokratüiſches
Unternehmen bezeichnete. Jn ſeinen Arbeiten blieb das Amt
objektiv. Redner ſchildert die Vorarbeiten zu dem Unternehme-
kommt auf die Konkurrenzunternehmen zu ſprechen und bezeichnet
die Viktoria mit ihrem gut eingearbeiteten, aber ſehr teuren Ver
waltungsapparat als die größte Konkurrentin. Ferner erwähnt
er die Tätigkeit der verſchiedenſten Privatverſicherungen, u. a
auch die Deutſche Volksverſicherungs-Aktiengeſellſchaft, und ve-
ſpricht die Aufgaben der Volksfürſorge. Sie leiſte unter gün
ſtigeren Bedingungen mehr wie die Privatverſicherungen, das ſei
durch die Jndienſtſtellung der Gewerkſchaften und Genoſſenſchaften
möglich. Die Verwaltung ſei ſparſamer, weil die Tätigkeit für
die Volksfürſorge im Nebenamt ausgeführt würde. Das wichtigſte
für die Arbeiterſchaft ſei die Verwendung der eingehenden Gelder.
Die Gelder würden in einer Art und Weiſe verwandt, wie es
im Jntereſſe der Verſicherten liege. Vor allem ſei man beſtrebt,
die Gelder in großzügiger Weiſe für die Beſchaffung billiger und
geſunder Arbeiterwohnungen anzulegen. Zum Schluß ſeines bei-
fällig aufgenommenen Vortrags erſucht Redner zur intenſiven
Werbetätigkeit für die Volksfürſorge, die am 1. Juli d. Js. mit
dem Einkaſſieren der Beiträge beginnt. Röder- Bernburg
gibt einige Fingerzeige für die Organiſation in den einzelnen
Einkaufsvereinigungen. Hiernach werden die Verhandlungen
auf Montag vertagt.

Am 2. Verhandlungstag werden die Verhandlungen gegen
8 Uhr vom Vorſitzenden Aßmann- Braunſchweig eröffnet.
Hoffmann- Magdeburg referiert über: Erwerb und Ver-
luſt der Mitgliedſchaft bei Genoſſenſchaften.“ Redner
ſchildert die notwendigen Formalitäten, die zum Erwerb und
Verluſt der Mitgliedſchaft geboten ſind, beſpricht die Eintragungen
der Genoſſenſchaften in das Regiſter beim Amtsgericht und die
Tätigkeit der Regiſtergerichte. Die Beitrittserklärungen durch
Bevollmächtigte hält er für zuläſſig. Die Prüfung der Beitritts-
erklärungen hat vom Gericht nur formell zu geſchehen. Redner
begründet ſeine Ausführungen mit dem Hinweis auf die geſetz
lichen Beſtimmungen und deren Auslegung und hält eine Aende-
rung des Genoſſenſchaftsgeſetzes für dringend geboten. Jn längerem
läßt ſich Redner über die Pfändungs- und Ueberweiſungsbeſchlüſſe
von Geſchäftsguthaben an Gläubiger aus. Genoſſe Hoffmann
glaubt, daß ſein Vortrag dazu beigetragen hat, daß die Zweifel
und Mängel über das Genoſſenſchaftsgeſetz gelindert werden. Vor
allem ſei es nötig, das Geſetz zu ſtudieren, um die Vereine vor
Schaden und Mißhelligkeiten zu bewahren. Wikowsky-
Bernburg ſpricht über: „Genoſſenſchaftliche Aufklärungs-
arbeit.“ Unſere Ziele müſſen in noch weitere Kreiſe getragen
werden. Die Furcht der Gegner vor der Genoſſenſchaftsbewegung
hält Redner für begründet. Sei ſie doch eine Maſſenbewegung,
der ſchon jetzt 2500 Vereine mit 2 Millionen Mitgliedern und 600
Millionen Mark Umſatz angehören. Die Bekämpfung der Gegner
iſt aber machtlos. Sie wird noch machtloſer, ſobald die Genoſſen-
ſchaftsbewegung nicht nur Warenverteilung, ſondern auch Waren-
erzeugung vornimmt. Um die Genoſſenſchaftsbewegnng ſcheut
man keine Mittel. Jetzt betritt man das Gebiet der Steuergeſetz-
gebung und fordert eine Erdroſſelungsſteuer. Deshalb muß unſere
Aufklärungsarbeit nach allen Seiten hin geſchehen Es iſt Pflicht,
unſere Mitglieder zu überzeugten Genoſſenſchaftlern zu machen,
und das Verſammlungsweſen nnd die Preſſe in den Dienſt der
guten Sache zu ſtellen. Für größere Verbreitung der „Genoſſen-
ſchaftlichen Rundſchau“ und des „Konſumgenoſſenſchaftlichen Volks-
blattes“ muß geſorgt werden. Wenn jeder ſeine Schuldigkeit tut,
ſind noch größere Ziele wie bisher zu erreichen. Lorenz-
Hamburg unterſtreicht durch einige Beiſpiele die Ausführungen
des Referenten. Es folgt eine heftige Polemik zwiſchen Müller-
Schkeuditz und Dr. Müller- Hamburg. Erſterer wendet ſich gegen
die Art und Weiſe, wie die Redaktion der „Genoſſenſchaftlichen
Rundſchau“ die ſozialdemokratiſche Preſſe bei jeder Gelegenheit
angriffe und wünſcht in dieſer Beziehung um eine andere Haltung.

Dr. Müller verteidigt die Rundſchau gegen die Angriffe und
meint, daß ſich die Angriffe nur gegen den Vorwärts und die
Leipziger Volkszeitung gerichtet und nur gezwungenermaßen ſtatt
gefunden hätten. Jm übrigen beſtände zwiſchen der Redaktion
der Rundſchau und der Geſamtpartei der Sozaldemokratte ein ein
wandfreies Verhältnis. Die Rundſchau würde auch in Zukunft
keine andere Stellung einnehmen wie bisher. Zum Schluß
werden noch einige Wünſche zu der Ausgeſtaltung des Konſum-
genoſſenſchaftlichen Volksblatts geäußert. Ueber den Jnter-
nationalen Genoſſenſchaftstag in Glasgow ſpricht
Dr. Müller. Er empſiehlt eine rege Beteiligung der Verbands-
vereine an der Studienreiſe. Von dem mitteldeutſchen Verbande
nahmen fünf Genoſſenſchaftler teil, die aus der Verbandskaſſe
einen Zuſchuß erhalten. Der Verteilungsplan wird angenommen

Der Voranſchlag für 1914, der mit 20960 Mk. abſchließt, fand
Annahme Wahlen: Jn den Vorſtand wurden Hoffmann-
Magdeburg, Pöſche- Ammendorf und Schulze-Halberfſtadt gewählt
Es folgen dann die Wahlen zum Anuſſichtsrat und Generalrat.

Zur Teilnahme an dem diesjährigen Genoſſenſchaftstag, der in
Dresden ſtattfindet, werden fünfzehn Vereine ausgeloſt. Der
nächſte Verbandstag findet in Magdeburg ſtatt. Damit
waren die Arbeiten des Verbandstages erſchöpft. Aßmann läßt
die Verhandlungen Revue paſſieren und ſchließt den Verbandstag.

Parteijubiläumsfeiern in der Provinz.
Die Gedenkfeier der 50. Wiederkehr des Tages der Grün-

dung der Sozialdemokratie hat nicht den Anklang unter den
Genoſſen gefunden, der vorauszuſetzen war. Wenn auch eben
erſt allgemeine Feſttage waren und die Landtagswahlen mit
der Agitationsarbeit der Genoſſen knapp vorüber ſind, ſo hätte
doch eine beſſere Beteiligung erwartet werden können.

Jn Wittenberg war am Abend des 23. d. M. eine Feſtver-
ſammlung arrangiert, in der der Kandidat des Kreiſes, Gen.
Hildebrandt, einen der Bedeutung des Tages entſprechen-
den Vortrag hielt. Die Aufmerkſamkeit während des Vor-
trages ſowie der mehrfache Beifall während der Rede als auch
am Schluſſe bewieſen das hohe Jntereſſe, das die erſchienenen
Genoſſinnen und Genoſſen der Frage entgegenbrachten.

Jn Holzweißig war am Sonnabend, den 24. d. M., ein Feſt-
ball arrangiert. Hier hatte der Genoſſe Hildebrandt-Halle die
Feſtrede übernommen Folgten auch die Feſtteilnehmer den
Ausführungen des Rednéèrs, ſo war doch bei dem jugendlichen
Teile der Genoſſinnen zu ſehen, daß ſie auf die Fortſetzung
des Vergnügens warteten.

In Kleinwittenberg und Vieſteritz ſtand in einer Diſtrikts-
verſammlung am Montag, den 26. d. M., die Gedenkfeier auf
der Tagesordnung. An Stelle des verhinderten Gen. Dreſcher
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ſprach ebenfalls der Kandidat des Kreiſes Gen. Hildebrandt.
Entſprach der Beſuch der Verſammlung auch nicht der Bedeu-
tung des Tages, ſo waren doch mehr als die doppelte Zahl der
ſonſtigen Verſammlungsbeſucher erſchienen, die über die Ent
wicklung der Partei ſich informieren wollten. Und die Genoſ-
ſinnen und Genoſſen kamen auf ihre Koſten, da der Redner in
feſſelnder Weiſe die geſchichtlichen Tatſachen, wie die im
Offenen Antwortſchreiben Laſſalles niedergelegten Gedanken
den Verſammelten vorführte.
Die Delitzſcher Arbeiterſchaft feierte das 50jährige Partei-
jubiläum am letzten Sonntag durch Abhaltung einer ent-
ſprechenden Verſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins.
Genoſſe Münzer als Referent warf einen Rückblick auf das
Entſtehen und den Werdegang der Partei. Ausgehend vom
patriotiſchen Opferjahr 1813 zeigte der Redner, wie es die
Reaktion immer wieder verſtanden habe, alle freiheitlichen Be
ſtrebungen im Volke zu erſticken, bis es endlich im Jahre 1863
gelang, den Grundſtein zu einer Organiſation zu legen, an
deren Mächtigkeit und feſtgefügtem Aufbau alle brutalen
Niederdrückungsverſuche der Gegner zerſchellen müſſen. Die
Anweſenden bewieſen durch ihre Aufmerkſamkeit, daß der Vor-
trag auch für ſie eine Fülle von Jntereſſantem brachte. Es
wurden noch die Zſchortauer Lokalverhältniſſe beſprochen. Be
kanntlich hatte der Gaſthofsbeſitzer Paul in Zſchortau uns kurz
vor Pfingſten ſein Lokal zur Verfügung geſtellt, jedoch am
dritten Feiertag ſeine Zuſage wieder zurückgezogen. Nunmehr
hat der Herr bankrott gemacht. Das Lokal hleibt bis auf
weiteres geſperrt.

Paſſendorf. Gemeinderatsſitzung. Als erſter und
„Hauptpunkt“ der Tagesorbnung war die Genehmigung eines
Zuſchuſſes aus Anlaß der 25jährigen Regierungs-Jubiläums-
feier des Kaiſers aus der Gemeindekaſſe. Urſprünglich war
nach einer vorhergehenden Beſprechung mit ſämtlichen Vereins-
vorſtänden eine allgemeine Feſtlichkeit mit Tanz in den ver-
ſchiedenen Sälen gedacht, wozu die Gemeindekaſſe die Muſik
bezahlen ſoll. Gegen dieſes Projekt äußerte ſich der Gemeinde-
vorſteher ſowie alle anweſenden Vertreter ablehnend mit der
ſehr begründeten Motioierung, daß, wer Feſte feiern will, ſie
auch ſelbſt bezahlen ſoll. Es wurde deshalb von den meiſten
Rednern hervorgehoben, daß, wenn ſchon etwas getan werden
ſoll, eine Summe zu vewilligen aus der Gemeindekaſſe, die
gemeinnützigen Zwecken dienen ſoll. Nach eingehender Dis-
tuſſion wurde dann der Vorſchlag angenommen, zur Feier des
Tages einen Beitrag von 200 Mk. zu bewilligen zu der vom
Kreisausſchuß zu fördernden Kindheilſtätte in Dürrenberg.
Einer Eingabe des Gemeindedieners, verſchiedene Uniformſtücke
zu reparieren und neu zu erſetzen, wurde ſtattgegeben, und
der Vorſteher beauftragt, bei der nächſten Sitzung eine Vorlage
zu machen über die Tragzeit der Uniform des Gemeindedieners
nach ſtaatlichem Muſter. Beſchloſſen wurde noch, 25 Mk. Armen-
unterſtützung, die von der Armenverwaltung Halle an einen
hieſigen Ortsarmen bezahlt ſind, zu bewilligen, aber alle
weitere Forderungen, die in dieſer Angelegenheit noch gemacht
worden ſind, abzuweiſen. Außerdem gibt der Vorſteher das
langſame Vorwärtsſchreiten der Schullaſtſtreitigkeiten mit ver-
ſchiedenzn Gemeinden bekannt und monierte hauptſächlich einen
Streitfall mit der Gemeinde Nietleben, von der ſeit der letzten
Eingabe vom 12. Mai 1912 keine Antwort erfolgte. Schritte
dagegen ſollen bei den nötigen Jnſtanzen eingeleitet werden.
Wegen des neuen Straßenreinigungsgeſetzes, wonach die Ge-
meinden ſelbſt für Reinigung der Straßen zu ſorgen haben,
wird beſchloſſen, in allernächſter Zeit ein Ortsſtatut zu ſchaffen,
um die Gemeindekaſſe nicht allzu ſehr zu belaſten.

Eilenburg. Stadtverordneten-Sitzung. Den Be-
richt über die Tagung des Reichsverbandes deutſcher Städte
gab der Stadtverordnete Michael. Es war unmöglich, dem
Redner zu folgen, da er den Bericht mit äußerſter Schnelligkeit
und außerdem noch ziemlich undeutlich vorlas. Das Elektri-
zitätswerk erfordert wieder einmal die Bewilligung einer
neuen Anleihe von 20 000 Mk. Auf eine Anfrage des Stadtv.
Reuß wurde geantwortet, daß, wenn heute die beantragten
20 000 Mk. bewilligt würden, insgeſamt 210 000 Mk. für das
Elektrizitätswerk aufgenommen worden ſind. Der Gasdirektor
Brodmerkel bemerkt auf eine Anfrage, daß im vergangenen
Jahre 60 000 Kubikmeter Gas weniger verbraucht worden ſind.
Die Anleihe wurde einſtimmig bewilligt. Um den Konſum des
Gasverbrauches zu heben, beantragt die Direktion, künftig
zweierlei Gasautomaten einzuführen. Es habe viele von der
Anlegung eines Gasautomaten zurückgeſchreckt, weil ein Ver-
brauch von 250 Kubikmeter jährlich als Mindeſtmaß angenom-
men war. Dem ſoll dadurch abgeholfen werden, daß auch
kleinere Automaten dort eingeführt werden, wo nur 150 Kubik-
meter als Mindeſtverbrauch notwendig iſt. Dem wurde zuge-
ſtimmt. Das beſchloſſene Ortsſtatut betr. die Straßenreinigung
enthielt, wie jetzt feſtgeſtellt wurde, viel überflüſſiges Ge-
ſchreibſel. Die ganzen ellenlangen Beſtimmungen über die Art
der Reinigung uſw. ſind von der Regierung unter dem Satz
zuſammengefaßt worden: „das die polizeilichen Verordnungen
entſpricht. Der Polizeichef erklärte, daß die Polizeiverord-
nungen dem beſchloſſenen Ortsſtatut angepaßt würden. Eine
Verbreiterung der Möbiusſtraße ſoll dadurch herbeigeführt
werden, daß vor den Häuſern der Möbiusſtraße 4 Meter breite
Vorgärten angelegt werden müſſen. Jn das von der Stadt ge-
kaufte, frühere Peterſche Grundſtück ſoll vorausſichtlich das
Lazarett für das nach Eilenburg kommende Militär gelegt
werden. Für den Kanalbau Berlin-Leipzig-Eilenburg-Torgau
iſt notwendig, zunächſt ein Vorprojekt auszuarbeiten. Die
Koſten dafür würden ſich auf 5000 Mk. belaufen. Die beteilig-
ten Städte ſollen nun die Mittel hierzu bewilligen. Teltow
hat bereits 500 Mk. dazu bewilligt und der Magiſtrat glaubt,
daß auch Eilenburg dieſelbe Summe bewilligen wird. Stadtv.
Reuß hält das ganze Projekt für Zukunftsmuſik. Genoſſe
Raute betont, daß das Zuſtandekommen des Baues von
großer wirtſchaftlicher Bedeutung wäre, deshalb ſei es not-
wendig, die 500 Mk. zu bewilligen. Ritter findet 500 Mk. zu
hoch. Dr. Belian befürwortet das Projekt. Er iſt in bezug
auf das Zuſtandekommen des Kanals ſehr hoffnungsvoll. Ge-
noſſe Raute betont, es brauche kein Stadtverordneter ſo opti-
miſtiſch zu ſein, wie der Erſte Bürgermeiſter, aber an der
Summe von 500 Mk. herumzumäkeln, ſei kleimlich, wo man doch
für andere wertloſe und unnütze Projekte Tauſende zum Fen-
ſter hinauswirft. Der Antrag wurde angenommen.

Man will nun endlich einmal daran gehen, einen Bürgerſteig
an der nördlichen Seite der Bergſtraße zu ſchaffen. Die
Magiſtratsvorlage ſieht eine Anlegung und Pflaſterung eines
14 Meter breiten Bürgerſteiges vor von der Marienſtraße
nach der Brunerſtraße, der neuen Straße, die von der Ferdi-
nandſtraße nach der Halleſchen Straße durchgeführt wird. Die
Anlieger ſollen 50 Prozent zur Deckung der Unkoſten mit bei-
tragen. Sämtliche Redner ſprechen ſich für die Notwendigkeit
der Anlegung eines Bürgerſteiges aus; nur Stadtverordneter
Reuß hält eine Pflaſterung am Samuelisdamm für notwen-
diger: „Dort wohnen ſteuerkräftige Leute, die wohl verlangen
können, daß derartige Straßen beſſer berückſichtigt werden“, ſo
entrüſtete ſich der Profeſſor, der auch mit zu den Anwohnern
gehört. Leider hatten die Stadtverordneten kein Verſtändnis
für ſeine Klagen. Vorſteher glaubt, daß 25 Proz.
als Beitrag der Anlieger der Bergſtraße genügen. Stadtver-
ordneter Schulze glaubt, daß verſchiedenen Anliegern der
Bürgerſteig als Eigentum gehört. Genoſſe Raute iſt der Mei-
nung, daß die Sache vorher unterſucht wird, und ſtellt es ſich
heraus, daß Stadtv. Schulze recht hat, könnten die Anlieger
nicht zur Deckung der Unkoſten herangezogen werden. Auf
Vorſchlag des Vorſtehers beſchließen die Stadtverordneten im

Prinzip die Herſtellung des Bürgerſteiges. Gegen 6 Stimmen
wird ferner die Umpflaſterung der Rinkartſtraße von der Poſt
bis zum Marktplatz beſchloſſen. Hierbei wünſcht Stadtverord-
neter Ritter, daß alle Anſchlüſſe für elektriſches Licht uſw. vor
der Pflaſterung vorgenommen werden ſollen. Die Pflaſterung

Sie wird erſt nach
der Schützenſtraße ſteht mit der Militärfrage in Verbindung.
Sie wird deren E g vorgenommen., n

e

Nun kam eine Sache heran, die für manchen Befürworter
ziemlich heikel war. Als die Torgauerbrücke vor drei Jahren
in ſtädtiſchen Beſitz übergehen ſollte, erklärten unſere Genoſſen
im Stadtparlament, daß ſie nach Rückſprache mit verſchiedenen

die an der Brücke gearbeitet hatten, der Anſicht
eien, daß bald ein Neubau der Brücke ſtattfinden ſſe.

Hierauf wurde von „ſachverſtändiger“ Seite behauptet, daß die
Brücke noch lange halte, mindeſtens 30 Jahre. nach drei
Jahren, mußte zugeſtanden werden, daß das Urteil der „Sach
verſtändigen von keinerlei Sachkenntnis getrübt war. Heute
wurde beantragt, da die Brücke in einem ſo ſchlechten Zuſtand
iſt, daß eine Renovierung ungefähr 42 000 Mk. re
werde, wäre es beſſer, gleich eine maſſive neue Brücke herzu-
ſtellen. Ferner macht ſich eine Verbreiterung der
Straße an der Friedhofsmauer notwendig. Die Koſten würden
insgeſammt 120 000 Mk. betragen. Genoſſe e ſtellt f
daß man heute zugeben muß, was die ſozialdemokratiſ
Fraktion damals behauptet hat. Es ſind ſchlechte Berater ge
weſen, die damals das Gegenteil behaupteten. Durch die neue
Anleihewirtſchaft würde das Külzſchauer Projekt gefährdet, oder
man müſſſe beide Projekte verbinden. Der Bürgermeiſter be
ſtreitet einen Widerſpruch zwiſchen heute und vor Uebernahme
der Brücke. Das Külzſchauer Projekt wird nicht darunter leiden.
Genoſſe Raute: Wenn man die Ausführungen hört, muß man
annehmen, daß alles wegen des zu erwartenden Militärs ge
ſchicht. Wenn der Bürgermeiſter behauptet, daß in den Aus
führungen zwiſchen heute und vor drei Jahren kein Wider-
ſpruch enthalten iſt, ſo trifft das nicht zu. Unſere Jnformation
hatten wir von Zimmerleuten und deren Angaben waren
richtig. Daß die Sachverſtändigenausſagen ſo ſchlecht ſind, daß
ſie ſchon nach drei Jahren geändert werden müſſen, zeigt, daß
man künftig kein Vertrauen zu derartigen r
haben kann. Jm Jntereſſe der Stadt iſt der Bau notwendig
aber es entwürdigt das Anſehen der Stadt, wenn heute ſo ge-
ſprochen wird und morgen anders.

Es wird Zeit, daß endlich einmal mit dem Külzſchauer Pro-
jekt Ernſt gemacht wird. Der Bürgermeiſter kennt plötzlich
keine Sachverſtändigen mehr. Genoſſe Raute erinnert daran,
daß das Urteil vom ſtädtiſchen Baumeiſter herrührte. Der
Baumeiſter beſtreitet das. Er will nicht das Karnickel ſein.
(Die damaligen Berichte würden aber die Richtigkeit der Aus
führungen Rautes beſtätigen). Die Vorlage wurde ſchließlich
angenommen, die 120 000 Mark Anleihe, ſollen aus der Spar
kaſſe entnommen werden.

Greppin. Schlägerei. Zwiſchen zwei Frauen kam es
hier zu einer widerlichen Straßenſzene, in deren Verlauf ſie
ſich mit allerlei Haushaltungsgegenſtänden bearbeiteten. Als
die eine von ihnen die andere mit einem Sportwagen zu Boden
geſchlagen hatte, wurde ſie von der Polizei feſtgenommen, wäh-
rend die andere beſinnungslos vom Platze getragen wurde.
Der Grund iſt in eiſerſfüchtigen Zwiſtigkeiten zu ſuchen.

Gräfenhainichen. Wahlterrorismus des Landwehr-
vereins. Wie es auch hier die geſamte Reaktion nach dem Aus
fall der Wahlmännerwahlen treibt, die ja diesmal, zum Leidweſen
dieſer Hurrapatrioten in der 3. Abteilung zugunſten der Sozial-
demokratie ausgefallen ſind, zeigt folgendes, Mitgliedern des
hieſigen Militär- und Landwehrvereins zugeſtelltes Schreiben:

Gräfenhainichen, 22. Mai 1913.
Mir wurde in Erfahrung gebracht, daß Sie bei der letzten

Wahl Jhre Stimme der Sozialdemokratie gegeben haben was
den Satzungen des Kriegervereinsweſens wohl nicht entſpricht.

Wir bitten um Jhre Erklärung, wenn es nicht der Fall ſein
ſollte, innerhalb 3 Tagen oder ſollte es doch der Fall ſein, wir
Sie als ausgeſchloſſen vom Verein betrachten müſſen von heute ab.

Der Militär- und Landwehrverein Gräfenhainichen.
Wir möchten vor allen Dingen dem Schreiber des vorſtehenden

Kulturdokuments als echt teutſchen Mann anraten, lieber ein
wenig mehr die Grammatik ſeiner Mutterſprache zu ſtudieren, als
aufrechte deutſche Arbeiter zu verfolgen. Dieſer Fall zeigt uns
aber wieder, in welch rückſichtsloſer Weiſe die Herrſchaften in
ihren angeblich unpolitiſchen Militärvereinen arbeiten, und wo
der Terrorismus zu finden iſt. Die Arbeiter aber, die noch immer
Mitglieder dieſer Patriotenvereine ſind, ſollten endlich die einzigrichtige Konſequenz ziehen und dieſen Vereinigungen den Rücken
kehren ſie ſollen Mitglieder der politiſchen und gewerkſchaftlichen
Organiſationen werden.

Roßla. Beſtrafter Sittlichkeits Verbrecher. Am
20. Januar befand ſich der in Ellendorf (Kreis Uelzen) geborene
Wilhelm Grünkern auf der Wanderſchaft von Roßla nach Nord
hauſen und traf in der Nähe von Görsbach die geiſtesſchwache
Ehefrau eines Bergmanns aus Dittichenrode, die nach Roßla
wollte. An dieſer Frau ſoll ſich der Angeklagte vergangen haben.
Er hatte ſich wegen dieſes Verbrechens am Montag vor dem
Nordhäuſer Schwurgericht zu verantworten. Während der Ver
handlung wird die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen. Der Angeklagte
gibt die Tatſache zu, will aber nicht rn haben, daß die Frau
geiſteskrank war. Die Zeugen, die die Frau auf der Landſtraße
getroffen haben, bekunden übereinſtimmend, daß dieſelbe infolge
ihres Benehmens und ihrer Kleidung den Eindruck einer Geiſtes
geſtörten machte. Der Sachverſtändige, Dr. Krauſe von der
Landesirrenanſtalt Nietleben, bekundet, daß die Ehefrau ſchon
dreimal dort untergebracht war und daß dieſelbe auch an dem
20. Januar geiſteskrank geweſen ſei. Der Angeklagte hätte dies
auch wahrnehmen müſſen. Es wird dann den Geſchworenen eine
Schuldfrage und eine Frage nach mildernden Umſtänden vorgelegt.
Die Geſchworenen bejahen nur den letzten Teil der Schuldfrage
wegen Erregung öffentlichen Aergerniſſes. Der Staatsanwalt
beantragt 2 Jahre Gefängnis und 5 Jahre Ehrverluſt. Der
Verteidiger, Juſtizrat Witte, bittet um eine weſentlich niedrigere
Strafe und Anrechnung der Unterſuchungshaft. Das Gericht ver
urteilt den Angeklagten zu einer Geſamtſtrafe von 1 Jahr, 1 Monat
Gefängnis und 3 Jahren Ehrverluſt, unter Einrechnung einer
vom Kriegsgericht Erfurt erkannten Strafe wegen unerlaubten
Entfernens vom Heere in Höhe von 43 Tagen.

Wittenberg. Jn der Elbe ertrunken. Der 17 jährige
Schneiderlehrling Kurt Michel badete mit Altersgenoſſen an der
verbotenen Stelle an der Pferdeſchwemme am großen Anger.
Hierbei geriet Michel in einen Strudel und wurde vom Waſſer
in die Tiefe gezogen. Vergeblich verſuchten die übrigen, ihren
hre zu retten auch ſeine Leiche iſt bis jetzt noch nicht
gefunden.

Ortrand. Streik der Banarbeiter. Die beiden Bau-
„gewaltigen“ am Orte konnten es nicht über ſich bringen, den
Schiedsſpruch der Unparteiiſchen bei den Tarifverhandlungen im
Baugewerbe anzuerkennen. Sie weigerten ſich, die für 1913 fälligen
2 Pfg. pro Stunde Lohnerhöhung zu zahlen. Die Bauarbeiter
ſind den Herren die verdiente Antwort darauf nicht ſchuldig ge
blieben, ſie legten am Dienstag früh einmütig die Arbeit nieder,
nur die Poliere und ein paar ältere Kollegen arbeiten noch. Aber
dieſe Dienſtbarkeit wird nicht viel nützen. Die Herren Baumeiſter
werden wohl oder übel ſich bequemen müſſen, den Schiedsſpruch
anzuerkennen. Die Zahl der Streikenden beträgt bis jetzt 50 Mann.Wir wünſchen den Bauarbeitern beſten Erfolg zu 3 ihnen
aufgezwungenen Kampf.

Vereine und Verſammlungen.
Brehna. Die Mitgliederver ſammlung des Sozialdemo

re Vereins findet Sonnabend, den 831. Mai, abends
8 r ſtatt.

Schafſt ädt. Sangesluſtige, die einem Arbeitergeſangver-
ein beitreten wollen, laden wir für Sonnabend, den 81. Mai,
abends 812 Uhr, zu einer Verſammlung ins Reſtaurant Hohen-
e77 ein. Der Bezirksleiter, Genoſſe Koch aus Halle iſt an
weſend.

Hohenleipiſch. Am Sonnabend, den 31. Mai,
814 Uhr, findet eine Mitgliederverſammlung des Sozialdemo
tratiſchen Vereins ſtatt.

Allerlei.
Ein tüchtiger „Pfadfinder“.

Ver „Feldmeiſter“ der Mannheimer Pfadfinder-
truppe, Muſiklehrer Chriſtian Thomas, lockte im Auguſt
letzten Jahres einen Jungen ſeiner Abteilung in ſeine Woh
nung und verging ſich an dieſem in der ſcheußlichſten Weiſe.
Die Strafkammer Mannheim verurteilte den Wüſtling zu
einer Gefängnisſtrafe von 6 Monaten und hob in
der Urteilsbegründung hervor, daß es ſich bei dem Feldmeiſter
um einen perverſen, ſittlich defekten Menſchen handelt.

Einſturz einer Mietskaſerne.
n der Wand einer rieſigen Mietskaſerne in Rom mit etwa

1000 Bewohnern zeigten ſich Srrhe Riſſe, ſo daß die Polizei aufeilige Räumung drängte. Noch ehe die Bewohner auf die Straße

gelangt waren, erfolgte der Einſturz und die letzten 30 Zurück-
gebliebenen mußten in die ausgebreiteten Tücher der Feuerwehr
ſpringen.

Aachen, 27. Mai. Heute morgen iſt das in der Adalbertſtraße
Reſtaurationsgebäude Von der Stein eingeſtürzt. Neben

em eingeſtürzten Hauſe werden Ausſchachtungsarbeiten für einen
Warenhaus-Neubau vorgenommen. Die Bewohner waren ſchon
während der Nacht aus dem Hauſe gegangen, da ſie ein ver-
dächtiges Geräuſch gehört hatten. Verletzt wurde niemand.

Aus dem Zuchthaufe ausgebrochen.
Fünf ſchwere Verbrecher, die zum Teil zu levenslänglichem
Zuchthaus verurteilt waren, ſind aus dem naſſauiſchen Landes
zuchthaus in Diez (Lahn) ausgebrochen. Sie fertigten aus dem
r etwa 50 Meter langen Strick und ließen ſich daran
aus 40 Meter Höhe von dem Berge herab, auf dem das Zuchthaus
liegt. Drei ſind entkommen. Der vierte ſtürzte ab und erlitt
einen Beinbruch. Bei dem fünften riß das Seil, ſo daß er in
15 Meter Höhe frei zwiſchen Himmel und Erde ſchwebte. Er
wurde ſpäter von Anſtaltsbeamten wieder hochgezogen. Polizei
h gitär ſind zur Ergreifung der Flüchtlinge herangezogen
worden.

Kleines Allerlei: Kapitän Staxrud von der Hilfs-
expedition für Schröder-Stranz hat nach Tromſö tele-
graphiert, man möge ihm ein Schiff für 14 Mann ſenden.
Hitze in London. Seit drei Tagen ſchmachtet London unter
faſt tropiſcher Hitze. Dienstag ſtieg das Thermometer bis auf
27. Grad Celſius. Viele Perſonen wurden auf der Straße vom
Hitzſchlag getroffen. Der Führer eines AutoOmnibuſſes
erlitt einen Hitzſchlag, während ſich das vollbeſetzte Gefährt in
voller Fahrt befand. Vergiftung durch Schabefleiſch
und Schierling. Nach dem Genuß von Schabefleiſch, daß ſie
aus einer Schlächterei in Lichter felde bezogen hatten, erkrankten

Perſonen. von denen mehrere im Kreiskrankenhaus
lufnahme finden mußten. Jn Ruxweil er (Elſaß) iſt eine

fünfköpfige Familie durch den Genuß von Schierling erkrankt.
Das Dienſtmädchen iſt bereits geſtorben. Es hatte Peterſilie
mit Schierling verwechſelt und ihn in die Speiſen gemiſcht.

Letzte Nachrichten.
Aus der Budgetkommiſſion.

Berlin, 28. Mai. (Wolffs Bureau.) Jn der heutigen
Sitzung der Budgetkommiſſion des Reichstags wurde beſchloſſen,
ſofort in die zweite Leſung der Wehrvorlage einzutreten. Der
Beſchluß wurde gegen die Stimmen der Konſervativen und des
Zentrums gefaßt. Anſchließend daran erklärte der Vertreter
des Zentrums im Namen ſeiner Fraktion zur Geſchäftsord-
nung: Seine Freunde hielten einmütig und geſchloſſen an
dem Grundſatze feſt: Keine Ausgaben ohne Deckung. Sie
würden an der zweiten Leſung der Wehrvorlage einmütig mit-
arbeiten, ſich aber ihre definitive Stellung zur ganzen Vorlage
vorbehalten.

Vom Kampfe gegen den Militarismus.
Paris, 28. Mai. (W. B.) Der Ausſchuß des Allgemeinen

Arbeitsverbandes beſchloß, gegen die letzten polizeilichen Haus
ſuchungen Einſpruch zu erheben. Der Gemeinderat von Lyon
proteſtiert auf Antrag zweier Sozialiſten nahezu einſtimmig
gegen die in der dortigen Arbeitsbörſe und in den Wohnungen
der Gewerkſchaftsſekretäre vorgenommenen Durchſuchungen,
welche ungerechtfertigte Herausforderungen ſeien und der
Meinung Frankreichs widerſprächen.

Die Kluft im Balkanbunde.
Paris, 28. Mai. Der bulgariſche Finanzminiſter, der als

Vertreter ſeiner Regierung auf der internationalen Finanz-
konferenz in Paris verweilt, erklärte über den Zwiſt Bul-
gariens mit Serbien und Griechenland u. a. folgendes: Jch
verhehle Jhnen nicht, daß die Lage beunruhigend iſt. Uebrigens
wünſche ich, daß der Streitfall geſchlichtet werden möge, ohne
daß man zu den Waffen greift. Die Balkanverbündeten wür-
den der Welt ſonſt ein ſeltſames Schauſpiel bieten. Jedenfalls
wird Bulgarien nicht das Signal zum Angriff geben. Aber
die Gefahr eines Konfliktes beſteht. 200 000 Serben und
80 000 Griechen ſtehen an unſeren alten und neuen Grenzen
bereit. Wenn die Regierungen in Belgrad und Athen, was
ich noch nicht glauben kann, den Hetzereien des Militärs nach
geben, dann iſt Bulgarien einer Jnvaſion preisgegeben, die
zum mindeſten einige Tage lang nur geringen Widerſtand
finden wird; denn 6 unſerer Truppen ſtehen in Thrazien, am
Marmarameer und vor der Tſchataldſchalinie.
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Die Kuh.
Von Friedrich Hebbel.“)

Jn ſeiner Wohnſtube, die ſehr niedrig und auch ekwas
räucherig war, weil es dem Hauſe nach dem herkömmlichen
Brauch des Dorfes am Schornſtein fehlte, ſaß der Bauer
Andreas an dem noch vom Großvater herſtammenden alten,
eichenen Tiſch und überzäblte vielleicht zum neunten Male ein
kleines Häuflein Talerſcheine. Er hatte die Pfeife im Munde,
und daran konnte man ſehen, daß es Sonntag ſei, da er ſich
die mit dem Rauchen verbundene kleine Zeit- und Geldver-
ſchwendung bei ſeiner knappen, ängſtlich-genauen Natur an
keinem anderen Tage erlaubt haben würde; ſie brannte aber
nicht und war auch noch gar nicht angezündet geweſen, obgleich
das Talglicht, wobei es hatte geſchehen ſollen, ſchon lange ge
flackert haben mußte. Um ihn herum, bald zum Vater auf
die Bank kletternd und ihm ernſthaft zuſchauend, bald den
durch die offenſtehende Tür aus und ein wandelnden gravi-
tätiſchen Haushahn jagend und neckend, ſpielte ſein Kind, ein
munteres, braunes Knäblein von zweieinhalb bis drei Jahren.
„Den da,“ murmelte Andreas und hielt einen der Scheine mit
ſichtlichem Behagen in die Höhe, „bekam ich für die Fuhre
Sand, die ich dem Maurermeiſter Niklas in die Stadt lieferte,
als es wie mit Mulden vom Himmel goß; ich kenne ihn an
dem Riß. Ein braver Mann; ich hatte ihm einen Groſchen
wieder herauszugeben, aber er ließ mir den wegen meiner
durchnäßten Haut. Freilich, einen Schnaps habe ich nicht dafür
getrunken, wie er wolltel Dieſen hier,“ fuhr er fort, „habe ich
am ſauerſten verdient, es iſt der mit dem großen Tintenfleck!
Wer dem Apotheker einen ganzen Futtertrog voll Kamillen
bringen will, der muß ſich oft bücken, und das iſt nach dem
Feierabend nicht bloß für die Faulen mühſam!“ „Der zer-
fetzte und wieder zuſammengeklebte,“ begann er nach einer
Pauſe von neuem, „ärgert mich jedesmal, wenn ich ihn an-
ſehe, ich werde den Verdruß nicht los. Anderthalb hätten's
ſein ſollen, wenn ſie auch gerade nicht ausdrücklich zum voraus
bedungen waren. Drei Klafter Holzl Jns Bein hieb ich mich
obendrein vor übergroßem Eifer, weil ich's den Leuten gern,
ehe der Regenguß kam, in den Keller ſchaffen wollte! Und ein
ſolcher Abzugl! Dabei trägt die Frau goldene Ohrringe, und
das Kind weiß nicht, ob es eine Semmel ohne Butter eſſen will
oder nichtl Brüllt's nicht ſchon?“ Er ſprang auf und eilte
ans Fenſter. „Nichts da,“ ſagte er zurückkehrend, „das kam aus
dem Stall des Nachbarsl Nun, morgen wird aus dem meinigen
geantwortet werden! Na, Junge,“ hierbei klopfte er ſein
Knäblein auf die Wange und reichte ihm eine dem Hahn ent-
fallene bunter Feder, „noch heute erhalten unſere beiden Eſel
Geſellſchaft. Dein Vater hat's endlich ſo weit gebracht, die Kuh
iſt ſchon unterwegs! Du mußt das Pferd ſchaffen, wenn du
groß wirſt! Hörſt du?“ Das Kind nickte, als ob es verſtände,
was es doch noch nicht verſtehen konnte. Andreas ſetzte ſich
wieder an den Tiſch. „Freilich, freilich,“ begann er abermals,
indem er einen Zehntalerſchein ergriff, „es würde noch eine
gute Weile gedauert haben, wenn das Glück mich nicht be-
günſtigt hättel Ha, hal Das war ein Fiſchfang, der ſich der
Mühe verlohnte, obgleich der Fiſch nicht zu den eßbaren ge-
hörte. Ei, daß ich doch immer, wie jenen Abend, von ungefähr
darauf zukäme, wenn ſich einer erſäufen will, und die Rettungs-
prämie erwiſchtel Jch bringe jeden wieder ans Ufer, ärger
kann ſich keiner ſträuben, als der Leinweber ſich ſträubte, er
hätte mich faſt in den Grund des Teiches' mit hinabgeriſſen!
Noch fühl' ich ſeine Klauen in meinem linken Arm, und ernſt-
lich hat er's gemeint, denn drei Tage nachher ſchnitt er ſich
den Hals abl Doch was gelingt unſereinem nicht, wenn man
weiß, daß einem eine Belohnung von zehn Talern gewiß iſt!

anderen Erzählungen Hebbels abgedruckt in dem kürzlich er-
ſchienenen Reclambändchen 5513.

Dieſes Nacktſtück iſt aus dem Jahre 1849. Es iſt mit

Lange währt's aber, es wird ja ſchon Nachtl Daß der Müller
meiner Geeſche Bier und Brot vorgeſetzt hat, kann ich mir nicht
denken! Dann müßte ſein Profit größer ſein, als ich glaubte,
und er hätte mich trotz aller Vorſicht angeführt! Jch will ein
mal vor die Tür gehen!“ Andreas ſtand auf und tat jetzt den
erſten Zug aus der Pfeife. „Ja ſo,“ rief er aus, „du brennſt
noch nicht, und ich meine, ſchon eine halbe Stunde zu ſchmau-
chen! Nun, umſonſt will ich dich nicht geſtopft haben.“ Er
nahm ein altes brüchiges Zeitungsblatt vom Tiſch, in das die
Scheine eingewickelt geweſen waren. „Jetzt brauche ich's nicht
mehr,“ ſprach er, indem er es beim Licht anzündete, „noch heute
geht das Geld aus dem Hauſe; denn der Müller kommt gewiß
mit, ich tät's an ſeiner Stelle auchl!“ Er ſteckte die Pfeife in
Brand und warf das Blatt an die Erde. Das Kind hatte dem
plötzlichen Aufflammen desſelben mit leuchtenden Augen zu
géſehen, es rief jetzt: „Ahl“ und hob das Blatt wieder auf.
„Brenn dich nicht!“ ſagte Andreas und ging hinaus. Es war
völlig finſter geworden, und der qualmige Nebel, der den Tag
über die Sonne verhüllt hatte, verhüllte jetzt die Sterne. „Wo
ſie nur bleibt!“ murrte Andreas, ſich mit dem Rücken ver
drießlich an den Türpfoſten lehnend, „nun werd' ich bald
ungeduldigl Ob ſie aufs neue zu dingen angefangen hat?
Glück zu, aber vor dem will ich den Hut abziehen, der da noch
einen Groſchen abzwackt, wo ich den Handel ſchloß! Jch könnte
ihr entgegengehen; doch ſie hat den Pflügerjungen ja bei
ſich, und dann iſt hier auch das Kind. Zwar, das könnt' ich zu
Bett bringen!“ Andreas ging wieder hinein. „Satanl“ rief
er aus und blieb einen Moment mit weit aufgeriſſenem Mund
und faſt aus den Höhlen tretenden Augen auf der Schwelle
der Stube ſtehen. Der Knabe kniete auf der Bank, die er er
klettert hatte, und verbrannte beim Licht eben mit Frohlocken
den letzten Kaſſenſchein; das Flackern des Zeitungsblattes
hatte ihm eine unendliche Freude gemacht, aber die Freude hatte
nicht lange genug gedauert, und um ſie zu erneuern, tat er
alles nach, was er vorher ſeinen Vater, aufmerkſam und neu
gierig zu ihm emporſchauend, hatte tun ſehen. „Aul“ ſchrie das
Kind nach einer Weile, denn das als letztes zu lange feſtge
haltene Papier brannte es auf die Fingerl „mehr!“ ſetzte es
hinzu, als es, das Auge nach der Tür wendend, den faſt ver
ſteinerten Andreas erblickte. Dies Wörtchen weckte dieſen aus
ſeiner Erſtarrung. „Mehr, du Teufelsbrut?“ rief er aus,
ſtürzte auf ſein Söhnchen zu, faßte es, ſeiner ſelbſt nicht mehr
mächtig, bei den Haaren und ſchleuderte es ingrimmig gegen
die Wand, als ob es eine giftige Schlange wäre, deren Stich
er eben gefühlt hätte. „Mehrl“ ſagte er dann, „noch mehr,
viel mehr.“ und riß den am Ofengeſtell hängenden neuen
Strick herunter, mit dem er die Kuh hatte anbinden wollen,
denn ein ſchneller, ſcheuer Blick zur Wand hinüber hatte ihm
gezeigt, daß das Kind laut und leblos mit geborſtenem Schä-
del und mit verſpritztem Gehirn am Boden lag. Er tat einen
Schritt vorwärts, aber die Beine wollten unter ihm brechen, und
er griff um ſich herum in die Luft, wie nach einem Gegenſtand,
an dein er ſich halten könne; da ließ ſich in geringer Ent-
fernung von ſeinem Hauſe klar und deutlich das ſo lange er-
ſehnte Gebrüll vernehmen. Dies ſchien ihm die Kraft zu
einem plötzlichen Entſchluß zu geben; er rief: „Gute Nacht,
Andreas!“ und ſtürzte mit dem Strick auf den Hausflur hin-
aus. Hier ſtand eine Leiter, die auf den Boden führte, von
dem er ſchon am Mittag einen Haufen Stroh zum Streuen
für die Kuh vorſorglich herabgeworfen hatte; dieſe eilte er ſo
ſchnell hinauf, daß ihm ſein Hut, den er nach Bauernſitte im
Hauſe wie auf dem Felde trug, darüber entfiel. Nun ver-
ſchwand er in der Luke und bald darauf knackt der Dachſtuhl.
Faſt in demſelben Augenblick wurde es laut vor der Tür. „Nun,
Andreas, biſt du eingeſchlafen?“ rief eine weibliche Stimme,
„das pflegſt du doch ſonſt nicht zu tun, eh' du deine Grütze im
Leibe haſt! Spring hinein, Hans, und weck ihn!“ Hans, ein
nach Art der Miſtgewächſe lang aufgeſchoſſener ſpindeldürrer
Junge, tat, wie ihm geheißen wurde, während Geeſche die Kuh
feſthielt. Gleich darauf kam er wieder heraus und ſtatterte:
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„Aber Frau, aber Frau!“ ohne mehr hervorbringen zu kön-
nen. „Was iſt's? Was gibt's?“ rief Geeſche, von ſeiner
Leichenbläſſe und ſeinem Zähnegeklapper erſchreckt, und ſtürzte
hinein. Hans griff nach dem Licht und ſagte: „Der Bauer
iſt nicht da,“ dann leuchtete er nach dem Ort hin, wo das Kind
lag. Mit einem jähen Schrei ſank die Mutter um und blieb
bewußtlos liegen. Hans verlor die Beſinnung nun völlig.
„Bauer, Bauer, wo iſt er? wo bleibt er? rief er wohl hundert-
mal hintereinander und rannte, das Licht in der Hand, im
ganzen Hauſe wie toll umher. Als er aus der Küche zurück-
kehrte, wo er ins Ofenloch hineingeleuchtet hatte, ſtolperte er
am Fuße der Leiter über Andreas' Hut, der dort nieder-
gefallen war. „Hat er ſich oben verſteckt, Bauer?“ rief Hans,
„komm er jetzt nur herunter, wir ſind dal!“ Da keine Ant-
wort erfolgte, ſtieg er ſelbſt empor. Als er den Kopf in die
Bodenluke ſteckte und, eine neue Leiterſproſſe erſteigend, Hals
und Schultern nachſchob, ſtieß er auf Widerſtand, der von
etwas herrührte, das ihn anfangs zurückdrängen, ſich dann
zu ſpalten und auseinanderzuteilen ſchien. Der Angſtſchweiß
brach ihm aus, ihn fing zu fiebern an, und ohne zu wiſſen, daß
er's tat, ſtieg er noch höher. Jetzt war es ihm, als ob ſich ein
ſchwerer Menſch wie zum Reiten, auf ſeinen Nacken ſetzte,
zwei ſteife Beine, in denen er an den breiten Meſſingſchnallen
der Schuhe die ſeines Wirtes erkannte, kamen. wie Zinken einer
Gabel, links und rechts auf ſeiner Bruſt zum Vorſchein, und
durch das eine derſelben wurde ihm das Licht aus der Hand
geſtoßen.
dann überſchlug er fich rücklings, ſtürzte und brach das Genick.
Das Licht war nicht verloſchen, ohne vorher den Haufen loſen
Strohes zu entzünden, und in wenigen Minuten ſtand das
Haus in Flammen. Ob Geeſche, als dies geſchah, aus ihrer
Bewußt loſigkeit noch nicht wieder erwacht und willenlos in der
aufs ſchnellfte von Rauch und Qualm gefüllten Stube erſtickt
war, oder ob ſie aus Verzweiflung über das fürchterliche Ende
ihres Kindes verſchmäht hatte, ſich zu retten, hat ſich nicht er
mitteln laſſen. So viel ſteht feſt, daß von ihr, wie von
Andreas, Hans und dem Knäblein nur ein verſchrumpftes Ge-
rippe aus dem Hauſe herausgekommen, und daß auch die Kuh,
dem dieſen armen Tieren angeborenen unſeligen Trieb folgend,
ins Feuer hineingelaufen und mit verbrannt iſt.

S

Ein liſtiges Weibchen.
Von Richard Jenſen.

Es war am 11. Dezember.
Jn der Bank war gewöhnlich um dieſe Zeit ſehr viel zu tun

geweſen und der junge Buchhalter war müde. Es war gegen
Mitternacht. Soeben war er erſt nach Hauſe gekommen, nach-
dem er den ganzen Tag über gearbeitet hatte. Sonſt kam er
um ſechs Uhr und aß dann zu Mittag, heute aber hatte er auf
Koſten der Bank in einem nahegelegenen Reſtaurant gegeſſen.

Nun lag er matt und erſchöpft im Bette und hatte ſich ſchon
auf die rechte Seite umgedreht, zum Zeichen daß er ſchlafen

W

wollte. Das Oberbett hatte er bis unter die Naſe herauf-
gezogen.

Seine junge Frau ſaß aufrecht im Bette.
Sie ſchmollte.
Wie langweilig er war! Warum wollte er denn ausgerechnet

jetzt ſchlafen? Und warum mußte er gerade heute müde ſein,
wo ſie es durchaus nicht war? Dieſer dumme Termin
Wie er ausſah, wenn er die Decke ſo bis unter die Naſe gezogen
hatte! Konnte er ſie nicht ein bißchen anſehen und mit ihr
reden?

Sie kitzelte ihn im Nacken.
„Peter!“ flüſterte ſie, legte den Kopf auf die Seite

lächelte verführeriſch.
„Aach knurrte er und zog das Deckbett dichter an ſich.
Die junge Frage zog die Mundwinkel herab und ſetzte eine

ſtramme Miene auf.
Dann wendete ſie ihm gekränkt den Rücken und legte ſich

nieder. Nun wollte ſie ſchlafen.
Sie hatte zu wenig von dem Deckbett.
Darum zog ſie daran.
Willſt du es etwa ganz für dich haben?“ ſagte ſie.

Er ſchlief weiter, ohne es zu hören.
Da zog ſie wieder an dem Oberbett, aber es half nichts.

Dann lag ſie ein Weilchen ſtill da, bis ſie in die Worte aus-

und

Nun ſtieß er noch einen unartikulierten Laut aus,

brach
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„Schön, du kannſt es ja auch ganz kriegen!“
ſie den Reſt des Bettes von ſich weg. „Jch kann recht gut nackt
liegen Vielleicht werde ich dann krank und muß ſterben.“

Sie war dem Weinen nahe: Peter war wieder feſt einge
ſchlafen.

O, wie garſtig er war! Er nahm nicht die geringſte Rückſicht
auf ſie. Stets war ſie es, die ſich für ihn aufopferte Nun
lag ſie hier bloß und kalt und er hatte das ganze Deckbett!

Und dabei war ſie gar nicht ſchläfrig. Keine Spur!
Ob Karl ihr das wohl je geboten hätte, wenn ſie ihn ge-

heiratet hätte?
Verliebt war er in ſie geweſen!
Damals, vor anderthalb Jahren, hatte er ſie eines Abends

geküßt, als ſie in der Wohnſtube ihrer Eltern allein waren
Sie zog plötzlich ſehr heftig an dem Deckbett.
„Peter!“ rief ſie.
„Herrgott, was denn?“ Der Buchhalter drehte ſich verdrieß-

lich um: „Jch bin wirklich ſehr müde.“
Die junge Frau unterdrückte einen Seufzer.
„Du biſt gar nicht gut zu mir,“ ſagte ſie leiſe.
„Das iſt alles?“ ſagte er ſehr böſe und wollte ſich wieder auf

die andere Seite legen.
Da fing ſie an zu weinen.
„Ach, Peter du weißt nicht, wie weh mir ums Herz iſt. Ge

rade heut abend wollt' ich dir etwas erzählen, das mir ſchon
ſo entſetzlich lange auf dem Herzen gelegen hat. Und nun
willſt du mich gar nicht anhören und mir darüber weghelfen.
Aber du mußt es jetzt erfahren, du mußt es wiſſenl“

Der Buchhalter hatte ſich aufgerichtet und ſtützte ſich auf
ſeinen Ellbogen.

„Was haſt du nur?“ fragte er. „Was iſt denn geſchehen?“
„Es handelt ſich um Karl,“ ſtammelte ſie.
Der Buchhalter wurde wach; er ſetzte ſich aufrecht.
„Um Karl?“ rief er. „Deinen Vetter?“
„Ja,“ ſagte ſie leiſe und vernichtet.
„Karl!“ ſchrie der Buchhalter und packte ihren Arm.

ihr 7 Iſt er dein
ganz weiß geworden.

Erſchrocken ſah ſie ihn an.
„Ach nein.“ ſagte ſie, „du darfſt nichts Schlimmes glauben.

Es war nur Du weiß ja, wir haben als Kinder immer zu-
ſammen geſpielt. Und einmal hat er mich geküßt. Kurz bevor
ich mich mit dir verlobte. Aber es war rein brüderlich Es
hatte nichts zu bedeuten, verſtehſt du? O, du darfſt dir keine
böſen Gedanken machen. Das tuſt du ja auch nicht, gelt? Jch
meinte ja bloß, du müßteſt es erfahren Jch muß dir eben
alles ſagen. Du zürnſt mir doch nicht? Jch habe es ja in der
beſten Abſicht getan.

„Du haſt mir einen netten Schreck eingejagt!“ ſagte er.
„Jch hab' dich ja ſo lieb!“ flüſterte ſie demütig und ſchmiegte

ſich an ihn.
„Du kleine prächtige Frau!“ rief der Buchhalter und preßte

ſie zärtlich an ſich.
Er war wach.

Damit ſchob

„Seid
Er konnte kaum ſprechen und war
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Frauenkult in Amerika.
merita iſt das Land der eigenartigen Gegenſätze. Auf dem

Boden des nüchternſten Erwerbslebens, der rücſichtsloſeſten
Jagd nach dem Erfolg, der potenzierten Hochachtung vor dem
„Dollar“, die den Mann nur das „wert“ ſein läßt, was er be-
ſitt, lonnte die zarte Blume eines uns Europäern faſt unver-
ſtändlichen Frauenkults erblühen, die an die Frauenverehrunn
des Mittelalters erinnert, nur daß ſie nicht wie jene ihre
Gegenſeite in einer tatſachlichen Unterdrückung und Gebunden-
heit der Frau hat. Die amerikaniſche Frau iſt nicht nur die
am ritterlichſten verehrte, ſie iſt auch die emanzipierteſte Frau
der Welt. Sie lernt und ſtudiert wie der Mann; ſie ſteht
neben ihm im öffentlichen Leben; ſie beſitzt in einer Reihe von
Staaten das Wahlrecht; alle Aemter ſtehen ihr offen und es
muß faſt als ein Zufall betrachtet werden, daß noch keine Frau
Präſident der Republik geworden iſt. Das erſcheint als ein
neuer Widerſpruch: ſollte man doch meinen, daß die ritterlich-
ſentimentale Auffaſſung des Verhältniſſes zur Frau eine ge-
wiſſe Diſtanz braucht, die das Weib mit dem Schleier des Ge-
heimnisvollen umwebt, während ſie auf dem Boden eines
kameradſchaftlich-freien Zuſammenlebens und Wirkens nicht
gedeihen kann.

Es iſt das Verdienſt einer kleinen, ſoeben bei Eugen Diede-
rich-Jena erſchienenen Schrift von Fritz Voechting:
Ueber den amerikaniſchen Frauenkult, daß ſie
uns einen Einblick in die Grundlagen, das Weſen und die



Aeußerungen dieſer intereſſanten volksepſychologiſchen Erſchei-
nung gewährt und uns damit ihr Verſtändnis vermittelt, ihre
ſcheinbaren Widerſprüche erklärt. Voechting ſieht eine der
Grundlagen des ritterlichen Verhaltens des Amerikaners zur
Frau in der hauptſächlich kriegeriſchen Vergangenheit des Lan
des. Die Einwohner, die jetzt die eigentliche Kulturbevölke-
rung der Vereinigten Staaten bilden, mußten ſich erſt den Be
ſitz des Landes erkämpfen. Jn jenen unruhigen, wilden Zeiten
war der Mann naturgemäß der Schützer der Frau, und die
zarte Auffaſſung dieſes Verhältniſſes wurde noch dadurch ge-
fördert, daß, wie bei allen Einwanderern die Frauen ſtark in
der Minderheit waren, alſo Seltenheitswert hatten. Noch
heute iſt ja dieſes numeriſche Mißverhältnis zwiſchen den Ge-
ſchlechtern nicht ganz verſchwunden.

Ein weiteres Moment iſt im Erziehungs- und Bil-
dungsweſen zu erblicken, das in ſeiner amerikaniſchen
Ausgeſtaltung freilich ſchon eine intellektuelle Gleichwertung
der Frau vorausſetzt. Die Vereinigten Staaten ſind das Land,
in dem die gemeinſame Erziehung der Geſchlechter, die
Koedukation, bis jetzt am weiteſten zur Durchführung
gelangt iſt. Bereits im Jahre 1898 beherrſchte ſie 70 Proz.
aller Unterrichtsanſtalten und hat ſeither weitere Fortſchritte
gemacht. Voechting vertritt nun die Anſicht, daß in einem
Lande mit ritterlichen Traditionen und einer dem Raſſecharak-
ter (angelſächſiſch) entſprechenden ſentimentalen Auffaſſung der
Beziehungen zum Weibe, die gemeinſame Erziehung dieſe
Sinnesart nicht zu verdrängen braucht, ſondern ſie nur auf
realeren Boden ſtellt, daß gerade durch das dauernde Zu-
ſammenſein von Knaben und Mädchen, die ſchon dem kleinen
Jungen eingeimpfte Hochachtung vor allem weiblichen zu einem
Gegenſtande der Uebung, des Wettbewerbes, zu einer Ehren-
ſache wird.

Von Bedeutung iſt dabei auch die Wahl der Unter-
richtsfächer. Während die männliche Jugend mehr die
realeren Fächer bevorzugt und Kenntniſſe nur in Hinblick auf
einen künftigen Beruf verlangt, erſtrebt die weibliche entweder
die Stellung einer Lehrerin oder den Erwerb einer allgemeinen
vorwiegend ſchöngeiſtigen Bildung. Das zeigt ſich bereits auf
den höheren Schulen, die die Jugend im Alter von 14 bis 18
Jahren aufnehmen, und in denen die übrigens ſtark in der
Majorität befindlichen jungen Mädchen ſich vor allem den
Studium der Sprachen, Geſchichte, Literatur, Pſychologie uſw.
widmen. Es tritt aber naturgemäß noch weit ſchärfer hervor
auf den Univerſitäten, wo die Wabl der Studienfächer ja weit
freier iſt. Jm Jahre 1899 ſtanden an den öffentlichen und
privaten höheren Bildungsanſtalten 45 120 männlichen 28 785
weibliche Studierende gegenüber. Die Frauen ſind bier alſo in
der Minderheit. wenn auch ihr Anteil größer iſt als in irgend
einem europäiſchen Lande. Trotz dieſer abſoluten Minorität,
ſtellten ſie aber doch in den Kurſen für Literatur, für Künſte
und für allgemeine Wiſſenſchaften die Hälfte und darüber der
Studierenden, während ſie in den juriſtiſchen, mediziniſchen
und technologiſchen Kollegien ſtark zurücktraten.

So eignet ſich die Frau eine Belidung an, die dem Mann als
etwas Höheres, Feineres erſcheint als ſein nur auf die prak-
tiſchen Bedürfniſſe zugeſchnittenes Weſen. Und da ſie außer-
dem ſich durch Lektüre, Beſuch von Theatern, Konzerten,
Muſeen, durch Reiſen uſw. fortzubilden die Zeit hat, während
der Mann ſofort in die harte Fron des Erwerbslebens nach
dem Grundſatz „Time is money“ Zeit iſt Geld einge-
ſpannt wird, ſo kommt es, daß die in geiſtiger und auch in
törperlicher Hinſicht hochkultivierte Frau ihm als etwas weit
Beſſeres erſcheint, als er ſelbſt iſt, daß ſie ihm gewiſſermaßen
ur Verkörperung ſeiner Sehnſucht nach allem Geiſtigen,

Jdealen, Poetiſchen wird.
Die große Verehrung der Frau zeigt ſich ſowohl im öffent-

lichen als auch im Familienleben. Schon dem Knaben
wird eingeprägt, daß es ſeine höchſte Pflicht iſt, gegen ſeine
Schweſter ritterlich zu ſein. Das junge, herangewachſene Mäd-
chen wird zum Mittelpunkt des Hauſes, dem die Dienerſchaft,
Eltern, Brüder, Verwandte, Freunde huldigen und es auf
Händen tragen. Dabei erwartet man nichts von ihm, als daß
es ſich dieſe Huldigung mit Grazie gefallen laſſe, daß es das
Daſein ſchmücke, was es ja auch ſeinem Jnſtinkte und ſeiner
ganzen Ausbildung nach vortrefflich verſteht. Jm Umgange
der Geſchlechter herrſcht die weitgehendſte Freiheit. Das
junge Mädchen empfängt die jungen Leute ihrer Bekanntſchaft
ruhig bei ſich allein, beſucht mit ihnen Theater, Konzgerte,
Reſtaurants, macht mit ihnen Ausflüge. Dabei iſt es ſelbſtver-
ſtändlich, daß der junge Mann die Koſten des Zuſammenſeins
allein trägt, wobei die Dame ſich in ihren Anſprüchen durch
keinerlei Rückſichten auf die Vermögensverhältniſſe ihres
Ritters beſchränken läßt. Dafür biete ſie ihm freilich ein ge-
wiſſes Acquivalent in der graziöſen, ſicheren Art, in der ſie die
Unterhaltung führt.

Jn der Ehe ſetzt ſich das Untergebenheitseverhältnis des
Mannes fort. Die junge Frau betrachtet es als ſelbſtverſtänd-
lich. daß der Ehemann ſich draußen den ganzen Tag abmühbht,
während ſie ihren Neigungen und Sports nachgebt, und daß er
glücklich iſt, das Erworbene zu ihren kleinen Füßen niderlegen

zu dürfen. Nichts darf ihm zu ſchwer errungen, keine eigene
Liebhaberei darf ihm zu wertvoll ſein, daß er ſie nicht auf dem
Altar ſeiner Göttin gern und freudig opferte. Bei dem hohen
Preiſe ſeiner Arbeitskraft ſind Dienſtboten in Amerika ein
großer Luxus und die meiſten, auch bürgerlichen Haushaltun-
gen, müſſen ſich ohne ſie behelfen. Da iſt es denn ſelbſtver
ſtändlich, daß der Mann, wenn er des Abends müde nach Hauſe
kommt, ſeiner Frau noch den ſchwerſten Teil der Hausarbeit
abnimmt: Stiefel putzt, Waſſer trägt, aufwäſcht uſw. Bei
d angen ſchiebt er den Kinderwagen oder trägt den Säug-
ing.
Die Ehegeſetze unierſtüten die Auffaſſung von der

Höherwertigkeit der Frau. Mit dem Ehkeſchluß tritt die Frau
das Anrecht auf ein Drittel des liegenden Beſitzes ihres Man-
nes an, das ihr nach ſeinem Tode unbedingt zufällt. Dieſer
Beſitz kann ihr auch von den Gläubigern des Mannes ſelbſt im
Falle eines Zwangsverkaufes nicht angetaſtet werden. Außer
dem beſitzt und genießt die Frau ihr Privateigentum und den
Ertrag ihrer Arbeit, frei von allem Einſpruch und der Kon-
trolle des Mannes. Der Gatte haftet dabei für den ſtandes-
gemäßen Lebensunterhalt der Frau und ihrer Kinder ohne
Rückſicht auf die Ausdehnung ihres eigenen Beſitzes. Jm Falle
einer Eheſcheidung mit Schuldigſprechung des Mannes iſt
dieſer verpflichtet, der Frau zeitlebens Alimente zu zablen,
auch wenn ſie ſich wieder verheiratet. Dagegen kann die Frau
im Fallr ihrer Schuldigſprechung zu keiner Leiſtung heran-
gezogen werden. Uebrigens ſollte man glauben, daß die
Frauen ſich nur ſelten aus dem Paradieſe einer ſolchen Ehe
herausſehnen. Dem iſt aber nicht ſo. Jm Jahre 1910 fielen
in den Vereinigten Staaten auf je 100 000 Einwohner 73 Schei-
dungen gegen 32 in der Schweiz, 23 in Frankreich, 15 in
Deutſchland und gar nur drei in England. Und rund zwei
Drittel aller amerikaniſchen Scheidungen ſind von weiblicher
Seite beantragt. Auch in geſchäftlicher Hinſicht genießt
die Frau in Amerika weitgehende geſetzliche Vorteile. So kann
ſie für eine betrügeriſch eingegangene Schuld nicht verhaftet
werden. Das volle Wablrecht iſt ihr bis jetzt in vier
Staaten der Union (Wyoming, Kolorado, Utah und Jdabo) zu-
geſtanden.

Der weibliche Einfluß beherrſcht in hohem Maße auch alle
ſonſtigen Beußerungen des amerikaniſchen Lebens, ſo vor allem
die Preſſe und die Kunſt. Die Zeitungen müſſen entſprechend
den Jntereſſen ihrer weiblichen Leſer ſtets einen großen Teil
ihres Raumes der Wiedergabe geſellſchaftlicher Ereigniſſe und
romantiſcher Vorkommniſſe widmen. Für letztere hat die Ame-
rikanerin beſonders Faible. Darum ſind einigermaßen be-
rühmte Perſönlichkeiten auch nie ſicher, daß nicht die intimſten
Details ihres Lebens, und zwar vor allem, auf erotiſchem Ge
biete Verlobungen? Heiraten, Scheidungen durch die
Preſſe der Oeffentlichkeit preisgegeben werden. Jn den wöchent-
lich oder monatlich erſcheinenden „Magazinen“ herrſcht der
Roman, in dem das Geſchlechtsverhältnie immer in möglichſt
ſentimentaler, die Frau verherrlichender Form variiert wird.
Die meiſten Romane und Nevellen entſtammen übrigens weib-
licher Feder.

Auch die übrige Kunſt ſcheint in erſter Linie der Frau zu
dienen. Die Malerei iſt nur dazu da, ſie in immer neuer und
reizvollerer Auffaſſung wiederzugeben. Auf der Bübne ſtellt
man ſie gleichfalls mit Vorliebe in den Mittelpunkt des Stückes.
Manche Autoren verſuchen freilich auch, eine Kritik der moder-
nen amerikaniſchen Frau zu geben, aber auch ſie müſſen dem
Geſchmack des Publikums inſofern Rechnung tragen als ſich
zum Schluſſe doch alles zur Zufriedenbeit löſen muß.

Der Verfaſſer betont zum Schluß, daß der amerikaniſche
Frauenlult trotz mancher Auswüchſe doch eine gute, ja notwen-
dige Sache ſei, da ohne ihn der amerikaniſche Geiſt unter dem
Drucke der materiell-ökonomiſchen Kämpfe, die ihm durch die
Verhältniſſe aufgezwungen waren, wohl ganz den Zuſammen-
hang mit den Kulturgütern verloren hätte. Die Frau habe
das Kulturerbe weitergegeben und den Acker für die umher-
fliegenden Samenkörner offen gehalten, wenn ſie auch nicht
ſelbſt die ſchöpferiſche Saat ſtreuen konnte. Aber er bofft, daß
dieſer Zuſtand nur ein vorübergehender ſein werde, daß
der dem Mittlertum der Frau entwachſene männliche Geiſt
ſpäter ſelbſt und unmittelbar nach den Kronen des Daſeins
greifen werde.

Daß jene übertriebene Hochſchätzung der Frau die ſie nicht
zur Gefährtin des Mannes, ſondern zu ſeiner Göttin macht,
etwas ungeſundes, beide Teile korrumpierendes hat, iſt ſelbſt
verſtändlich, wenn ſie auch zeitweiſe etwas notwendiges war.
Aber ſie findet ſich doch auch vorwiegend nur in den böhberen
Schichten der Geſellſchaft. Das arbeitende Volk, das auch in
Amerika die ungeheure Mehrheit der Bevölkerung bildet, kennt
nicht die Auffaſſung der Frau als eines Schmuckes des Da
ſeins, eines Spielzeuges, ſondern ihm iſt das Weib die heute
ſchon die gleichſtrebende und kämpfende Gefährtin und dieſe
Auffaſſung wird ſich mit dem weiteren Vordringen des So-
zialismus naturgemäß auch immer ſtärker durchſetzen. Jn-
wieweit in einer Periode wirklicher Gleichberechtigung der Ge



ſchlechter die Frau ſich an der neue Kultur und Geiſteswerte
ſchaffenden Arbeit beteiligen wird. darüber heute ſchon prophe-
zeien zu wollen, dünkt uns ein müßiges Beginnen.

Kleines Feuilleton.
Der größte Waſſerfall der Erde.

Wenn man den Rang der großen Waſſerfälle beſtimmen will,
ſo muß man ſich zunächſt darüber klar werden, welche Eigen
ſchaft in erſte Linte geſtellt werden ſoll. Es kommt dabei
namentlich auf die Waſſermenge und auf die Höhe an. Die
Großartigkeit des Niagara z. B. beruht hauptſächlich auf der
ungeheuren Waſſermaſſe. Daß dieſe für den Eindruck weſent
lich beſtimmend iſt, lehrt ja auch ſchon der Rheinfall, der noch
um mehr als die Hälfte niedriger iſt und mit Recht als eine
Sehenswürdigkeit und Naturſchönheit erſten Grades gilt. Die
norwegiſchen Waſſerfälle dagegen können ſich an Fülle mit
dieſen nicht meſſen und unterliegen namentlich auch viel
größeren Schwankungen der Waſſermenge. Die Höhe des
Sturzes aber, die nach Hunderten von Metern zählt, während
ſie beim Niagara nur höchſtens 50 und beim Rhein ſogar nur
21 Meter beträgt, fügt an Energie hinzu, was ihr durch die
geringe Menge des ſtürzenden Waſſers abgeht. Erſt neuer-
dings bekannter gewordene Waſſerfälle in Paraguay in Süd
amerika beſitzen auch nur eine geringe Höhe. Bisher mußte
man daher den Preis wohl den Viktoriagfällen des Sambeſi in
Südafrika zuerkennen, die gleichfalls eine ſehr große Waſſer-
maſſe beſitzen, dabei aber doppelt ſo breit und hoch ſind wie der
Niagarafall. Es ſcheint aber einen noch größeren Waſſerfall
zu geben, der gleichfalls in Südamerika liegt und den Namen
Kaieteurfall führt. Er gehört zum Flußbereich des Eſſequibo
bezw. deſſen Nebenfluß Potaro. Er wurde vom Engländer
Browne im Jahre 1870 entdeckt. Der Potaro ſtürzt dort über
eine große Granitſchwelle von faſt 120 Meter Breite 250 Meter
tief hinab, und zwar in ganz freiem Fall, der weder durch
Jnſeln noch durch andere Hinderniſſe geſtört wird. Die Höhe
würde alſo die des Niagara etwa fünfmal, die der Viktoriafälle
ums Doppelte übertreffen und um rund 100 Meter größer ſein
als die des Kölner Doms. An Breite ſteht er freilich hinter
den genannten Fällen zurück, auch an Waſſermaſſe. Wegen der
größeren Höhe aber iſt die Kraft des Kaieteurfalles der des
Niagara noch überlegen. Sie wird auf 1265 000 Pferdeſtärken
geſchätzt gegen 1 200000 des Niaggara. Danach dürfte dem
Kaieteur wohl der Ehrentitel des größeren Waſſerfalles der
Erde beizulegen ſein. Die Engländer rechnen darauf, daß

ſeine Ausnutzung für die Entwicklung ihrer ſüd amerikaniſchen
Kolonie eine hohe Bedeutung gewinnen werde. wenn deren
Hinterland erſt durch eine Eiſenbahn erſchloſſen ſein wird.

Warum ermüdet das Stehen mehr als das Gehen?
Wenn es ſfelänge, eine Statue auch im Jnnenbau genau

nach dem Modell des Menſchen herzuſtellen, ſo wäre es un-
möglich, ſie irgendwie im Gleichgewicht zu erhalten. Jn jeder
Stellung würde der Kopf entweder nach vorne oder nach rück
wärts ſinken aufgeſtellt müßte dieſes menſchliche Modell in
den Fußgelenken vornüber fallen. Auch ſitzend könnte man es
nicht erhalten es würde ohne Unterſtützung ſchlankweg hinteir-
über zuſammenfallen.

Daß der Menſch ſtehen, ſitzen, den Kopf hoch tragen kann,
beruht auf ſeiner Lebenstätigkeit und iſt an die Arbeit beſon-
derer Muskeln gebunden. So erklärt es ſich, daß ſein Kopf im
Schlafe (ſo auch im Tode) nach vorn auf die Bruſt ſinkt, da
hierbei die Nackenmuskulatur erſchlafft iſt. Sie hält durch an
geſtrengte Tätigkeit den Kopf aufrecht und dies iſt auch die Ur-
ſache, warum beim Leſen, überhaupt bei jeder länger andauern-
den Tätigkeit, die den Kopf in eine andere Situation als die
des Liegens bringt, er immer ſchwerer wird. Man „nickt ein“,
weil die Nackenmuskulatur erſchlafft, wenn ſich nicht der aus
geſprochene Wille auf ſie richtet.

Das gleiche iſt der Fall mit dem Rumpf beim Sitzen. Je
nachdem, ob man ſich vor oder nach der Mahlzeit befindet, iſt
der Schwerpunkt des Körpers verſchoben. Zwiſchen den Mahl-
seiten, alſo durchſchnittlich, befindet er ſich bei geradem Sitz
etwa anderthalb handbreit über dem Nabel nach dem Rücken
p. Deshalb müßte man umfallen, wenn nicht die kräftige

umpfmuskulatur immer wieder durch Zuſammenziehungen
das Gleichgewicht herſtellen würde. Deshalb ermüdet auch ge
rades Sitzen. Der Körper bedarf der Rückenlehne und hat
immer die Tendenz, nach hinten zuſammenzuſinken.

Noch anſtrengender iſt aber das Stehen, da das vorhin ange
deutete Einnicken in den Fußgelenken nur durch dauernde
Tätigkeit der Wadenmuskulatur verhütet werden kann. Da
bei dem Gehen auch andere Muskeln abwechſelnd in Tätigkeit
seſgdt werden, erträgt man es viel länger als ruhiges Stehen.

angz ruhiger Stand iſt übrigens nur eine Jlluſion. Da
das Stehen von der Tätigkeit der Wadenmuskeln abhängt,

jede Muskeltätigkeit ſich aber nur in Form einzelner, wenn
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auch ſchnell aufeinander folgender Zuckungen äußert, ſo muß
der Körper des Stehenden ununterbrochen hin- und herpendeln,
was dem Bergſteiger oft in unangenehmſter Weiſe ins Be-
wußtſein tritt, wenn er auf ſehr exponierter Stelle ſtehend,
ermüdet. Nur zu leicht ſtellt ſich dann das Gefühl ein, daß der
„Stand“ ſich in leicht pendelnder Bewegung findet, und die
obigen Erwägungen beweiſen, daß dieſes Empfinden nicht
allein eine „Schwindel-Jlluſion“ iſt.

Die Eröffnung des Panamakanals
ſteht bekanntlich für den 25. September dieſes Jahres in Aus-
ſicht. An dieſem Tage werden es genau 400 Jahre her ſein,
daß Vasco Nemez de Balbao den Stillen Ozean entdeckte. Auf
Angaben eines indianiſchen Häuptlings hin ging er auf Ent-
deckung aus und erblickte von einem Bergesrücken des Jſthmus
Panama aus den pazifiquiſchen Ozean. Vier Tage ſpäter ſtand
er am Ufer des Meeres und nannte den Platz nach dem Heiligen
des Tages Golf von San Miguel.

Die Baukoſten des rieſigen Werkes werden 578 Millionen
Dollars betragen. Bis jetzt ſind 4891 Millionen Dollars Kanal-
ſchuldſcheine ausgegeben worden, die zu 2 Prozent und 50 Mil-
lionen Dollars, die zu 3 Prozent verzinſt werden. Da auch der
Reſt mit 3 Prozent verzinſt werden ſoll, ſo beträgt die jähr-
liche Zinſenlaſt 10,4 Millionen Dollars. Hierzu kommen 4 Mil-
lionen für Betrieb und Unterhaltung, ſo daß alſo jährlich
14 Millionen Dollar aufzubringen ſein werden, die durch die
Einnahmen des Kanals kaum gedeckt werden dürften.

W 2
Humor und Satire.

Feſtrede auf Richard Wagner,
gehalten im Kriegerverein in Mautzwinkel.

Der Kladderadatſch bringt folgende Satire: „Kameraden!
Jm Jahre 1813 rief unſer allergnädigſter König und alle
alle kamen! Auch Richard Wagner, der am 22. Mai dieſes
Jahres das Licht der Welt erblickte. Und ſiehe, das Lied, das
ſein göttlicher Held Siegfried ſingt: „Du Schwert an meiner
Linken“ fegte den korſiſchen Eroberer aus den Gauen Deutſch
lands hinweg wie der Sturm die Spreu. Richard Wagner
lernte, nachdem er in Leipzig geboren, bei den Meiſterſingern
in Nürnberg das Muſikgeſchäft und diente dann ſein Jahr bei
den ſchweren Reitern in München ab, wo er auf Poſten vor
dem Palais des Königs Ludwig II. das ſchöne Lied dichtete:
„O du mein holder Abendſtern! Wie ſeh' ich immer dich ſo
gern, ſteh' ich in finſt rer Mitternacht, ſo einſam auf der ſtillen
Wacht.“ Ludwig II., der ſelbſt ſehr muſikaliſch war, beför-
derte ihn daraufhin zum Gefreiten und befahl ihm, die ruhm-
reichen Feldzüge der Nibelungen zu vertonen, deren erhabenes,
Fürſtengeſchlecht im Kriege mit ihrem Erbfeind ſo ſichtbar vom
Himmel geſegnet wurde. Wagner verdiente mit dieſer ſchönen,
wahrhaft patriotiſchen Oper ſo viel Geld, daß er ſich in Bai-
reuth die Villa Wahnfried kaufen und heiraten konnte. Hier
ſchuf er auch den Hochzeitsmarſch aus Lohengrin, dem zu ver
ſchiedenen Malen die Ehre erwieſen wurde, bei Trauungsfeier-
lichkeiten allerhöchſter Herrſchaften von der Kapelle des erſten
Garderegiments zu Fuß geſpielt zu werden. So hat uns
Richard Wagner eine Fülle von echt preußiſchen Melodien ge
ſchaffen wenn auch allerdings nicht den Sang an Aegir, den
unſer Oberſter Kriegsherr komponierte. Des Meiſters beſtes
aber iſt der Parſifal. Hier ſymboliſierte er in dem „heiligen
GHral“ gar wunderbar die Liebe zum angeſtammten Herrſcher-
hauſe; darum ſoll dieſe Oper auch nach ihrer Freigabe an allen
Königsgeburtstagen und den übrigen vaterländiſchen Gedenk-
feſten aufgeführt werden. So wollen wir denn, Kameraden,
die Fahne der Wagnerſchen Muſik hochhalten und jenes Lied
ſingen, das ſchon Wolfram von Eſchenbach vor ſeinem Aller-
gnädigſten Herrn auf der von Bodo Ebhardt reſtaurierten Hoh-
königsburg in die Lüfte ſchmetterte: Heil dir im Siegerkranz.

Der Freudentrunk. Der Lehrer erzählt ſeinen Kleinen die
bibliſche Geſchichte vom Vater Abraham, der ſeinen einzigen
Sohn dem Herrn opfern wollte, und ſchließt ſeine Ausfüh-
rungen mit den Worten: „Welche Freude mußte doch der Vater
empfinden, daß Gott ihm das große Opfer erließ!“

Nun will der Lehrer ſeine Schüler zum Denken anregen, in-
dem er fragt: „Was wird wohl der Vater in ſeiner erſten
Freude zu Jſaak geſagt haben

Ein Achtjähriger meldet ſich: „Geh Bua!

aber a Maß!“ (Jugend.)Vorſichtig. „Die junge Witwe ſchäkert ja mit allen ſechs
Wettfliegern, die heute aufſteigen.“ „Na, ſie denkt ſich eben,
einer wird ja doch wohl wieder ganz herunterkommen.“
Werbung. Sie irren ſich, Herr Mandelblüh. Meine
Tochter bekommt nicht ſo viel Mitgift, als Se glauben!“
„Nu, und wie viel glauben Se, daß ich glaub?“ Verfehlte
Wirkung. Gatte (zur Gattin, die zu ſingen anfängt, als ihr
von ihrem Mann eine neue Taille verweigert wird): „Tini,
das ſag ich dir, mit Gewalt iſt bei mir nie etwas zu erreichen

(Fliegende Blätter.)

Jetzt kauf ma uns
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